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Beginn der Sitzung: 10.31 Uhr.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf
Sie herzlich begrüßen. Ich eröffne die 94. Sitzung
im 33. Tagungsabschnitt des Niedersächsischen
Landtages der 15. Wahlperiode.

Ich stelle die Beschlussfähigkeit fest.

Ich darf der Kollegin Polat zu einem beneidens-
werten Geburtstag gratulieren. Alles Gute.

(Beifall im ganzen Hause)

Die Einladung und die Tagesordnung für diesen
Tagungsabschnitt liegen Ihnen gedruckt vor.

(Unruhe)

- Können die Unterhaltungen eingestellt werden,
meine Damen und Herren? - Ich habe viel Zeit, zu
warten. Ich habe damit kein Problem.

Für die Aktuelle Stunde liegen vier Beratungsge-
genstände vor.

Es liegen zwei Dringliche Anfragen vor, die morgen
nach der Mittagspause beantwortet werden.

Zu Tagesordnungspunkt 7 - Entwurf eines Geset-
zes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften -
hat die Landesregierung, einer Anregung des Äl-
testenrats folgend, darum gebeten, den Gesetz-
entwurf direkt in die Ausschüsse zu überweisen.
Die Behandlung von Tagesordnungspunkt 7 ent-
fällt somit. - Dagegen erhebt sich kein Wider-
spruch.

Die Behandlung des Tagesordnungspunkts 11
entfällt, da der zugrunde liegende Antrag zurück-
gezogen wurde.

Auf der Basis der im Ältestenrat für die Beratung
einzelner Punkte gemäß § 71 unserer Geschäfts-
ordnung vereinbarten Redezeiten und des gleich-
falls im Ältestenrat vereinbarten Verteilerschlüssels
haben die Fraktionen die ihnen jeweils zustehen-
den Zeitkontingente so verteilt, wie Sie das aus der
Ihnen vorgelegten Übersicht ersehen können.

Ich erinnere noch einmal daran, dass Kurzinter-
ventionen nach unserer Geschäftsordnung nur auf
den Redebeitrag eines Mitgliedes des Landtages
einer anderen Fraktion möglich sind. Daher dürfen
sich Kurzinterventionen nicht auf eine andere
Kurzintervention oder den Redebeitrag eines Mit-

gliedes der Landesregierung beziehen. Treffen die
Wortmeldung zu einer Kurzintervention und die
Wortmeldung eines Mitgliedes der Landesregie-
rung zusammen, wird die jeweils amtierende Prä-
sidentin oder der Präsident die Landesregierung
fragen, ob sie zunächst die Kurintervention und
eine etwaige Antwort darauf zulässt.

Im Übrigen weise ich darauf hin, dass ich das Wort
zu einer Kurzintervention mit je einer Rednerin
oder einem Redner der jeweils anderen Fraktionen
erteile. - Ich glaube, es war wichtig, das noch ein-
mal zu erwähnen.

Außerdem erinnere ich noch einmal daran, dass
wir uns darauf verständigt haben, Kurzinterventio-
nen bei den Tagesordnungspunkten „Aktuelle
Stunde“, „Dringliche Anfragen“ und „Mündliche
Anfragen“ nicht zuzulassen.

Ich gehe davon aus, dass die vom Ältestenrat vor-
geschlagenen Regelungen für die Beratungen
verbindlich sind und darüber nicht mehr bei jedem
Punkt abgestimmt wird.

Ich stelle fest, dass das Haus mit diesem Verfah-
ren einverstanden ist.

Die heutige Sitzung soll gegen 19.45 Uhr enden.

Ich möchte Sie noch auf zwei Ausstellungen hin-
weisen: In der Wandelhalle ist die von Schülerin-
nen und Schülern konzipierte Ausstellung zur
Hospitation „Schülerinnen und Schüler begleiten
Abgeordnete“ zu sehen. Im Rahmen dieser Aus-
stellung werden zahlreiche Exponate ausgestellt,
mit denen die Schülerinnen und Schüler ihre Ein-
drücke und Erfahrungen während ihrer jeweils
einwöchigen Hospitation dokumentiert haben.

Im Schuljahr 2005/2006 haben 90 Schülerinnen
und Schüler von Schulen aus ganz Niedersachsen
an diesem bundesweit einzigartigen Projekt teilge-
nommen. Dabei wurden sie von 30 Abgeordneten
aus allen im Landtag vertretenen Fraktionen be-
treut.

Abseits meines Manuskriptes darf ich sagen, dass
die Resonanz bei den Schülerinnen und Schülern
außerordentlich positiv ist. Ich habe noch keine
kritische Rückmeldung bekommen. Ich kann des-
halb nur empfehlen, die Kontakte auf diesem Weg
weiter zu pflegen. Ich glaube, dies ist die beste Art
und Weise, jungen Menschen klar zu machen, was
in diesem Hause hier passiert. Vielen Dank allen
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Kolleginnen und Kollegen sowie den Schülerinnen
und Schülern.

(Beifall im ganzen Hause)

Als letztes darf ich darauf hinweisen, dass in der
Zeit vom 21. Juli bis zum 7. September 2006 die
Ausstellung „Geschichte verbindet – Landesge-
schichte in Stadt-Geschichte“ in den Räumen des
Niedersächsischen Landtages gezeigt wird. An
dieser herausragenden Präsentation sind insge-
samt 23 niedersächsische Städte beteiligt - so
etwas hat es bisher noch nicht gegeben -, die mit
den Darstellungen ihrer spezifischen Stadthistorie
ein großes Mosaikbild der spannenden Geschichte
unseres Landes zeichnen werden. Diese Expositi-
on ist bereits hier im Niedersächsischen Landtag
sowie an vielen Orten in ganz Niedersachsen
durch Plakate und Flyer bekannt gegeben worden.

Ich hoffe auf Ihre geschätzte Aufmerksamkeit für
diese einmalige Ausstellung und würde mich freu-
en, wenn sich möglichst viele Kolleginnen und
Kollegen diese Ausstellung ansehen würden. Ich
darf bei dieser Angelegenheit darauf hinweisen,
dass der ehemalige Bürgermeister Scherf diese
Ausstellung hier mit einer gesonderten Veranstal-
tung eröffnen wird. Die Einladungen sind Ihnen ja
zugegangen.

Im Rahmen der Initiative „Schulen in Niedersach-
sen online“ werden in den kommenden drei Tagen
Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums Marti-
no-Katharineum aus Braunschweig erstmals mit
einer Online-Radio-Sendung live aus dem Landtag
berichten. Als Pate wird der Abgeordnete Klaus-
Peter Bachmann erster Ansprechpartner der
Nachwuchs-Journalisten sein.

An die rechtzeitige Rückgabe der Reden an den
Stenografischen Dienst bis spätestens morgen
Mittag, 12.00 Uhr, wird erinnert.

Es folgen geschäftliche Mitteilungen durch die
Schriftführerin. Bitte schön!

Schriftführerin Georgia Langhans:
Von der Landesregierung hat sich Herr Minister-
präsident Wulff für heute Nachmittag entschuldigt.
Von der CDU-Fraktion haben sich entschuldigt
Herr Ahlers, Herr Oesterhelweg, Herr Thümler ab
17 Uhr, Herr Röttger von 15 bis 17 Uhr, von der
SPD-Fraktion Herr Horn für den Vormittag sowie
Frau Hemme, von der FDP-Fraktion Herr Rickert
ab 16 Uhr.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Zur Geschäftsordnung hat sich
der Kollege Möhrmann gemeldet. Bitte schön!

Dieter Möhrmann (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Gemäß § 32 Abs. 1 der Niedersächsi-
schen Verfassung beantragen wir, dass der Mi-
nisterpräsident heute Nachmittag an der Debatte
teilnimmt. Der Hintergrund ist der, dass wir in der
Vergangenheit sehr großzügig mit der Erteilung
von Erlaubnissen zur Abwesenheit umgegangen
sind. Was nun aber den Handwerkertag der
Handwerkskammer Osnabrück-Emsland angeht,
können wir ein landespolitisches Interesse aber
nicht erkennen, außer natürlich dem Interesse
eines Wahlkreisabgeordneten.

(Zurufe von der CDU: Was?)

Damit wir wissen, worüber wir reden, darf ich Ihnen
Folgendes sagen: Wir müssen uns darüber im
Klaren sein, dass der Ministerpräsident nicht nur
hier im Parlament eine besondere Stellung ein-
nimmt und eine Vorbildfunktion hat. Natürlich muss
man sich auch vergegenwärtigen, welches Bild
dadurch bei denjenigen entsteht, die ihrer Arbeit
Tag für Tag in Schulen nachgehen müssen. - So
der damalige Parlamentarische Geschäftsführer,
Herr Schünemann, als der damalige Ministerpräsi-
dent Gabriel auf dem Deutschen Verkehrsge-
richtstag in Goslar weilte.

Meine Damen und Herren, ich darf ein weiteres
Zitat anschließen:

„Wenn das Parlament wenige Tage im
Monat die Kontrolle der Regierung
und wichtige Fragen des Landes und
der Menschen in diesem Lande be-
handelt, dann gehört die Regierung
hierher und an keinen anderen Ort.“

(Beifall bei der SPD)

Herr Wulff, Sie werden sich erinnern. Das haben
Sie am 24. Januar 2002 in diesem Plenarsaal auf-
grund des gleichen Anlasses gesagt, den ich eben
zitiert habe. Beim Amtsantritt dieser Regierung war
in der Regierungserklärung und in der Rede des
Fraktionsvorsitzenden McAllister noch zu hören,
dass wir, was die Regierungsbank angeht, eine
völlig neue Art des Umgangs mit dem Parlament
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erleben werden. Dazu kann ich nur sagen, dass
wir heute wieder eines Besseren belehrt werden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Deswegen unser Antrag: Der Ministerpräsident soll
heute Nachmittag an der Plenarsitzung teilneh-
men.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
SPD und bei den GRÜNEN)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat der Kollege Althusmann. Bitte schön!

Bernd Althusmann (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der Oppositionsführer Wolfgang Jüttner
hat gestern Abend beim Sommerfest der SPD-
Landtagsfraktion wörtlich erklärt: Opposition ist
nötig, aber nichts auf Dauer. - Herr Jüttner, ich
befürchte, wenn Sie so weitermachen, könnte Ihre
Oppositionsrolle noch sehr lange dauern.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir danken der SPD-Fraktion für die zweifelsohne
richtige Erkenntnis, dass unser Ministerpräsident
selbst bei der Opposition inzwischen für die Bera-
tungen des Niedersächsischen Landtages als un-
verzichtbar gilt. Ein größeres Lob hätten Sie uns
heute Morgen eigentlich gar nicht machen können.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Grundsätzlich gilt: Der niedersächsische Minister-
präsident Christian Wulff handelt an jedem Ort in
Niedersachsen - ob nun hier im Parlament oder wo
auch immer - zum Wohle des Landes Niedersach-
sen und zum Wohle der Menschen im Lande Nie-
dersachsen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Liebe Freunde von der SPD-Opposition, ich frage
Sie allen Ernstes: Welche Veranstaltung könnte
eigentlich wichtiger sein, im Sinne der Interessen
des Landes Niedersachsen zu handeln,

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Die Plenar-
sitzung!)

als die Kanzlerin der Herzen der Bundesrepublik
Deutschland in Niedersachsen zu empfangen?

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP - Lachen und Widerspruch
bei der SPD und bei den GRÜNEN)

- Es kommt ja noch besser. Warten Sie ab. - Ich
will es mit den Worten des SPD-Abgeordneten
Lenz vom 17. Juni 2006 formulieren. Er sprach
seinerzeit von unser aller Bundeskanzlerin, also
der Bundeskanzlerin auch der Sozialdemokraten
und selbst der Christsozialen in Deutschland, als
die Bundeskanzlerin in unserem Bundesland weil-
te. Es kann dann doch wohl ernsthaft keine Dis-
kussion darüber geben, ob unser Ministerpräsident
heute nicht vor Ort sein sollte.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP - Zurufe von der SPD)

- Brüllen Sie ruhig; das tut manchmal ganz gut.
- Diese kleinkarierte Diskussion ist inzwischen
Markenzeichen der Opposition.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das Plenum
ist kleinkariert! Das ist wirklich Klas-
se!)

Insbesondere nach den Ausführungen des an-
sonsten ja besonnen und nachdenklich handeln-
den Kollegen Möhrmann ist der Antrag der SPD-
Fraktion abzulehnen. Ich begründe dies wie folgt.

Erstens. Der Ministerpräsident hat angeboten,
dass er diesen Termin nicht wahrnimmt. Wir haben
darüber in der CDU-Landtagsfraktion gestern be-
raten und haben ihn ausdrücklich gebeten, diesen
Termin, der zufälligerweise in Osnabrück stattfin-
det - immerhin war der Bundespräsident kürzlich in
Hannover -, wahrzunehmen. Das ist auch richtig
so.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Zweitens. Der Ältestenrat hat in der Sitzung in der
letzten Woche keine Bedenken gegen die Abwe-
senheit des Ministerpräsidenten wegen des ge-
meinsamen Termins mit unserer Bundeskanzlerin
bei der Handwerkskammer Osnabrück-Emsland
erhoben.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Falsch!)

- Herr Jüttner, wenn ich mich richtig erinnere, wa-
ren auch Sie persönlich dabei.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Ich habe
dazu auch etwas gesagt!)
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Wenn unsere Bundeskanzlerin bei den Frauen und
Männern des niedersächsischen Handwerks in
Osnabrück weilt, halte ich es persönlich für eine
Selbstverständlichkeit, dass der Regierungschef
dieses Landes dabei ist

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

und klar macht, dass es um Lehrstellen in Nieder-
sachsen geht, dass es um Arbeitsplätze geht, dass
es um den Mittelstand geht und dass er dahinter
steht.

Der Geschäftsordnungsantrag ist drittens ein Lehr-
stück für Oppositionsarbeit, die nicht nur schlecht
vorbereitet, sondern auch schlecht ausgeführt ist.

(Zuruf von Axel Plaue [SPD])

Man muss Opposition nicht nur wollen - Herr Kol-
lege Plaue, das war bei Ihnen damals ganz an-
ders -, sondern auch können. Sie konnten dies
persönlich ja nie.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU
und bei der FDP)

Zumindest hätte man aufseiten der Opposition
einmal die Vermutung anstellen können, dass wir
gegebenenfalls in Protokolle aus der zurückliegen-
den Wahlperiode schauen. Wir haben uns einmal
etwa 140 Protokolle angeschaut. Die wenigen
folgenden Sätze werden sehr schmerzhaft für die
Sozialdemokratie in Niedersachsen sein. Sie ha-
ben es ja aber so gewollt.

Am 11. Juni 1998 ist der damalige Ministerpräsi-
dent Gerhard Schröder ab der Mittagspause ab-
wesend. Begründung: eine Rede auf dem Bundes-
kongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes in
Düsseldorf. Meine Damen und Herren, wo war bei
dieser Rede auf dem Gewerkschaftskongress in
Düsseldorf das Landesinteresse?

Ein zweiter Punkt. Einige Zeit später eröffnete
derselbe Ministerpräsident, man höre und staune,
während des Plenums am 16. November das Fe-
lix-Nussbaum-Museum in Osnabrück.

Am 18. Februar 1999 fährt Ministerpräsident Glo-
gowski zu einer Kundgebung der Meyer-Werft in
Papenburg. Im Landesinteresse nimmt er offen-
sichtlich während der Plenarsitzung am 6. Mai
1999 den Termin anlässlich der Inbetriebnahme
eines Heizkraftwerkes in Tschechien wahr. Am

7. Oktober fehlt Ministerpräsident Glogowski sogar
unentschuldigt.

Am häufigsten fehlte Ministerpräsident Gabriel.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Bernd Althusmann (CDU):

Ich komme zum Schluss. - Er kommt von Dezem-
ber 1999 bis zu seinem Regierungsabtritt immerhin
auf 13 Abwesenheiten. So war er u. a. am 26. Ja-
nuar bei der Industrie- und Handelskammer Ol-
denburg. Am 24. Januar 2002 nahm er - meine
Damen und Herren von den Grünen, erinnern Sie
sich bitte an die Debatte um diesen umstrittenen
Termin - den Termin beim Verkehrsgerichtstag in
Goslar wahr. Im Juni 2000 war er wegen eines
Treffens mit der Königin Beatrix der Niederlande in
der Grafschaft Bentheim im Plenum nicht anwe-
send.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.

Bernd Althusmann (CDU):

Ich komme zum Schluss. - Meine Damen und Her-
ren, was könnte es Wichtigeres geben, als dem
Besuch der Bundeskanzlerin beizuwohnen? Zuge-
geben, sie ist keine Königin, aber sie ist immerhin
die Bundeskanzlerin der Bundesrepublik Deutsch-
land. - Herzlichen Dank.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Frau Kollegin Helmhold hat das Wort.

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es ist schon erstaunlich: Selbst wenn Herr
Althusmann hier ein angebliches Sündenregister
der anderen Seite vorträgt, ist er nicht gerade dem
Anspruch gerecht geworden, alles anders zu ma-
chen. Er könnte heute den Gegenbeweis antreten.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)
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Es ist für den Ministerpräsidenten sicherlich nicht
unverzichtbar, mit der Kanzlerin Wahltermine
wahrzunehmen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Unserer
Bundeskanzlerin! - David McAllister
[CDU]: Wahltermine? Was denn für
Wahltermine?)

Es ist für den Ministerpräsidenten allerdings unver-
zichtbar, an den Debatten dieses Plenums teilzu-
nehmen,

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

um nämlich aus erster Hand zu erfahren, wie die
Diskussion läuft, und um vor allen Dingen die gu-
ten Vorschläge der beiden Oppositionsfraktionen
in sich aufzusaugen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Lachen bei der CDU)

Wir möchten ihm gerne Gelegenheit geben, dies
zu tun.

Die Veranstaltung in Osnabrück beginnt mit dem
Einlass um 17 Uhr. Das bedeutet, dass mit dem
offiziellen Beginn nicht vor 18 Uhr zu rechnen ist.
Mir ist es nicht erfindlich, warum dann bereits ab
Mittag Dispens beantragt wird. Das muss man
nicht tun, wenn man nicht vorhat, mit Frau Merkel
vorher noch Wahlkreistermine wahrzunehmen und
Kommunalwahlkampf zu führen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Herr Althusmann, im Übrigen wäre ich mit dem
Begriff „Kanzlerin der Herzen“ sehr vorsichtig. Die
Weltmeister der Herzen haben den dritten Platz
erreicht. Wenn Sie diesen Ihrer Bundeskanzlerin
zuschreiben, müssen Sie ja selber wissen, was Sie
tun.

(Heiterkeit und lebhafter Beifall bei
den GRÜNEN und bei der SPD - Zu-
rufe von der CDU: Lieber Dritter bei
der Weltmeisterschaft als Erster in der
Regionalliga! Die Frauen sind Welt-
meister im Fußball! Keine Ahnung von
Fußball!)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege Bode, Sie haben das Wort.

Jörg Bode (FDP):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Eigent-
lich wäre es im Interesse des Landes, wenn wir
uns nicht mit kleinkarierten Geschäftsordnungsde-
batten beschäftigen müssten, sondern mit den
wirklichen Problemen befassen würden.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Wolfgang Jüttner [SPD]: Wenn keine
Anlässe geschaffen würden, brauch-
ten wir das nicht!)

Lieber Herr Möhrmann, lieber Herr Jüttner und
liebe Frau Helmhold, für die Klärung von Ge-
schäftsordnungsfragen gibt es den Ältestenrat. Der
Ältestenrat ist dafür da, dass man sich mit solchen
Fragen nicht hier im Plenum beschäftigen muss,
sondern sie unter den Fraktionen vorher einver-
nehmlich klärt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Da ist es schon erstaunlich, wenn das Thema
„Abwesenheit des Ministerpräsidenten“ angespro-
chen wird, von Ihnen beiden aber keine Kritik
kommt, sondern Sie entsprechend zustimmen.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das stimmt
nicht! Ich habe mich geäußert!)

- Sie haben keinen Antrag gestellt, den Minister-
präsidenten zu bitten, hier zu bleiben. Das Ange-
bot ist vom Ministerpräsidenten gemacht worden.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das ist nicht
im Interesse des Landes, habe ich
gesagt! Das Plenum geht vor!)

Von daher sollten wir, meine ich, einmal ernsthaft
überlegen, ob es im Landesinteresse ist. Da ist es
doch schon erstaunlich, wenn Sie von der SPD
und auch von den Grünen der Meinung sind, dass
eine derartig herausragende Veranstaltung des
Mittelstandes - nämlich der Handwerker - nicht im
Landesinteresse liegt, zumal sich der Ministerprä-
sident dort mit den Sorgen und Nöten der Bevölke-
rung auseinander setzt. Wir meinen: Dies ist ele-
mentares Landesinteresse.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Frau Helmhold, natürlich kann man überlegen, ob
die Abwesenheit ab Mittag, ab 13 Uhr, ab 14 Uhr
oder ab 15 Uhr notwendig ist. Aber auch dabei
sollten Sie bedenken, wie die Gepflogenheiten und
die Akte der Höflichkeit aussehen - neben der Tat-
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sache, dass man natürlich auch die Fahrtstrecke
bis nach Osnabrück zurücklegen muss. Für die
Bundeskanzlerin gibt es vorher einen Empfang im
Rathaus mit dem Eintrag ins Goldene Buch. Von
daher finden wir die Anwesenheit des Ministerprä-
sidenten absolut erforderlich.

(Bernd Althusmann [CDU]: Auf Antrag
des SPD-Bürgermeisters!)

- Übrigens auf Antrag des SPD-Bürgermeisters. -
Sie sollten sich in Ihren eigenen Reihen ein wenig
abstimmen und den Landtag nicht von der Lösung
von echten Problemen abhalten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine Damen und Herren, nach § 75 unserer Ge-
schäftsordnung hat jede Kollegin und jeder Kollege
das Recht, zur Geschäftsordnung zu reden. Der
Ministerpräsident hat sich ins Plenum gesetzt. Ich
erteile also dem Abgeordneten Wulff das Wort.
Bitte schön!

Christian Wulff (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Ich möchte zur Sachaufklärung beitragen.
Ich finde es wichtig, dass die Regierung hier im
Plenum präsent ist. Das habe ich immer vertreten,
das vertrete ich auch weiterhin. Das hat Vorrang
vor nahezu allen anderen Dingen. Man muss sehr
strenge Maßstäbe anlegen, ob das Landesinteres-
se etwas anderes gebietet.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Sehr gut!)

Dementsprechend habe ich den Ältestenrat um
Beratung gebeten; das ist dort erfolgt. Ich bitte
auch das Plenum, darüber zu beraten; das ist jetzt
auch erfolgt. Ich freue mich darüber, dass die
Fraktionen der CDU und der FDP zu dem Ergebnis
gekommen sind, dass ich heute Nachmittag bei
dem offiziellen Antrittsbesuch der Bundeskanzlerin
der Bundesrepublik Deutschland in Niedersachsen
dabei sein soll.

Der Bundespräsident, Professor Horst Köhler,
hatte bei seinem Antrittsbesuch Hannover und
Braunschweig besucht. Frau Merkel hat sich für
die Region Osnabrück-Emsland entschieden. Sie
wird dort um 15 Uhr die Beschützenden Werkstät-
ten der Heilpädagogischen Hilfe besuchen, also
eine Behinderteneinrichtung. Sie wird dann das

Nussbaum-Museum besuchen. Sie wird das Rat-
haus besuchen und anschließend vor dem Hand-
werk ihre zentrale Rede zur Mittelstandspolitik für
das Handwerk halten.

Man kann darüber diskutieren, ob man dort als
Gastgeber dabei sein soll, ob man als Ministerprä-
sident dort oder hier sein soll. Das finde ich völlig
zulässig. Aber ich halte die Entscheidung auch vor
dem Hintergrund des Verhaltens meiner Vorgänger
für nachvollziehbar. Wenn Herr Gabriel während
des Plenums die Königin der Niederlande in der
Grafschaft Bentheim empfangen hat und wir das
nicht kritisiert haben, dann kann ich nur sagen:
Was der Königin billig ist, muss der Kanzlerin recht
sein. Insofern finde ich es schon angemessen,
dass auch die Bundeskanzlerin betreut wird.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich möchte eine weitere Bemerkung machen, Frau
Helmhold, die Ihnen zugewandt ist. Ich habe es als
nachteilig empfunden, wie Sie sich zur Präsenz der
niedersächsischen Bevölkerung in der Öffentlich-
keit eingelassen haben, wenn es um die Handlun-
gen von Gästen unseres Landes geht. Sie haben
mit dazu beigetragen, dass der Niedersächsische
Landtag auf jegliche Karte für jegliches Spiel in
Hannover verzichtet hat. Ich habe es als misslich
empfunden, dass der Landtag darauf verzichtet
hat, die ausländischen und inländischen Gäste zu
begrüßen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn bei dem ersten Spiel mit Ghana der ghanai-
sche Präsident hier ist, wenn der deutsche Bun-
despräsident hier ist, wenn viele Gäste aus dem
In- und Ausland hier, in Hannover, in unserer Lan-
deshauptstadt, sind, dann muss meiner Meinung
nach auch das Parlament - die Volksvertretung -
des Landes Niedersachsen dort vor Ort sein und
die ausländischen Gäste begrüßen. Wir als Regie-
rung haben das gerne gemacht. Wir haben auch
die Fraktionsvorsitzenden dazugeladen. Sie haben
sich teilweise daran beteiligt. Aber die Frage ist,
wie wir dieses Parlament als Volksvertretung des
Landes Niedersachsen, ansehen. Ich bin der Mei-
nung, Sie sollten die Art und Weise, wie Sie das
Thema der Karten für die Fußball-Weltmeister-
schaft gespielt haben, überdenken, weil sich das
Parlament dabei unter Wert verkauft hat.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zurufe von der SPD und den GRÜ-
NEN)
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Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege Möhrmann hat noch einmal das Wort
zur Geschäftsordnung.

Dieter Möhrmann (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Wulff, wir sind doch sehr erstaunt, dass dieser
Besuch nun plötzlich ein Antrittsbesuch der Bun-
deskanzlerin in Niedersachsen ist. Davon war we-
der im Ältestenrat noch bei den Vorgesprächen
bisher die Rede. Von daher wären wir dankbar,
wenn das aufgeklärt werden könnte.

Meine Damen und Herren! Worum geht es, Herr
Wulff? - Ich habe Ihnen am Donnerstag der letzten
Woche einen Brief geschrieben. Wenn Sie darauf
geantwortet hätten: „Es geht um den Antrittsbe-
such der Bundeskanzlerin in Niedersachsen“, dann
hätten wir darüber nachdenken können, ob wir
diesen Antrag heute Morgen stellen sollen.

Meine Damen und Herren, der Kollege Althusmann
hat das auch so gesagt: Ich gelte eigentlich als
eher konziliant. Meine Damen und Herren, ich
möchte Ihnen noch ein Zitat vorlesen - auch aus
der Debatte von 2002 -: Meine Damen und Herren,
es kann doch nicht angehen, dass ein Ministerprä-
sident oder ein Minister seine Teilnahme an einer
möglicherweise auch wichtigen Veranstaltung hier
im Lande zusagt, obwohl eine Plenarsitzung statt-
findet, ohne dass er im Vorfeld die Parlamentari-
schen Geschäftsführer einbezieht. Man könnte
doch durchaus schon, bevor man zusagt, Kontakt
mit dem Parlament aufnehmen unter Hinweis dar-
auf, dass es sich um eine wichtige Veranstaltung
handelt, und anfragen, ob in diesem Fall nicht eine
Ausnahme zugelassen werden könnte.

Das hat der Kollege Schünemann seinerzeit ge-
sagt. Meine Damen und Herren, das kann ich hier
nur wiederholen. Wenn das der Stil des Umgangs
mit der Opposition ist, Herr Wulff, den Sie jetzt
neuerdings pflegen, dann muss ich Ihnen sagen:
Sie werden Ihren eigenen Ansprüchen bei weitem
nicht gerecht.

Wir halten Ihre Zusatzinformation für deplatziert,
solange Sie uns nicht erklären, dass es sich tat-
sächlich um den Antrittsbesuch der Bundeskanzle-
rin in Niedersachsen handelt.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Frau Kollegin Helmhold!

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Herr Präsi-
dent, sind Sie zu dem offiziellen An-
trittsbesuch eingeladen worden? -
Schöne Geschichte!)

Bitte schön!

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich sehe den Kollegen Abgeordneten Wulff
im Moment nicht im Raum.

(Zurufe)

- Ah, da ist er. - Ich hätte nicht gedacht, dass Sie
zu solch billigen rhetorischen Mitteln greifen müs-
sen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Oh! bei der CDU - Norbert
Böhlke [CDU]: Das unterscheidet Sie!
Der Mann hat Weitblick!)

Deswegen nutze ich gerne die Gelegenheit, hier
eines noch einmal klar zu stellen. Ich habe im Äl-
testenrat, als wir über das Thema „Karten für die
WM“ diskutiert haben, geäußert und zu Protokoll
gegeben, dass meine Fraktion einen Beschluss
gefasst hat, weder Sponsorenkarten noch die offi-
ziell von der FIFA bereitgestellten Karten anzu-
nehmen. Die anderen Fraktionen haben jeweils für
sich alleine entschieden. Wenn ich mich recht ent-
sinne, hat sich der Landtagspräsident dazu in der
Landespressekonferenz eingelassen und gesagt,
dass hier keine Karten angenommen werden. Ich
habe sogar gesagt, dass ich es richtig fände, wenn
die offiziell zur Verfügung gestellten Karten vom
Präsidium als Vertretung der Abgeordneten in ihrer
Gesamtheit in Anspruch genommen würden, um
den Landtag angemessen zu vertreten. Das ist im
Protokoll der Ältestenratssitzung nachzulesen.

Keinesfalls haben wir uns in irgendeiner Weise
dazu öffentlich geäußert. Das ist alles im Ältesten-
rat abgelaufen. Sie haben für sich selbst entschie-
den. Wenn Sie so entschieden haben, dann haben
Sie das aus meiner Sicht richtig gemacht. Sie kön-
nen jetzt aber nicht so tun, als ob die Grünen hier
etwas in irgendeiner Weise für die anderen Partei-
en präjudiziert hätten. Das würden wir nie tun. Wir
freuen uns aber natürlich immer, wenn Sie sich
unserer Meinung anschließen.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir eine
persönliche Bemerkung. Es kann sein, dass ich mir
damit Ärger einhandele. Aber wir haben jetzt fünf
Wortmeldungen hinter uns und noch mindestens
drei vor uns. Ich kenne wie Sie die Tagesordnung.
Wir haben wirklich außergewöhnlich wichtige Ta-
gesordnungspunkte zu beraten.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich könnte mir vorstellen, dass die Öffentlichkeit
von uns etwas anderes verlangt als die Kenntnis-
nahme von langatmigen Geschäftsordnungsde-
batten. - Aber sei’s drum. Ich respektiere natürlich
die Wortmeldungen, die hier vorliegen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Ich ziehe
zurück!)

- Herr Althusmann hat verzichtet. - Herr Kollege
Aller, Sie haben das Wort. Bitte schön!

Heinrich Aller (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Vorgeschichte dieser Diskussion ist bekannt. Neu
ist, dass die deutsche Bundeskanzlerin heute zu
einem offiziellen Antrittsbesuch nach Niedersach-
sen kommt. Darüber freuen wir uns. Diese Nach-
richt hat uns alle überrascht.

Wenn sie aus politischen Gründen in ihrer Position
als Bundeskanzlerin in unser schönes Bundesland
kommt, dann hätte ich erwartet, dass sie weiß,
dass die Politik durch das Parlament und die Re-
gierung repräsentiert wird. Die Staatskanzlei ist
sicherlich eine wichtige Adresse in diesem Land.
Die zweite ist der Präsident dieses Landtags. Ich
hielte es für angemessen, dass sowohl der Land-
tag in Person des Präsidenten und auch der Frak-
tionsvorsitzenden als auch die Regierung sich
angemessen an dem ersten offiziellen Besuch der
Bundeskanzlerin in Niedersachsen beteiligten.
Wenn alles als erster offizieller Besuch unserer
- wie gesagt worden ist - geliebten Bundeskanzle-
rin in unserem lieben Bundesland vorbereitet wor-
den ist, dann hätte ich es für angemessen gehal-
ten, wenn der Landtag sich wie die Landesregie-
rung an diesem Besuch hätte beteiligen können.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Die Frage ist, ob es nicht tatsächlich eher so ge-
wesen ist, wie Herr Möhrmann und Frau Helmhold
gesagt haben: Es ist ein gezielter Besuch in der
Region Osnabrück, um Herrn Wulff einen Auftritt
und der CDU für die Kommunalwahl einen Vorteil
zu verschaffen. Wenn das so wäre, dann müsste
sich Frau Merkel fragen lassen, ob sie sich nicht
für eine Sache hat instrumentalisieren lassen, die
nicht unter der Überschrift „erster offizieller Besuch
der Bundeskanzlerin in Niedersachsen“ laufen
kann. - Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Bernd Althusmann [CDU]
meldet sich zu Wort)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Der Kollege Jüttner hat verzichtet. Dann hat der
Kollege Althusmann noch einmal das Wort.

Bernd Althusmann (CDU):

Meine Damen und Herren! Ich möchte diese De-
batte mit einem Zitat beenden, das gut zu ihr
passt: „Das Absurde ist die Königsklasse des Hu-
mors.“ Vielen Dank dafür, dass Sie heute zum
Humor des Parlamentes beigetragen haben!

(Walter Meinhold [SPD]: Sie sind aber
sehr humorvoll!)

Ich will aber deutlich sagen: Wir werden uns an
dieser nicht niveauvollen Debatte nicht weiter
beteiligen und unsere Entscheidung so durch-
stimmen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine Damen und Herren, es liegt ein Antrag des
Kollegen Möhrmann vor, den Ministerpräsidenten
mit der Mehrheit des Hauses aufzufordern, den
Termin in Osnabrück heute nicht wahrzunehmen.
Wer diesem Antrag der SPD-Fraktion zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Die Ge-
genprobe! - Letzteres war die Mehrheit. Der Antrag
ist abgelehnt.

Wir kommen jetzt zu
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Tagesordnungspunkt 1:
Aktuelle Stunde

Es liegen vier Beratungsgegenstände vor. Ich rufe
den ersten Beratungsgegenstand auf:

a) Arbeitsplatzvernichtung trotz Gewinn-
explosion - Kahlschlag am Versicherungs-
standort Niedersachsen - Antrag der Frakti-
on der SPD - Drs. 15/3041

Das Wort dazu erteile ich dem Kollegen Lenz.

Günter Lenz (SPD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Keine Woche vergeht, ohne dass eine neue Hi-
obsbotschaft den niedersächsischen Arbeitsmarkt
erschüttert. Seit dem letzten Plenum vor drei Wo-
chen, als Sie, Herr Minister Hirche, in der Aktuellen
Stunde noch Ihre Freude darüber zum Ausdruck
brachten, dass Niedersachsen so häufig unter dem
Stichwort Innovation angegoogelt werde, haben
drei weitere Unternehmen die Vernichtung von
insgesamt über 500 sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsplätzen in Niedersachsen angekündigt.
Faurecia in Stadthagen: 150 Arbeitsplätze; Honey-
well, ehemals Riedel-de Haën, in Seelze: 105 Ar-
beitsplätze; die Allianz in Hannover: 278 Arbeits-
plätze.

Während Faurecia und Honeywell allenfalls regio-
nale Aufmerksamkeit erzeugten, ging die Allianz
bundesweit durch die Medien. Die SPD-
Landtagsfraktion schließt sich ausdrücklich der
Kritik am Allianz-Vorstand an.

(Beifall bei der SPD)

Wer 4,4 Milliarden Euro Gewinn erwirtschaftet und
gleichzeitig im Versicherungsbereich 5 000 Stellen
streicht, der hat jedes Maß verloren.

(Beifall bei der SPD)

Diejenigen, die Sicherheit verkaufen wollen, trei-
ben Tausende von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern und deren Familien in die absolute Existenz-
unsicherheit. Das ist ein Skandal. So muss man
das auch nennen.

(Beifall bei der SPD)

Die so genannte Allianz fürs Leben ist eine unhei-
lige Allianz mit den Gesetzen des Turbokapitalis-

mus eingegangen und lässt jede soziale Verant-
wortung für dieses Land vermissen. Das lehnen wir
ab.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren, das Vorgehen
der Allianz ist jedoch nur das Vorspiel für das, was
den Versicherungsstandort Niedersachsen noch
erwarten kann. Drei so genannte Megatrends in
der Versicherungswirtschaft werden den Wettbe-
werbsdruck und damit auch den Druck auf Arbeits-
plätze verschärfen: Erstens Konzentration und
Internationalisierung, zweitens die Standardisie-
rung von Produkten und drittens die Automatisie-
rung oder, wie man so schön sagt, Industrialisie-
rung der Abläufe werden sicherlich auch am Versi-
cherungsstandort Niedersachsen noch Spuren
hinterlassen. Allein am Standort Niedersach-
sen/Hannover sind 2 000 von rund 10 200 Arbeits-
plätzen unmittelbar in Gefahr. Die Pläne der Allianz
kennen wir bereits. Der Talanx-Konzern wird nach
der Gerling-Übernahme voraussichtlich am 18. Juli
mit weiteren Arbeitsplatzstreichungen an die Öf-
fentlichkeit gehen. Bei der Züricher drohen eben-
falls Streichungen. Bei der Victoria ist die Schlie-
ßung des Standortes zum 1. Juli 2007 bereits be-
siegelt.

Mit dem Arbeitsplatzabbau gehen nicht nur drin-
gend benötigte Ausbildungsplätze verloren, son-
dern auch weitere Arbeitsplätze im Bereich von
Fort- und Weiterbildung, die sich rund um den
Versicherungsstandort Hannover entwickelt haben.
Klar ist auch: Wenn der Marktführer Allianz den
Kostendruck so verschärft, wird das sicherlich
auch auf die öffentlich-rechtlichen Versicherungen
Auswirkungen haben, die in Niedersachsen eine
erhebliche Rolle spielen.

Meine Damen und Herren, die Arbeitnehmerver-
treter haben sich bereits in der Vergangenheit
gegen den Arbeitsplatzabbau gestemmt. Sie ha-
ben auch mit Arbeitszeitverlängerungen, Urlaubs-
kürzungen und Lohnkürzungen reagiert. Auch jetzt
haben die Betriebsräte der namhaften Unterneh-
men in Hannover, die im Übrigen heute hier zu
Gast sind, zusammen mit Verdi Standortkonzepte
gegen Massenentlassungen entwickelt, die aber
bei den Vorständen offensichtlich auf taube Ohren
stoßen.

Herr Minister Hirche, Sie haben sich doch immer
für betriebliche Bündnisse eingesetzt. Sie haben
doch auch eine ständige Gesprächsrunde mit der
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Versicherungswirtschaft. Zu VW lese ich häufig
Ihre Ratschläge in der Öffentlichkeit; aber zur Ver-
sicherungswirtschaft haben Sie sich bisher gar
nicht geäußert. Hier erwarten wir von Ihnen endlich
Aussagen darüber, was die Niedersächsische
Landesregierung zu tun gedenkt, um dem massi-
ven Arbeitsplatzabbau entgegenzutreten.

(Beifall bei der SPD)

Wir erwarten, dass Sie in dieser Frage aktiv wer-
den. Wir erwarten, dass Sie die Attraktivität des
Versicherungsstandortes Niedersachsen stärken
und an der Seite der Betriebsräte gegen die tau-
sendfache Vernichtung von Arbeitsplätzen kämp-
fen.

Herr Wulff, vielleicht können Sie heute das Ge-
spräch mit unserer Bundeskanzlerin in diesem
Sinne nutzen. Ich denke, das ist nicht nur ein
Problem von Niedersachsen, sondern dieser Re-
publik insgesamt. - Schönen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat der Kollege Dinkla.

Hermann Dinkla (CDU):

Herr Präsident! Jeder Verlust eines Arbeitsplatzes
ist für die Betroffenen schmerzlich. Es ist, Herr
Lenz, aber irreführend und auch schlicht und er-
greifend unzutreffend, von einem Kahlschlag am
Versicherungsstandort Niedersachsen zu spre-
chen. Niedersachsen ist und bleibt ein wichtiger
Standort der Versicherungswirtschaft. Ca. 8 % der
215 000 Beschäftigten der Versicherungsbranche
sind hier. Hannover hat den fünften Platz in der
Rangliste der Versicherungsstandorte.

(Günter Lenz [SPD]: Noch!)

Die Branche hat mit über 10 000 Beschäftigten
eine wichtige Funktion als Arbeitgeber.

(Zurufe von der SPD: Die wollen wir
auch behalten! - Wie lange noch?)

Deshalb will ich die Probleme, die sich aus den
Ankündigungen der Versicherungsunternehmen
Allianz und Victoria ergeben, nicht schönreden.
Aber der Titel der Aktuellen Stunde hätte auch
etwas weniger reißerisch sein können. Die Unter-

nehmen verdienen sehr gut, meine Damen und
Herren. Dies belegen die Zahlen.

(Walter Meinhold [SPD]: Hervorra-
gend!)

Die rot-grüne Bundesregierung - dies will ich in
Erinnerung rufen - hat im Jahre 2000 mit ihren
Steuerbeschlüssen die Grundlage dafür gelegt,
dass Unternehmensbeteiligungen steuerfrei ver-
kauft werden können. Das waren für die Branche
mit einer Vielzahl von Beteiligungen im Ergebnis
milliardenschwere Steuergeschenke und hat die
schlummernden Geldreserven ans Licht kommen
lassen. Auch das muss man in diesem Zusam-
menhang mit betrachten.

Sicherlich wird die Ankündigung der Allianz und
der Dresdner Bank, 7 500 Arbeitsplätze, also
5 000 plus 2 500, zu streichen, im Zusammenhang
mit dem eben erwähnten Jahresüberschuss von
4,4 Milliarden Euro gesehen. Viele fragen sich zu
Recht besorgt: Wenn nicht einmal mehr gute Ge-
winne den Arbeitsplatz sichern, was dann?

(Dieter Möhrmann [SPD]: So ist es!)

Aber Shareholdervalue für sich ist keine Strategie;
es ist das Ergebnis einer Strategie. Nach meiner
persönlichen Überzeugung lässt sich mit Profitma-
ximierung allein heute kein Unternehmen mehr
führen.

(Beifall bei der CDU)

Oft wird von der Verantwortung der Manager ge-
sprochen. Ein guter Manager zeigt zweifellos Ver-
antwortung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
Aber wenn die Vorstände davon überzeugt sind,
dass die angesprochenen Unternehmen bei un-
veränderten Kostenstrukturen Marktanteile verlie-
ren und dem Anpassungsdruck der Branchen mit
zunehmender Internationalisierung, stärkerem
Wettbewerb über Internet und neuen Vertriebswe-
gen nur durch Umstrukturierungsmaßnahmen, Per-
sonalabbau und neuen Betriebsmodellen begeg-
nen können, dann sollte man sich das nicht so
einfach machen, wie es der Vorsitzende des DGB,
Michael Sommer, getan hat, als er von „vater-
landslosen Gesellen“ gesprochen hat. Man könnte
in diesem Zusammenhang auch einmal über die
Ausbildungsplätze bei den Gewerkschaften reden;
auch dort liegt sicherlich vieles im Argen.

Ich wiederhole: Es gibt keinen Kahlschlag am Ver-
sicherungsstandort Niedersachsen. Bei genauer
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Betrachtung sollten wir es eigentlich mit Erleichte-
rung aufnehmen, dass der Standort Hannover von
dem angekündigten Stellenabbau der Allianz mit
am geringsten betroffen ist.

(Zuruf von Günter Lenz [SPD])

Positiv ist, dass Hannover Allianz-Hauptstandort
bleibt, im Gegensatz zu den vollständigen Schlie-
ßungen in Köln, Dortmund, Aachen und an ande-
ren Standorten. Von den Umstrukturierungen sind
in Hannover 280 Arbeitsplätze betroffen. Darin
enthalten sind 84 Arbeitsplätze, die zum Allianz-
Sach-Bereich gehören und nach Hamburg verla-
gert werden. 20 Arbeitnehmer haben sich ander-
weitig orientiert und gehen zum Teil den Weg der
sozialverträglichen Lösung über Altersteilzeit. Da-
mit bleiben ca. 100 Stellen, deren Abbau zweifellos
als problematisch eingestuft werden muss. Dies ist
für die Betroffenen unbefriedigend. Es muss ein
verantwortungsvoller Umgang des Unternehmens
mit den betroffenen Menschen gefordert werden.
Aber es bleibt bei der Bewertung, dass der
Schwerpunkt des Stellenabbaus - man muss sa-
gen: Gott sei Dank - in anderen Bundesländern
liegt und Hannover mit einem blauen Auge davon-
kommt.

(Walter Meinhold [SPD]: Wie argu-
mentieren Sie denn?)

In Nordrhein-Westfalen baut die Allianz 1 767
Stellen ab. In Nordrhein-Westfalen spricht man von
einer „Allianz-freien Zone“. In Hessen sind es
1 643, in Bayern 778, in Sachsen 500 und in Ham-
burg 360 Stellen. Die angekündigte Schließung der
Regionalverwaltung der Victoria - Herr Lenz, dies
haben Sie eben angesprochen - muss in die Be-
wertung einbezogen werden. Mit der Victoria hat
die SPD für ihre 670 000 Mitglieder über die DDVG
und die IMAGE Ident ja eine jahrelange exklusive
Vertriebsvereinbarung gehabt. Ich bin davon über-
zeugt, dass die Landesregierung alle Möglichkei-
ten dazu genutzt hat und auch weiter nutzen wird,
um den Versicherungsstandort Niedersachsen
attraktiv zu gestalten.

Die Bereitschaft der Landesregierung zum Dialog
mit den Unternehmen, die Einrichtung von Fach-
professuren und die Weiterentwicklung des Kom-
petenzzentrums Versicherungswissenschaften
GmbH belegen ja, dass die Politik durchaus aktive
Anstrengungen einbringen kann, um Niedersach-
sen und Hannover weiterhin als attraktiven, her-
ausragenden Standort für die Versicherungswirt-

schaft zu erhalten. Ich bin davon überzeugt, das ist
und bleibt das erklärte Ziel der Landesregierung. -
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Kollege Hage-
nah!

Enno Hagenah (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Dinkla, mit Ihrer Darstellung
verharmlosen Sie die Lage.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Walter Meinhold [SPD]: Ja-
wohl!)

Es ist völlig richtig: Die Allianz ist der größte Bro-
cken, den wir zu schlucken haben. Die Allianz
halbiert quasi ihren Standort Niedersachsen. In
den letzten Monaten ist angekündigt worden, dass
insgesamt fast 1 000 Arbeitsplätze abgebaut wer-
den sollen. Das betrifft die Victoria und die Züricher
mit jeweils 150 Arbeitsplätzen und die HUK und die
Volksfürsorge mit jeweils 100 Arbeitsplätzen plus
die Allianz. Da ist etwas im Gange.

Der Standort Niedersachsen ist stark gefährdet,
und zwar vor allen Dingen durch die Konzentrati-
on, durch die Globalisierung und durch Sharehol-
dervalue. Aber was steht denn tatsächlich dahin-
ter, wenn die Allianz als Branchenprimus im letzten
Jahr 4,4 Milliarden Euro Gewinn einfährt - Rekord-
gewinn des Unternehmens! -, für dieses Jahr 5 Mil-
liarden Euro Gewinn prognostiziert und dann 7 500
Arbeitsplätze für einen erwarteten Einsparungsef-
fekt von 600 Millionen Euro pro Jahr abbauen will?
- Es ist wirklich Menschen verachtende Gewinn-
maximierung, wenn etwa 10 % des Gewinns durch
einen derart massiven Personalabbau gewonnen
werden sollen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Herr Dinkla, „vaterlandslose Gesellen“ hat Michael
Sommer damals zu Josef Ackermann gesagt, als
dieser bei 20 % Gewinnzuwachs den Arbeitsplatz-
abbau bei der Deutschen Bank angekündigt hat.
Man muss in diesem Zusammenhang Allianz-Chef
Diekmann die Frage stellen, ob man diesen Titel
auch auf die Allianz erweitern muss; denn Versi-
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cherungen sind keine Versicherungen mehr für die
Menschen, sondern für die Kapitalgeber.

Natürlich gibt es bei global agierenden Unterneh-
men wie der Allianz nur noch geringere staatliche
Steuerungsinstrumente, auch gewerkschaftliche
Steuerungsinstrumente sind nicht mehr so tragfä-
hig wie früher. Aber die wenigen Gestaltungsmög-
lichkeiten, die wir haben, müssen wir dann auch
wirklich ergreifen. Dies vermissen wir bei dieser
Landesregierung und im Bund.

(Hermann Dinkla [CDU]: Was denn?)

Die Große Koalition im Bund ist zunächst einmal
mit ihren Bemühungen gescheitert, die deutliche
Senkung der Steuer- und Arbeitskosten durchzu-
setzen, die sie versprochen hat. Während Rot-
Grün von 2000 bis 2005 immerhin noch eine Sen-
kung der Steuer- und Sozialabgabenquote von
43,3 % auf 39,9 % hinbekommen hat, gehen Sie
mit der Großen Koalition mit Mehrwertsteuererhö-
hung und Gesundheitskostenerhöhung jetzt genau
den umgekehrten Weg. Das kostet Arbeitsplätze!

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Angesichts dieser Konzeptionslosigkeit ist das,
was das Land machen kann, umso wichtiger. Bei
Versicherungen ist es eben wie bei Sparkassen:
Wenn wir das Korrektiv der öffentlichen Einrichtun-
gen nicht hätten, dann würde die Globalisierung
bei uns noch viel stärker zuschlagen. Vielleicht ist
das ein Grund, warum bei der Allianz noch nicht
der ganze Standort in Hannover zugemacht wird.
Wir müssen aufpassen, dass in Niedersachsen mit
unseren noch erfolgreich tätigen, aber leider zer-
splittert organisierten öffentlichen Versicherungen
kein Ausverkauf wie in Schleswig-Holstein oder
Hessen passiert.

Der Finanzminister - Herr Dinkla, das wissen Sie -
hat schon einige Gedankenspiele durchrechnen
lassen, um Geld aus dem System herauszuziehen.
Das schwächt den Standort. Auch regionale Kon-
kurrenzen haben zu irrationalen Ideen in einigen
Regionen geführt, so etwa dass ein süddeutscher
Partner auf jeden Fall besser wäre als ein nieder-
sächsischer. Ich glaube, das können wir uns über-
haupt nicht mehr leisten. Das ist Luxus, der aus
besseren Zeiten stammt. Kleinliche Animositäten
müssen hintanstehen. Der Ministerpräsident ist
unserer Ansicht nach in der Pflicht, das Abkassie-
ren des Finanzministers mit virtuellem Eigentum
bei den öffentlichen Versicherungen in Nieder-

sachsen zu verhindern. Gemeinsam müssen wir
uns um eine Zusammenführung der öffentlichen
Versicherungen in Niedersachsen kümmern und
uns dafür einsetzen.

Neben diesen landespolitischen Hausaufgaben
muss von uns vor Ort aber auch versucht werden,
die kaltschnäuzige Personalpolitik der privaten
Versicherer mit mehr Widerstand zu verhindern;
denn, Herr Dinkla, wenn sich die Einsparvorgaben
bei der Allianz bundesweit so umsetzen lassen,
dann ist zu erwarten, dass sich auch bei den ande-
ren Versicherern eine Spirale der Einsparungen in
Gang setzt. Das haben diese ja auch schon ange-
kündigt.

Insofern hoffe ich, dass bei der nächsten Demonst-
ration der von Entlassung bedrohten Beschäftigten
auch die anderen Fraktionen mit vor Ort sein wer-
den und wir in Niedersachsen klar machen, dass
wir das Vorgehen der Gesellschaften so nicht ak-
zeptieren wollen und dass das keine gesellschaftli-
che Mehrheit findet. - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat der Kollege Rickert.

Klaus Rickert (FDP):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Fast
täglich erreichen uns Meldungen über den Arbeits-
platzabbau in deutschen Unternehmen. Ich nenne
als Stichworte nur Siemens und Deutsche Tele-
kom. Erst vor wenigen Monaten haben wir an die-
ser Stelle über den Arbeitsplatzabbau in nieder-
sächsischen Unternehmen debattiert. Dabei ging
es um Arbeitsplätze in Produktionsunternehmen
wie Otis, Stadthagen, Bosch, Hildesheim, Karmann
usw. Ausgelöst wurde jene Aktuelle Stunde durch
den Protest gegen die Stilllegung der Reifenpro-
duktion im Conti-Werk Stöcken.

Insbesondere Großunternehmen verlagern oder
schließen Produktionen und Standorte. Dabei geht
es meistens um mehrere hundert Beschäftigte. Als
Gründe werden genannt: Kostenfaktoren, Wettbe-
werbsdruck und Globalisierung. Diese Aufzählung
ist sicherlich nicht vollständig.

Heute geht es um die Arbeitsplätze in der Versi-
cherungswirtschaft. Meine sehr verehrten Damen
und Herren, wir sollten aufhören, einzelne Unter-
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nehmen für solche Debatten herauszugreifen. Das
Problem, über das wir heute reden und über das
wir vor einigen Wochen geredet haben, ist sub-
stanziell und für unseren Standort alles andere als
positiv.

Uns beschleicht bei solchen Nachrichten auch das
Gefühl der Ohnmacht. Erneut müssen wir erken-
nen, dass die Einflussmöglichkeiten der Politik auf
derartige Unternehmensentscheidungen relativ
gering sind.

(Beifall bei der FDP)

Natürlich ist es umso schmerzhafter, wenn man
feststellt, dass das in Rede stehende Unterneh-
men Gewinne macht. Das lässt gelegentlich Fra-
gen im Hinblick auf die soziale Marktwirtschaft zu.
Dennoch halte ich die soziale Marktwirtschaft für
das erfolgreichste Wirtschaftssystem in der Ge-
schichte der Wirtschaft überhaupt.

(Günter Lenz [SPD]: Das ist nicht
mehr sozial, das ist asozial!)

Planwirtschaft ist keine Alternative. Das haben wir
in der ehemaligen DDR erlebt. Somit, Herr Lenz,
lehnen wir auch gesetzliche Regelungen, wie sie
von den Gewerkschaften gefordert werden, ab. Die
Forderung nach einem gesetzlichen Kündigungs-
verbot für profitable Unternehmen ist kontrapro-
duktiv und würde die Standortproblematik noch
verschärfen.

(Beifall bei der FDP)

Eines noch, wenn es auch nicht immer einsichtig
ist: Gewinn ist das Ergebnis vergangenen erfolg-
reichen unternehmerischen Handelns. Kostensen-
kungsprogramme sind die Reaktion auf sich ver-
ändernde zukünftige Marktveränderungen. Sie
dienen demzufolge der Zukunftssicherung.

Gerade vor diesem Hintergrund ist jedoch eine
konstruktive Informationspolitik gegenüber den
Mitarbeitern unerlässlich. Hier vermisse ich gele-
gentlich das notwendige Fingerspitzengefühl des
Managements. Unverkennbar sind in der Versiche-
rungswirtschaft Branchenprobleme, wie beispiels-
weise rückläufige Prämien, Kundenverluste, hohe
Schadensquoten, im Übrigen Kostennachteile ge-
genüber Direktvermarktern. Da musste reagiert
werden.

Auch Hannover ist betroffen, jedoch im Vergleich
zu anderen Standorten - ich nenne nur Köln - noch
relativ glimpflich davongekommen.

(Werner Buß [SPD]: Das ist doch kei-
ne Rechtfertigung!)

- Das ist sicherlich keine Rechtfertigung. Aber es
handelt sich um ein Gesamtproblem. Deswegen
versuche ich ja auch, das in den Gesamtzusam-
menhang aller Wirtschaften zu stellen.

(Werner Buß [SPD]: Das ist Ver-
harmlosung!)

Der Rückzug der großen Versicherer aus der Flä-
che bietet aber auch Chancen für die regionalen
Anbieter, wie z. B. öffentliche Versicherungen.
Diese Wettbewerbsvorteile sollten genutzt werden.

Dazu zählt z. B. auch die Einrichtung eines Kom-
petenzzentrums Versicherungswissenschaft mit
zwei Professuren für Versicherungsmathematik.
Wir lehnen daher jegliche Einmischung der Politik
in die Unternehmensführung ab. Politik schafft al-
lerdings Rahmenbedingungen für die Wirtschaft.
Das ist gelegentlich ein Geben und Nehmen. Ich
sagte eingangs, wir sollten aufhören, einzelne
Unternehmen herauszugreifen.

(Werner Buß [SPD]: Das sind mehre-
re!)

Das ist nicht gerade positiv. Ich erinnere Sie an die
Deutsche Telekom. Sie baut allein 30 000 Be-
schäftigte ab, und das mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats, in dem, wie wir wissen, auch die Bun-
desregierung sitzt. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Das Wort hat der Herr Ministerprä-
sident.

Christian Wulff, Ministerpräsident:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
möchte zu diesem Thema drei Bemerkungen ma-
chen.

Erste Bemerkung. Der Abgeordnete Lenz hat die
Veränderungsprozesse richtig beschrieben. Es gibt
erhebliche Konzentrationen, Fusionen, Verände-
rungen, Effizienzsteigerungen unter Gesichts-
punkten wie Standardisierung, Automatisierung
und Zentralisierung im Bereich der Versicherungs-
branche.
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Wir haben das im Bankenbereich erlebt. Wir haben
erlebt, dass sich Banken zu sehr aus der Fläche
zurückgezogen haben. Deshalb haben jetzt gerade
in Niedersachsen auch internationale Institute sehr
erfolgreich Marktanteile gewonnen, wie die Credit
Suisse, die wir sehr fördern, oder auch der Sitz der
General Electric Money Bank für Deutschland.
Hannover ist in solchen Feldern zum Teil zwar der
Nutznießer dieser Entwicklung gewesen. Aber
insgesamt ist der Standort Deutschland durchaus
in Gefahr geraten.

Das Gleiche darf uns bei den Versicherern nicht
passieren. Deshalb führen wir sehr viele Gesprä-
che mit ver.di, mit den Betriebsräten, mit den Per-
sonalräten und mit den Vorstandsvorsitzenden der
in Hannover und Niedersachsen beheimateten
Versicherungskonzerne. Fakt ist, dass die Kunden
stärker vergleichen - gerade im Internet - und dass
es einen verschärften Preiswettbewerb gibt. Rich-
tig ist auch, Herr Lenz, dass wir die Hilfe der Sozi-
aldemokratie noch brauchen werden, wenn es um
völlig überzogene Ansprüche der Bundesjustizmi-
nisterin an dieses Feld geht. Es gibt einen Gesetz-
entwurf aus dem Bundesjustizministerium, Entwurf
eines Gesetzes über den Versicherungsvertrag.
Wenn dieser so durch das Parlament ginge und
rechtsgültig würde, dann würde die Wettbewerbs-
position der gerade filial geprägten Versicherer
erheblich geschwächt. Insofern hoffe ich, Sie auch
dann an meiner Seite zu haben, wenn es um die
Interessen gerade der Versicherer geht, die in der
Fläche des Landes vor Ort kundenorientiert prä-
sent sind.

Zweite Bemerkung. Ich kann hier heute bedauerli-
cherweise keine Details nennen. Aber ich kann
Ihnen sagen, dass aus diesem gesamten Prozess
Hannover - das ist uns besonders wichtig - ge-
stärkt hervorgehen wird. Das heißt, andere Städte
werden in ganz anderen Umfängen von den Ver-
änderungen in der Versicherungsbranche betroffen
sein. Hannover wird auch deshalb relativ gestärkt
werden, weil der Versicherungsstandort Hannover
besonders attraktiv ist. Sie sollten mit einem Begriff
wie Kahlschlag weder die Mitarbeiter übermäßig
verunsichern noch den Standort schlecht reden.
Sie tun damit niemandem einen Gefallen.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
von Dr. Philipp Rösler [FDP])

Die Entscheidung der Allianz Leben hat gezeigt,
wie wichtig der Standort Hannover ist; denn der
Standort bleibt nicht nur erhalten, sondern er wird

nach Schließung von Köln die größte Niederlas-
sung der Lebensversicherung. Das eröffnet auch
langfristig neue Perspektiven.

Am Standort Hannover ist die Talanx zur dritt-
größten Versicherungsgruppe in Deutschland auf-
gestiegen. Das Beitragsvolumen hat sich innerhalb
kürzester Zeit vervierfacht. Es hat sich eben ge-
zeigt: Von Hannover aus kann man gute Ge-
schäfte machen.

Dritte Bemerkung. Wir haben natürlich vielfältige
Aktivitäten entwickelt. Ich nenne nur die Professur
für Versicherungsrecht in Göttingen, die Professur
für Versicherungsmathematik in Hannover und das
Kompetenzzentrum Versicherungswissenschaften.

Ich sage dem Parlament aber auch, dass bei den
Gesprächen mit den Vorstandsvorsitzenden ganz
deutlich betont worden ist, dass - abgesehen da-
von, dass man sich für unsere Unterstützung im
Vermittlungsausschuss an anderer Stelle bedankt
hat - nicht so sehr die politischen Rahmenbedin-
gungen den Ausschlag für den Standort Hannover
gegeben haben, sondern im Kern die Qualität, die
Motivation und die Einstellung der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter am Standort Hannover. Deswegen
bitte ich Sie einfach: Sprechen Sie positiv über
unser Land und über den Standort Hannover für
die Versicherungswirtschaft. Dann werden wir
gemeinsam Erfolge erzielen, über die ich dem-
nächst mehr sagen kann; im Moment bin ich an
Verschwiegenheiten gebunden, um die mich die
Vorstandsvorsitzenden gebeten haben. Es muss
innerhalb der Versicherer zum Teil noch zu Be-
schlüssen kommen. Aber ich kann heute schon
sagen: Wir werden relativ gestärkt aus diesem
Prozess, der insgesamt problematisch ist, hervor-
gehen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Meine Damen und Herren, weitere
Wortmeldungen zu diesem Punkt liegen mir nicht
vor.

Ich rufe auf:
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b) Die Welt sicher und fröhlich zu Gast bei
Freunden in Niedersachsen - eine Bilanz
der Fußballweltmeisterschaft - Antrag der
Fraktion der CDU - Drs. 15/3042

Das Wort hat der Kollege Rolfes.

Heinz Rolfes (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Mit dem Sieg der italienischen Mannschaft
ist vorgestern eine Weltmeisterschaft zu Ende
gegangen, deren Verlauf sich in Deutschland, aber
auch in der Welt so keiner vorgestellt hatte. Nie-
dersachsen war mit fünf Spielen in Hannover und
als Gastgeber von Mannschaften wie Vizewelt-
meister Frankreich, wie Polen, Angola, Mexiko und
Trinidad-Tobago ganz wesentlich an diesem gro-
ßen Fußballfest beteiligt. Es freut mich ganz be-
sonders, dass all die Bedenkenträger, die ewigen
Nörgler

(Zuruf von der SPD: Welche?)

und die Zweifler, die alles zerreden und auch im
Erfolg immer noch Schwachstellen suchen, nach
dieser unbeschwerten und unverkrampften Fröh-
lichkeit nichts mehr zu sagen haben.

Allerdings haben wir eben gehört, wie die Diskus-
sion über Tickets geführt worden ist, wie bei-
spielsweise in Hannover darüber diskutiert worden
ist, ob die Ratsmitglieder Vorkaufsrechte für 14
Tickets haben sollen. Angesichts dessen ist es
mindestens eine Anmerkung wert, aus der Neuen
Presse zu zitieren, wonach immerhin Ingrid Wa-
gemann, die Ratsfrau und Kandidatin der Grünen
für die Wahl zum Oberbürgermeister, auf Kosten
der union-boden in Hannover ein Spiel besucht
hat.

(Zurufe von der CDU: Hört, hört!)

Wagemanns Karte gehörte nicht zum Vorkaufs-
kontingent, sondern war ein Geschenk von union-
boden, einer 100prozentigen Tochtergesellschaft
der Stadt Hannover, und hatte einen Wert von
etwa 100 Euro. Ich sage das gar nicht, um es zu
verurteilen.

(Heiterkeit)

- So etwas mache ich doch gar nicht. So etwas
Kleinkariertes würde mir doch gar nicht einfallen.

(Heiterkeit - Beifall bei der CDU und
bei der FDP)

Ich sage nur mit Blick auf die Grünen: Wer im
Glashaus sitzt, sollte nicht mit Steinen werfen. Hört
endlich auf mit dieser Heuchelei, mit der wir häufig
zu tun haben!

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Der Aufsichtsratschef von union-boden, Martin
Hanske, hat es richtig gesagt. Er nannte die Tatsa-
che, dass Wagemann sich habe einladen lassen,
„nicht sehr sensibel“. So sprechen Diplomaten
unter sich. Wer daraus nicht erkennen kann, was
gemeint ist, hat selber Schuld.

Meine Damen und Herren, unsere Mannschaft ist
nicht Fußballweltmeister geworden,

(Jörg Bode [FDP]: Aber der Herzen!)

aber Weltmeister der Herzen, und Stimmungs-
weltmeister sind wir in Deutschland allemal gewor-
den.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Helau!)

Michael Ballack hat dieses von Klinsmann vermit-
telte Wir-Gefühl richtig beschrieben, indem er ge-
sagt hat: Klinsmann redet uns hoch, aber er redet
andere nicht klein. - Das ist eine ganz wichtige
Feststellung im Zusammenhang mit der Patriotis-
musdebatte in Deutschland: Sich freuen über das,
was man selber leistet, sich freuen mit anderen in
internationaler Gemeinschaft. Das konnte nur ge-
lingen dank eines erfolgreichen Sicherheitskon-
zeptes. In diesem fröhlichen und freundlichen Mit-
einander unterschiedlichster Nationalitäten hatten
die Schurken keinen Platz.

Das hing auch mit dem insgesamt hervorragenden
Sicherheitskonzept in Niedersachsen zusammen.
Im Vorfeld der WM gab es in 455 Fällen Gefähr-
detenansprachen, in 147 Fällen Meldeauflagen mit
Betretungsverboten, Gott sei Dank nur in vier Fäl-
len gab es Langzeitgewahrsam, und es wurden
143 DNA-Proben genommen. In Spitzenzeiten
waren allein in Hannover bis zu 2 800 Polizisten im
Einsatz. Das zwischen dem Bundesgrenzschutz
und der Polizei in den Ländern entwickelte ausge-
klügelte, aber durchaus zurückhaltend angewandte
Sicherheitskonzept hat sich bewährt. Ich finde,
dass an dieser Stelle den Polizeibeamten einmal
Dank gesagt werden darf.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP
und Zustimmung bei der SPD)

Man sagt das ja immer so leicht daher. Mit dem
Dank allein ist es aber nicht getan. Wir müssen
auch an die vielen Überstunden der Polizeibeam-
ten denken, die sie im Dienste dieser Sicherheit
geleistet haben, und wir müssen überlegen, wie wir
dafür den Dank richtig zum Ausdruck bringen kön-
nen.

Ich möchte aber nicht versäumen, auch den Hilfs-
diensten, der Bundeswehr und den vielen Helfern,
die zu diesem erfolgreichen Fest beigetragen ha-
ben, ausdrücklich zu danken.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Eines dürfte uns auch aufgefallen sein: Der vor der
WM befürchtete starke Anstieg der Zwangsprosti-
tution ist Gott sei Dank ausgeblieben.

(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Woher
wissen Sie das denn so genau?)

Auch den befürchteten Einfluss der Rechtsradika-
len,

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

der dieses Fest vernichtet und beschädigt hätte,
hat es dank der insgesamt fröhlichen Stimmung
nicht gegeben. Ich wünsche mir diese Stimmung
und dieses Wir-Gefühl, dieses Gefühl, gemeinsam
etwas leisten und anpacken zu wollen, auch für die
Zukunft. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank, Herr Kollege. - Herr Kollege Bartling
hat das Wort.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Aber mach
nicht so die Stimmung kaputt wie dein
Vorredner!)

Heiner Bartling (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es fällt schon etwas schwer, nach der
schönen Überschrift auf diese Rede jetzt noch
etwas zu sagen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Setzen Sie
sich doch einfach wieder hin!)

- Ja, ich mache es auch sehr schnell; da können
Sie sicher sein. - Ich will Ihnen nur eines sagen:
Wir haben über vier Wochen ein wunderbares
Fußballfest in Deutschland erlebt. Darüber muss
jeder glücklich sein. Wer jetzt anfängt, noch klein-
kariert über Karten zu reden, der hat anscheinend
diese Stimmung gar nicht wahrgenommen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, ich will die Stimmung
wirklich nicht niedermachen, aber über eines kurz
berichten. Als ich vor dem Halbfinalspiel Deutsch-
land - Italien die Polizeidirektion hier in Hannover
besucht habe, um mal zu gucken, was die Kolle-
ginnen und Kollegen - die übrigens einen großen
Beitrag dazu geleistet haben, dass die Spiele so
friedlich abgelaufen sind - machen,

(Beifall bei allen Fraktionen)

rief einer durch den Lageraum, die Aufklärer hätten
gerade gemeldet, der Innenminister sei im Bier-
garten angekommen. Das war eine nette Ge-
schichte. Ich hätte mir gewünscht, er wäre auch
einmal bei den Polizeibeamten gewesen. Ich glau-
be, darüber hätten die sich gefreut.

(Zurufe von der CDU und von der
FDP)

- Das darf man doch vielleicht noch sagen. Aber
trotzdem war es eine fröhliche Geschichte.

Meine Damen und Herren, unsere Frauen sind
schon Weltmeister. Die Jungs sind es noch nicht,
werden es aber beim nächsten Mal bestimmt.
Weltmeister der Herzen sind sie. Das haben wir
nun festgestellt.

(Zustimmung bei der SPD)

Vielleicht können wir uns ja noch dazu durchrin-
gen, einen gemeinsamen Antrag zu schreiben,
über dem nur steht: „Klinsi muss bleiben!“ Das
wäre doch eine gute Sache.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN und Zustimmung bei der
FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege Bode, Sie haben das Wort.
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Jörg Bode (FDP):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vier
Wochen lang hat Niedersachsen eine sicherlich
unvergessliche Fußballweltmeisterschaft erlebt,
gefeiert und auch gestaltet. Niedersachsen war ein
guter Gastgeber für fünf teilnehmende National-
mannschaften, und wir haben mit Hannover auch
einen der Austragungsorte gestellt. Was dann hier
in Niedersachsen und auch in ganz Deutschland
passierte, übertraf sicherlich alle Erwartungen.
Nicht nur in den Stadien selbst, nein, auch auf den
Fanmeilen und auf den - neudeutsch - Public-
viewing-Plätzen trafen sich tausende von begeis-
terten Fußballfans. Sie kamen aus allen Ländern,
sie kamen aus vielen Kulturkreisen, und sie waren
sich in einem einig:

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Der Ball
ist rund!)

Fußball regiert die Welt, und das macht er in
Deutschland friedlich.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Niedersachsen hat sich in allen Landesteilen, auch
in den kleineren Städten und Gemeinden, als ein
weltoffenes, optimistisches, begeisterndes und vor
allen Dingen tolerantes Land präsentiert. Dies wird
nicht nur bei unseren Gästen in Erinnerung blei-
ben, es sollte auch uns allen in Erinnerung bleiben.

(Zustimmung bei der FDP)

Wir sollten auch bei zukünftigen Veranstaltungen
und Großveranstaltungen, auch mit unterschied-
lichsten Kulturen, daran denken, wie friedlich sol-
che Veranstaltungen ablaufen können. Welch ein
bedenkliches Szenario gab es im Vorfeld? - Es war
nicht nur die Rede von Hooligans, sondern auch
von normalen Fans, die nach Niederlagen nicht
kontrollierbar wären. Kriminelle und sogar Terro-
risten waren auf einmal konkrete Bedrohungen.
Der Oberbürgermeister der Stadt Celle ging sogar
davon aus, dass sich polnische Hooligans, als
Spargelstecher getarnt, einschleichen könnten, um
die Sicherheit der Stadt zu bedrohen. Daraufhin
wurden alle Public-viewing- und Fanmeilen-Veran-
staltungen sicherheitshalber abgesagt. Aber ich
kann Sie beruhigen, keine Sorge: Für Celle gab es
ein gutes Ende. Pünktlich zum Ende der Spargel-
saison wurden doch noch Fanmeilen eröffnet. Sie
wurden wegen der großen Nachfrage sogar noch
vergrößert, und auch die Celler konnten wie die
anderen Niedersachsen feiern.

(Zuruf von der SPD: Oh wie schön!)

Alle Sorgen und alle Ängste trafen nicht ein. Des-
halb ist jetzt der Moment, all denen Dank zu sa-
gen, denen wir dies alles zu verdanken haben. Ich
denke hier zunächst einmal an diejenigen Planer,
die schon lange, bevor viele über die WM konkret
nachgedacht haben, sich die Mühe gemacht und
den Kopf darüber zerbrochen haben, wie man
diese WM sicher organisieren kann. Sie haben
insbesondere in Hannover einen hervorragenden
Mittelweg zwischen der Polizeipräsenz und dem
offenen Zugang gefunden. Das war unseres Er-
achtens in Hannover ein ganz großer Wurf.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Ich nenne hier vor allem tausende von Helfern bei
der Polizei, bei der Feuerwehr, bei den Rettungs-
diensten, bei der Bundeswehr und beim THW und
viele weitere Freiwillige. In der überwiegenden
Mehrzahl waren sie sicherlich auch begeisterte
Fans, aber sie standen freiwillig mit dem Rücken
zum Spielfeld und machten uns diese WM erst
möglich. Dafür ihnen allen einen herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU
und Zustimmung bei der SPD)

Sie haben nicht nur die WM ermöglicht, sie haben
auch einer vor der WM begonnenen Debatte ein
eindrucksvolles Ende gesetzt. Sie haben allen
gezeigt, dass wir keine Ausweitung der Bundes-
wehreinsätze im Innern brauchen.

(Zustimmung bei der FDP, bei der
CDU und bei der SPD)

Die Polizei und alle Beteiligten haben auf der
Grundlage unseres Grundgesetzes einen rei-
bungslosen Ablauf gewährleistet. Das bringt auch
der Vorsitzende der Deutschen Polizeigewerk-
schaft, Wolfgang Speck, auf den Punkt, wenn er
heute ein Ende dieser Debatte fordert. Ich möchte
ihn einmal zitieren:

„Wir haben es dem Innenminister ge-
zeigt.“

- Gemeint ist der Bundesinnenminister. -

„Die Polizei hat den WM-Einsatz allein
geschafft und bewiesen, dass sie auf
die Bundeswehr nicht angewiesen ist.
Das tut uns gut. Darauf sind wir stolz.
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Darauf kann die Polizei auch stolz
sein.“

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die WM hat auch etwas anderes geschafft: Sie hat
uns allen einen neuen, einen positiven Patriotis-
mus gebracht. Menschen schwenkten Fahnen,
sangen unsere Hymne, schmückten Häuser, be-
flaggten Autos. Sie waren einfach stolz auf
Deutschland. Das kann man auch sein. Das kann
nicht einmal die GEW verhindern.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Allerdings gab es auch einen kleinen Wermuts-
tropfen. Viele Polizisten wollten auch gerne Flagge
zeigen und ihre Dienstwagen auch mit einer Fahne
versehen. Leider wurde ihnen dies nicht gestattet.
Als ob ein Fan wegen einer Fahne auf einen Poli-
zeibeamten losgehen würde oder die Beamten
nicht selber wüssten, wann man die Flagge ab-
nehmen müsste. Ich habe dann allerdings gese-
hen, dass einige heimlich innen im Auto Flagge
gezeigt und so mit den Fans gefeiert haben. Ich
hoffe, dass das nicht nachträglich geahndet wird;
denn wir sollten die positiven Dinge der WM mit-
nehmen. Positiv ist: Niedersachsen zeigt sich als
weltoffen, als tolerant, als sicher. Beim Feiern sind
wir vor den Bayern. - Vielen Dank.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP
und bei der CDU)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat Herr Kollege Briese.

Ralf Briese (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es war tatsächlich eine wunderbare WM.
Es hat viel Spaß gemacht. Es war eine ganz fröhli-
che Veranstaltung. Es war ganz viel gute Laune im
Land. Es flatterten viele schwarz-rot-goldene Fah-
nen durch Niedersachsen und durch die ganze
Bundesrepublik. Es gab keine Gewaltausbrüche.
Es gab keinen aggressiven Nationalismus. Es gab
keinen Chauvinismus. Ich finde, dass uns diese
WM im besten Sinne gezeigt hat, dass Völkerver-
ständigung möglich ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das
zeigt uns: Man kann gemeinsam feiern, man kann
gemeinsam miteinander zittern, man kann gemein-

sam miteinander jubeln. Es war also im besten
Sinne Völkerverständigung. Deswegen zeigt uns
das auch: Kulturelle Vielfalt und Patriotismus sind
kein Widerspruch. Beides funktioniert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich fand
diesen lockeren Umgang mit der Fahne gut.

(Zuruf von der CDU: Donnerwetter!)

- Ja! - Das hat das Verhältnis der Deutschen zu
sich selbst und auch zum Ausland ein bisschen
entkrampft. Das ist sehr wichtig für unser Land,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

(David McAllister [CDU]: Wer war
denn verkrampft?)

Die Welt war tatsächlich zu Gast bei Freunden,
auch wenn nicht jeder ein Visum bekommen hat.

Aber, meine Damen und Herren, ich finde auch,
dass man so etwas wie Patriotismus nicht von
oben politisch verordnen kann. Man muss also
keine krampfhaften Leitkulturdebatten von oben
bemühen, sondern man muss die Leute einfach
einmal selbst feiern lassen. Dann funktioniert das
schon.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir soll-
ten eines nicht vergessen: Dies war eine gute, eine
große Weltmeisterschaft, dies war ein tolles
Sportfest - nicht weniger, aber auch nicht mehr. Es
gibt jetzt gar keinen Grund, eine gelungene Welt-
meisterschaft nationalhistorisch oder sogar meta-
physisch irgendwie zu überhöhen oder, wie ich es
in einigen Feuilletons ärgerlicherweise auch gele-
sen habe, dass Schlussstrich-Geraune durch die
Gazetten zieht.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wer-
den auch erleben, dass man nach dieser sehr
guten WM jetzt wieder sehr schnell in den Niede-
rungen der großen Koalition ankommen wird. Da
muss sich einiges ändern, wenn die gute Stim-
mung im Land fortbestehen soll. Dort ist im Mo-
ment Trauerspiel und nicht gute Laune angesagt.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
FDP)

Herr Ministerpräsident Wulff, ich verstehe gar
nicht, dass Sie hier sagen, dass man in einer Ak-
tuellen Stunde den Standort nicht herunterreden
solle. Soweit ich mich erinnere, war es die Bun-
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deskanzlerin, die vor kurzem gesagt hat, Deutsch-
land sei ein Sanierungsfall.

(Unruhe bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, da fragt
man sich, auf wen sie diese Aussage überhaupt
bezogen hat. Man hat fast den Eindruck, dass sie
es auf die eigene Regierungsmannschaft bezogen
hat.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es war
eine gute WM. Sie war gut organisiert. Sie war
effizient durchgestaltet. Aber wir wollen auch nicht
vergessen, dass manche hier einen gewissen
Kontrollwahn oder auch Ängste geschürt haben.
Wir waren es nicht, die das angeblich schärfste
Polizeigesetz der Länder hier verabschiedet haben
- übrigens mit einem Unterbindungsgewahrsam
von zehn Tagen, der damit begründet wurde, dass
die Fußballweltmeisterschaft kommen werde. Tat-
sächlich hat man dieses Instrument gar nicht ge-
braucht.

(Minister Schünemann: Gott sei
Dank!)

Wir haben nicht den Einsatz der Bundeswehr im
Inland und damit die Militarisierung der Innenpolitik
gefordert, weil man sonst angeblich keine WM
durchführen kann.

(Bernd Althusmann [CDU]: Das ist
doch unglaublich: Militarisierung der
Innenpolitik!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, man
kann ein solches Ereignis sehr gut durchführen,
wenn man Vertrauen in die Polizei hat, sie gut
ausbildet und auch gut ausstattet. Dann braucht
man keine Bundeswehr im Inneren und auch keine
Hilfssheriffs auf niedersächsischen Straßen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, natürlich
muss man sich bei der Polizei für das bedanken,
was sie hier geleistet hat. Meines Erachtens muss
man sich aber in erster Linie bei den Menschen
bedanken, die gut gelaunt, aber doch sehr beson-
nen gefeiert haben.

Abschließend möchte ich noch sagen: Es war zwar
vieles gut bei der WM, aber es gab trotzdem einen
kleinen Wermutstropfen.

(Heinz Rolfes [CDU]: Das habe ich
mir gedacht!)

- Natürlich, Herr Rolfes. Wollen Sie das leugnen? -
Es ist doch ganz klar: Schneider hätte im Halbfi-
nale diese Bude knipsen müssen. Er hätte das Tor
machen müssen. Das ist doch wohl ganz klar,
oder?

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜ-
NEN)

Schneider hat es doch im Halbfinale vergeigt.

(Widerspruch bei der CDU)

Nichtsdestotrotz: Ich freue mich darüber, wir sind
Weltmeister der Herzen geworden. Afrika, wir
kommen! Diesen dritten Platz, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wünsche ich Ihnen auch
bei der nächsten Landtagswahl. - Besten Dank.

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜ-
NEN - Bernd Althusmann [CDU]: Das
sagt die viertstärkste Fraktion im
Landtag!)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat der Herr Innenminister.

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir haben hier in den letzten vier Wochen
ohne Zweifel eine gigantische Stimmung gehabt.
Wir haben erlebt, dass in Hannover, aber auch im
ganzen Land gefeiert wurde, und zwar vor allem
friedlich. Wir können wirklich stolz und froh darüber
sein, wie sich unser Land präsentiert hat,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

nicht nur in der Landeshauptstadt Hannover, son-
dern vor allem auch an den WM-Quartier-
standorten. Ich denke da z. B. an Aerzen, das es
fast geschafft hat, den Weltmeister zu stellen. Das
zeigt, welche Gastfreundschaft man dort gewährt
hat. Wir haben Celle mit Angola, Rotenburg und
genauso Göttingen und Barsinghausen erlebt. Wir
können wirklich froh darüber sein, dass wir die
Chance, die die Fußballweltmeisterschaft geboten
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hat, für unser Land genutzt haben. Deshalb ein
herzliches Dankeschön an alle, die dazu beigetra-
gen haben!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich bedanke mich vor allen Dingen bei der Polizei,
die in Abstimmung mit allen Bundesländern ein
Sicherheitskonzept erstellt hat, das diese friedliche
Stimmung ermöglicht hat. Keine Frage: Man hat
fröhliche Menschen erlebt. Wir haben aber natür-
lich durchaus auch den einen oder anderen Fall
gehabt, bei dem man einschreiten musste.

(Vizepräsident Ulrich Biel über-
nimmt den Vorsitz)

Es ist dieser Konzeption zu verdanken, dass nicht
mehr passiert ist. Wir haben im Vorfeld auch mit
den europäischen Ländern und den europäischen
Sicherheitskräften genau analysiert, wo es Prob-
lemfelder gibt und wo die Hooligan-Szene ist. Es
ist sicherlich richtig gewesen, dass wir die Hooli-
gan-Szene gar nicht erst nach Deutschland und
nach Niedersachsen gelassen haben.

Meine Damen und Herren, es ist vorher befürchtet
worden, dass die rechtsextreme Szene die Fuß-
ballweltmeisterschaft nutzen würde, um für ihre
Dinge zu werben. Ich bin außerordentlich froh dar-
über, dass das nicht gelungen ist. Herr Briese, weil
Sie es angesprochen haben: In ein oder zwei Fäl-
len haben diese Verwirrten aber versucht, hier
etwas anzustellen. Sie sind sofort in Unterbin-
dungsgewahrsam gebracht worden, und zwar für
sieben Tage bzw. für zweimal sieben Tage. Ich
sage Ihnen: Es war richtig und wichtig, dass wir
dieses Instrument haben, damit diese Personen
überhaupt keine Möglichkeit haben, sich bei der
Fußballweltmeisterschaft darzustellen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Genauso kann man sich bei den Hilfsorganisatio-
nen und bei der Feuerwehr bedanken. Ich habe
mir deren Arbeit ebenso angesehen wie die Arbeit
der Polizei, wo ich selbstverständlich auch vor Ort
war, Herr Bartling. Das ist etwas, wovon wir auch
nach der Fußballweltmeisterschaft noch zehren
können. Hier ist eine Zusammenarbeit ermöglicht
worden, die wirklich beispielhaft ist. Deshalb ge-
bührt all denen, die dazu beigetragen haben, mein
ganz herzliches Dankeschön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deshalb, meine Damen und Herren, ist es wohl
wenige Tage danach auf jeden Fall richtig, dass
wir uns heute auch als Parlament und auch als
Landesregierung hierzu äußern; denn das ist wirk-
lich im Vorfeld alles gesagt worden. Es ist richtig,
dass wir jetzt auch noch fröhlich darüber sind, wie
das abgelaufen ist. Über all die anderen Dinge,
von denen hier die Rede war, wie Einsatz der
Bundeswehr, über Hilfspolizei und anderes, gibt es
andere Debattenplätze, wo es richtiger ist, das zu
diskutieren. Ich werde Ihnen sagen, dass dann
sicherlich die Argumente noch genauso greifen wie
vorher. Denn es macht keinen Sinn, erst darüber
zu reden, wenn etwas passiert ist, sondern wir
müssen vorher aufgestellt sein. Das ist die Politik
zumindest dieser Hälfte des Hauses, meine Da-
men und Herren. Insofern werden wir auch in Zu-
kunft noch darüber streiten. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen zum Tagesordnungspunkt 1 b
mehr vor.

Ich rufe nun auf:

c) Im Sinne der Bürger handeln - Chancen
der interkommunalen Zusammenarbeit
nutzen - Antrag der Fraktion der FDP -
Drs. 15/3043

Ich erteile Herrn Dr. Rösler das Wort.

Dr. Philipp Rösler (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! In der letzten Woche hat die Europäische
Kommission vor dem Europäischen Gerichtshof
die Landkreise Harburg, Rotenburg (Wümme),
Soltau-Fallingbostel und Stade wegen Verletzung
des EU-Vergaberechts verklagt. Es geht dabei um
den bereits 1995 geschlossenen Vertrag mit der
Stadtreinigung Hamburg über die Müllverbren-
nung.

Aus unserer Sicht unterliegt dieser Vertrag aber
überhaupt nicht dem EU-Vergaberecht. Denn die-
ser Vertrag wurde im Rahmen einer interkommu-
nalen Kooperation geschlossen. Die betroffenen
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beklagten Kommunen befinden sich aus unserer
Sicht deshalb völlig im Recht. Sie genießen des-
wegen unsere volle Unterstützung. Wir halten fest:
Diese Klage ist ein Angriff auf die kommunale
Selbstverwaltung.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Denn anders als im Vergaberecht, bei dem es um
die wirtschaftliche Vergabe öffentlicher Aufträge
geht, geht es bei der interkommunalen Zusam-
menarbeit um die Wahrnehmung hoheitlicher Auf-
gaben.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Das haben die betroffenen Kommunen bereits vor
über zehn Jahren erkannt und das sinnvolle In-
strument der interkommunalen Zusammenarbeit im
Interesse ihrer Bürger genutzt. Sie waren damit
ihrer Zeit weit voraus. Denn heute ist ja die inter-
kommunale Zusammenarbeit ein wesentliches
Element für unsere Kommunen zur sinnvollen Auf-
gabenwahrnehmung. Was noch viel wichtiger ist,
meine Damen und Herren: Deswegen ist die inter-
kommunale Zusammenarbeit eine echte Alternati-
ve zu einer Kreis- oder Gebietsreform.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die Überlegungen der Grünen beispielsweise, die
angeblich 25 kleinsten Kreise in Niedersachsen
einfach aufzulösen, gehen dabei völlig an der Rea-
lität vorbei.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
David McAllister [CDU]: Wenzel, hör
zu!)

Erstens können wir festhalten, dass Größe auf der
einen Seite nichts mit Effizienz und Bürgernähe
auf der anderen Seite zu tun hat. Das sieht man ja
auch an der großen Koalition. Zweitens kann man
festhalten, dass die Problembewältigung, aber
auch Wertschöpfungsketten längst nicht mehr an
Gebietskörperschaftsgrenzen Halt machen. Ge-
nauso, wie es gut und sinnvoll ist, Wirtschaftsför-
derung gebietskörperschaftsübergreifend zu ge-
stalten, so wie es die Landesregierung - z. B. bei
ihren regionalen Wachstumskonzepten -, aber
auch die Europäische Kommission bei den Metro-
polregionen tun, genauso ist es gut und richtig,
Probleme gebietskörperschaftsübergreifend lösen
zu wollen und Aufgaben gemeinsam wahrzuneh-
men.

(Beifall bei der FDP)

Aus kleinen Kreisen einfach nur große Kreise ma-
chen zu wollen, ist deswegen der völlig falsche
Weg. Wichtiger wäre noch die flexible Problembe-
wältigung vor Ort. Dass Sie vonseiten der Grünen
mit Ihrer Idee, große Kreise zu schaffen, wieder
einmal an den Bedürfnissen der Menschen vor Ort
vorbeigehen, das zeichnet die Grünen ja aus. CDU
und FDP hingegen setzen voll auf Flexibilität und
Effizienz und damit auf die interkommunale Zu-
sammenarbeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

CDU und FDP arbeiten ja auch interfraktionell gut
zusammen. Niemand würde auf die Idee kommen,
die kleinste Fraktion im Landtag mangels Inhalt
einfach aufzulösen. Das wird der Wähler bei der
nächsten Wahl von ganz allein entscheiden. - Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

 Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Bachmann das Wort.

Klaus-Peter Bachmann (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Dr. Rösler, ich wünsche Ihnen, dass
das Letzte eintritt, dass der Wähler über ihre Auf-
lösung entscheidet.

(Beifall bei der SPD - Widerspruch
von Dr. Philipp Rösler [FDP])

- Ja, aber so haben Sie es gesagt. Sie haben sich
gemeint.

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es wundert mich schon sehr, dass ausge-
rechnet die FDP-Fraktion eine Aktuelle Stunde
zum Thema „Interkommunale Zusammenarbeit“
beantragt hat. Bislang habe ich die FDP als die
kommunalfeindlichste Fraktion in diesem Hause
kennen gelernt.

(Beifall bei der SPD - Jörg Bode
[FDP]: Was?)

Sie sagen zu Recht, Sie teilen die Einschätzung
des Verhaltens der Landkreise im Hamburger
Umland. Wir teilen sie auch.
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Ich möchte Ihnen einige Beispiele nennen, welche
Angriffe auf die kommunale Selbstverwaltung Sie
in den letzten drei Jahren organisiert haben: die
Einschränkung der wirtschaftlichen Handlungsfä-
higkeit und Freiheit der Kommunen in den §§ 108
und 109. Ich kann mich noch gut an die Gesichter
Ihrer Kollegen aus der CDU-Fraktion im Innenaus-
schuss erinnern, die mit versteinerter Miene Ihrer
Nötigung zustimmen mussten.

(Oh! und Lachen bei der CDU - Beifall
bei der SPD)

In weniger als zwei Jahren wird das aber korrigiert,
weil Sie dann nicht mehr in der Landesregierung
sitzen. Da bin ich sicher.

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der
FDP und bei der CDU)

Ich erinnere an die kommunale Wirtschaftsförde-
rung, die nur noch im Zusammenhang mit Public
Private Partnership nach Hirches Plänen organi-
siert werden soll. Das hängt Regionen ab, in de-
nen sich kein investitionsbereiter Partner befindet.
Für Sie geht doch Ihre Privatisierungsideologie
über Wirtschaftlichkeitserwägungen. Privatisierun-
gen, aber auch PPP sind oft viel teurer als die
Tätigkeit der öffentlichen Hand. Der vorläufige
Höhepunkt dieser Negativliste sind die Pläne von
Herrn Sander, den Anschlag auf die kommunale
Abwasserversorgung und -entsorgung zu organi-
sieren.

(Beifall bei der SPD)

Es wundert mich, lieber Herr Dr. Rösler, dass die
FDP noch nicht vorgeschlagen hat, die Kommunen
selber zu privatisieren. Aber vielleicht kommt das
ja noch. Derzeit beschränkt man sich darauf, die
niedersächsischen Kommunen in den Ruin zu
treiben.

(David McAllister [CDU]: Was?)

In trautem Zusammenwirken mit Ihnen, Herr McAl-
lister,

(David McAllister [CDU]: Ich?)

haben CDU und FDP einen Raubzug durch die
kommunalen Kassen beschlossen,

(Lachen bei der FDP - David McAl-
lister [CDU] lacht - Unruhe bei der
FDP und CDU)

der allein in dieser Wahlperiode die kommunale
Ebene mit mehr als 1 Milliarde Euro belastet.

(Beifall bei der SPD)

Warum erinnere ich daran? - Es waren doch Ihre
Versprechen vor der Landtagswahl: „Das werden
wir nie tun!“ Das war aber das erste organisierte
gebrochene Wahlversprechen.

(Beifall bei der SPD)

Tatsache ist: In Niedersachsen gibt es nicht nur
einen Hang - - -

(Zurufe von Heinz Rolfes [CDU])

- Herr Kollege Rolfes, wenn Sie nicht immer so laut
brüllen würden, würde ich ganz leise reden.

(Beifall bei der SPD)

Seien Sie also auch mal ruhig. Schön ruhig! Mel-
den Sie sich! Dann machen wir das ganz ruhig und
sachlich.

(Zurufe von der CDU)

Tatsache ist doch, in Niedersachsen gibt es nicht
nur einen berechtigten Hang zur interkommunalen
Kooperation, sondern aufgrund dieser Haushalts-
lage, die Sie mit verantwortet haben, de facto so-
gar längst einen Zwang zur interkommunalen Zu-
sammenarbeit.

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Viel-
leicht soll mit dieser Aktuellen Stunde aber auch
verschleiert werden, dass die vom Innenminister
initiierten Modellprojekte zur interkommunalen
Zusammenarbeit, die dem Sonderstaatssekretär
im Innenministerium bekanntlich als Daseinsbe-
rechtigung dienen und dafür herhalten müssen, in
Wahrheit ein völliger Flop sind.

(Zurufe von der FDP: Was? - David
McAllister [CDU]: Das stimmt doch
überhaupt nicht!)

Meine Damen und Herren, was erleben wir der-
zeit? - Wir erleben derzeit auch den völligen Wild-
wuchs an interkommunaler Zusammenarbeit.

(Jörg Bode [FDP]: Wo?)

- Ich will Ihnen gleich ein Beispiel nennen. - Wir
haben hier gemeinsam einstimmig ein Gesetz zur
interkommunalen Zusammenarbeit beschlossen,
das vieles erst möglich gemacht hat. Das Gesetz
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war von uns allen gut gemeint. Aber es fehlt jetzt
an allen Ecken und Enden die Begleitung durch
regionale Bündelungsbehörden.

(Lachen bei der FDP und bei der
CDU)

Die Regierungsvertretungen leisten das nicht, Herr
Kollege Biallas. Sie können das auch nicht leisten.
Allein aufgrund dieser Tatsache finden sich Partner
in der einen Frage in Nachbarschaftsbereichen
von Kreisen und Städten. In der anderen Frage
kooperiert man mit dem anderen Partner. Das
meine ich mit „Wildwuchs“. Das ist keine vernünfti-
ge regionale Entwicklung, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der SPD)

Dieses Manko ist gravierend und bremst die nie-
dersächsischen Regionen derzeit aus. Die extrem
verflochtenen Strukturen der kommunalen Zu-
sammenarbeit führen obendrein zurzeit zu einem
unentwirrbaren Chaos - auch das muss angespro-
chen werden - und damit letztendlich zu einem
Defizit in der demokratischen Legitimation.

(David McAllister [CDU]: Auch das
noch!)

Tatsache ist sogar, dass der von der Landesregie-
rung beauftragte Verwaltungsreform-Haus-und-
Hofgutachter erhebliche Defizite bei der regionalen
Kooperation festgestellt hat.

Meine Damen und Herren, der Ansatz ist richtig.
Aber Ihre aktuelle Politik ist kontraproduktiv für
vernünftige Entwicklungen in den Regionen über
die Kommunen hinaus.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter, Sie müssen zum Schluss
kommen.

Klaus-Peter Bachmann (SPD):

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident.

Sie wissen, dass ich derzeit daran arbeite, meine
Mitgliedschaft hier im Haus durch die Übernahme
einer kommunalen Funktion zu beenden.

(David McAllister [CDU]: Und wovon
träumst du nachts?)

Ich empfehle Ihnen Folgendes, damit Sie etwas
lernen können, Herr Kollege McAllister: Schauen
Sie einmal auf meine Internet-Seiten!

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Nein! Wie
peinlich ist das denn!)

Da habe ich sinnvolle Vorstellungen über regionale
Entwicklung und entsprechende kommunale Zu-
sammenarbeit eingestellt.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist weit über-
schritten.

Klaus-Peter Bachmann (SPD):

Das sind die zukunftsweisenden Vorschläge für die
Regionen. Ihrer Aktuellen Stunde bedurfte es
nicht.

(Beifall bei der SPD - Dr. Philipp
Rösler [FDP]: www.waehlt-bachmann-
nicht.de!)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, für die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen hat sich der Abgeordnete
Dr. Lennartz gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Kandidieren
auch Sie? Machen Sie auch Wer-
bung? - Unruhe)

- Meine Damen und Herren, Herr Dr. Lennartz hat
jetzt das Wort und niemand anders.

Professor Dr. Hans-Albert Lennartz (GRÜ-
NE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Rösler, ob ich kandidiere, werde ich Ihnen nicht
beantworten, weil ich jetzt kurz etwas zu Ihrem
merkwürdigen Thema für die Aktuelle Stunde sa-
gen will. Man ist ja nach der Geschäftsordnung
nicht gezwungen, Themen für Aktuelle Stunden zu
beantragen. Ich habe den Eindruck, Sie haben das
noch nicht zur Kenntnis genommen. Sie können
verzichten.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Sie nehmen ein Thema für die Aktuelle Stunde,
das sozusagen mit einem Kniff - nämlich dem
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EU-Vertragsverletzungsverfahren - aufgehübscht
wird. Ansonsten sagen Sie etwas, was sozusagen
im laufenden Betrieb dieser Landesregierung ent-
halten ist.

Damit komme ich zur Sache. Die Sache heißt „in-
terkommunale Zusammenarbeit“. Dagegen haben
wir nichts. Das ist offensichtlich ein erheblicher
Unterschied zu dem, was der Kollege Bachmann
eben für die SPD gesagt hat. Wir haben aber et-
was dagegen, wenn man versucht, die Notwendig-
keit von Veränderungen - auch der kommunalen
Landschaft - zu unterlaufen, weil man dieses The-
ma unter keinen Umständen anpacken will und
meint, das Problem mit interkommunaler Koopera-
tion lösen zu können. Alle ernsthaft informierten
Beteiligten - ich habe Zweifel, dass Sie dazugehö-
ren, Herr Rösler; das muss ich ausnahmsweise
sagen - wissen, dass das Thema Kreis- und Ge-
bietsreform nicht nur in Niedersachsen, sondern
auch in anderen Bundesländern auf der Tagesord-
nung steht oder stehen wird.

Jetzt muss ich noch einmal auf Professor Hesse
zurückkommen. In seinem Gutachten vom 6. Fe-
bruar dieses Jahres, nämlich - verkürzt bezeich-
net - Verwaltungsreform im Bereich der Raumord-
nung, welches erst vor vier Wochen durch die
Landesregierung öffentlich gemacht wurde, führt
Hesse auf den Seiten 83/84 sinngemäß aus: Spä-
testens ab 2008 müssen die Rahmenbedingungen
einer Kreis- und Gebietsreform für Niedersachsen
definiert werden. - Das ist, wenn man weiß, wie
Gutachten entstehen, die gegen Geld erstellt wer-
den, eine sehr präzise und eindeutige Aussage.
Normalerweise legt nämlich der Ersteller des Gut-
achtens dem Auftraggeber den Entwurf seines
Gutachtens vor. Der Auftraggeber sieht es sich
dann an, nimmt es entweder ab und zahlt an-
schließend, oder er sagt: Bitte ändern Sie doch
noch ein paar Sachen. - Da hier im Zweifel nicht
anders verfahren worden sein wird als bei der gro-
ßen Masse vergleichbarer Verfahren, unterstelle
ich, dass Hesse jetzt so formuliert - für seine Ver-
hältnisse nicht überdeutlich, aber für die Position
der Landesregierung überdeutlich -, dass aber
vorher sozusagen noch eine klarere und noch
schärfere Positionierung in Richtung Notwendigkeit
einer Kreis- und Gebietsreform für Niedersachsen
formuliert worden war.

Sie haben eben in unsere Richtung, in Richtung
der Grünen gesagt, wir seien sozusagen jenseitig
- so haben Sie das nicht formuliert; ich interpretiere
das jetzt mit meinen Worten -,

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Aber es
würde passen!)

weil wir große Einheiten, bürgerferne Einheiten
bevorzugen würden. Das ist in meinen Augen ein
Rohrkrepierer. Es gibt doch eine Diskussion über
die Notwendigkeit einer Kreis- und Gebietsreform.
Wie man diese genau angeht, müsste ja erst ein-
mal diskutiert werden. Sie muss ja nicht von oben
herab verordnet werden; es gibt doch schon frei-
willige, zumindest in diese Richtung laufende An-
sätze, siehe Ostfriesland.

(Zuruf von der CDU: Wo denn?)

Das alles ist diskussionsbedürftig. Aber wenn die
von CDU und FDP gestellte Landesregierung die-
ses Thema weiterhin zum Tabu erklärt, dann wird
sie sich selbst keinen Gefallen tun. Oder aber Sie
arbeiten sozusagen im Verborgenen und präsen-
tieren uns irgendwann - vielleicht vor der Land-
tagswahl - einen Mix aus halbwegs guten Ideen.
Ich bezweifle, dass Sie mehr erreichen. Aber das
wäre ja immerhin schon ein Fortschritt. - Ich be-
danke mich.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Ulf Thiele [CDU]: Herr
Dr. Lennartz, Sie müssen sich über
Ostfriesland noch einmal genauer in-
formieren!)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die CDU-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Biallas das Wort.

Hans-Christian Biallas (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir begrüßen sehr, dass die FDP-Fraktion
dieses wichtige Thema in der Aktuellen Stunde auf
die Tagesordnung gesetzt hat. Wenn man aller-
dings den Verlauf der bisherigen Debatte verfolgt
hat, dann kann man sich eigentlich nur wundern,
was alles noch mit diesem Thema in Verbindung
gebracht und aus einem solch wichtigen Thema
gemacht wird.

(Klaus-Peter Bachmann [SPD]: Das
ist eine Glaubwürdigkeitsfrage, Herr
Kollege!)

- Herr Kollege Bachmann, Sie haben hier Bürger-
meisterwahlkampf gemacht, und der Kollege Len-
nartz hat sich über die Möglichkeiten der Bildung



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  94. Plenarsitzung am 11. Juli 2006

10983

von Regionen und die finsteren oder unfinsteren
Absichten der Grünen geäußert.

Ich möchte zunächst einfach einmal sagen, dass
sich die interkommunale Zusammenarbeit und die
gesetzlichen Möglichkeiten, die wir dafür geschaf-
fen haben, nach allem, was wir bis jetzt wissen
- abschließend wissen wir eben noch nicht alles -,
durchaus bewährt haben. Wir wollen heute einmal
festhalten: Interkommunale Zusammenarbeit hat
sich bewährt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
fragen des Abgeordneten Möhrmann?

Hans-Christian Biallas (CDU):

Ich habe ja nur so wenig Zeit.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Das wird nicht auf die Redezeit angerechnet.

Hans-Christian Biallas (CDU):

Meinetwegen kann er fragen.

Dieter Möhrmann (SPD):

Herr Kollege, ich wüsste gerne von Ihnen, wie sich
die Möglichkeiten der kommunalen Zusammenar-
beit durch die Änderung des Gemeindewirtschafts-
rechts, die Sie mehrheitlich beschlossen haben,
verändert haben.

Hans-Christian Biallas (CDU):

Sie heben auf das ab, was der Kollege Bachmann
uns schon zu erklären versucht hat. Sie wissen
ganz genau, dass dieser Punkt, der mit dem § 108
zusammenhängt, ein außerordentlich schwieriges
Problem darstellte, welches in der Koalition zu
bewältigen war. Ich meine, der Kompromiss, den
wir gefunden haben, ist unter den Bedingungen,
unter denen er zu finden war, auch für die Kom-
munen der richtige Weg.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich meine, dass die kommunale Zusammenarbeit
auch abseits dessen, was der Kollege Bachmann
hier vorgetragen hat, gut funktionieren kann. Er hat
ja gesagt, dass die Erfolge der kommunalen Zu-

sammenarbeit von der Gestaltung der Kommunal-
finanzierung abhängen. Herr Kollege Bachmann,
auch darüber könnten wir uns lange unterhalten.
Leider reicht die Redezeit bei einer Aktuellen
Stunde dafür nicht aus. Aber eines will ich Ihnen
sagen: Es ist schon ein kleines Wunder, dass die
Kommunen die vielen Anschläge, die sie durch die
SPD haben erleben müssen, bei relativ guter Ge-
sundheit überlebt haben. Das ist schon ein kleines
Wunder!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich will nicht alles aufzählen, aber klar ist: Die in-
terkommunale Zusammenarbeit, bei der in vielen
Bereichen Möglichkeiten der Zusammenarbeit
bestehen - z. B. können sich drei Landkreise oder
mehrere Kommunen zusammentun und eine Auf-
gabe für die anderen miterledigen -, ist als freiwilli-
ges Modell besser und effektiver als alles, was von
Ihnen kommt. Das ist nämlich von oben verordnet,
den Leuten von oben oktroyiert, sodass sie ma-
chen müssen, was andere sagen. Wir wollen, dass
das freiwillig ist und bleibt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, interkommunale Zu-
sammenarbeit ist in der Tat eine Alternative zu
dem, was Herr Lennartz vorgetragen hat. Man
muss sich doch die Frage stellen - da haben Sie
durchaus Recht -: Lassen sich die Aufgaben der
Kommunen auch unter den Aspekten der Bürger-
nähe und der Kosten besser erledigen, wenn man
kommunale Körperschaften auf freiwilligem Wege
zusammenführt, oder muss es dazu kommen, dass
man - auch wieder von oben - sagt, dass Regionen
gebildet und Landkreise aufgelöst werden müs-
sen?

Ich will Ihnen für die CDU eines sagen: Wir halten
daran fest, dass es in Niedersachsen weiterhin
Landkreise und Kommunen gibt. Weitere Regio-
nen wird es mit der CDU nicht geben.

(Beifall bei der CDU - Zurufe von der
SPD und von den GRÜNEN)

Deswegen sage ich schon in der Vorschau auf die
kommende Landtagswahl, damit die Bürgerinnen
und Bürger - - -

(Unruhe)
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Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Biallas, einen Augenblick! Sie haben von mir
das Wort erteilt bekommen, die anderen nicht.

Hans-Christian Biallas (CDU):

- - - klar wissen: Mit der CDU wird es keine weite-
ren Regionen geben.

(Beifall bei der CDU)

Der große Unterschied, den auch die Bürgerinnen
und Bürger kennen sollten, ist: Wenn Rot-Grün in
Niedersachsen regieren wird, wäre es das Ende
der Landkreise. - So überspitzt muss man es for-
mulieren.

(Beifall bei der CDU)

Damit die Menschen entscheiden können, wollen
wir die Aktuelle Stunde auch dazu nutzen.

Meine Damen und Herren, ich komme zum
Schluss. Der Antrag der FDP ist zunächst durch
die Frage nach vergaberechtlichen Regelungen
entstanden, die dort angeblich Anwendung finden
sollen; in dieser wichtigen Frage sind wir mit der
FDP einer Meinung. Viel wichtiger aber ist, dass
wir Folgendes deutlich machen: Wir als Koalition
stehen zu den Kommunen. Wir wollen, dass sie
alle freiwilligen Möglichkeiten der Zusammenarbeit
nutzen. Dazu schaffen wir die Rahmenbedingun-
gen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die FDP-Fraktion hat Herr Dr. Rösler noch
einmal das Wort.

Dr. Philipp Rösler (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Zu dem traurigen Werbeauftritt des Kolle-
gen Bachmann will ich hier nichts sagen; darüber
werden die Wähler allein entscheiden. Ich will aber
noch einmal auf Herrn Lennartz zurückkommen.
Sich über die Tiefe eines Themas für die Aktuelle
Stunde zu beklagen, ist gerade vonseiten der Grü-
nen mehr als dreist. Ich erinnere nur an Ihr Thema
für die letzte Aktuelle Stunde, zu dem es noch
nicht einmal Wortmeldungen gab. Auch Ihr heuti-
ges Thema hat keinerlei landespolitischen Bezug.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Da
konnten Sie nicht wechseln!)

- Entschuldigen Sie, Frau Kollegin. Sie haben ein-
fach keine Inhalte und versuchen, dies durch Bun-
despolitik zu überdecken. Dies wird Ihnen aber bei
der nächsten Landtagswahl überhaupt nichts nüt-
zen.

(Beifall bei der FDP)

Dass Sie keine Inhalte haben, erkennt man schon
an der Tatsache, dass uns Herr Lennartz jetzt
Vorträge darüber gehalten hat, wie man Gutachten
verkauft, nicht aber über die Inhalte selbst disku-
tiert hat. Reden wir doch beispielsweise über die
Region Hannover, wo es ja zumindest eine Ver-
waltungsreform gab. Im Vorwege wurde von Syn-
ergieeffekten in Höhe von 40 Millionen Euro jähr-
lich gesprochen. Der erste Haushalt der Region
Hannover hatte bereits ein Defizit von 40 Millionen
Euro, der zweite Haushalt eines von 90 Millionen
und der dritte eines von 120 Millionen Euro. Dass
die Folgehaushalte jeweils konstant bei einem
Defizit von 120 Millionen Euro geblieben sind, ist
sicherlich keine besonders große Leistung.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Dr. Rösler, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Hagenah?

Dr. Philipp Rösler (FDP):

Nein, vielen Dank. - Zugegeben, hier regiert eine
rot-grüne Mehrheit der Ausgabenkönige. Dennoch
steht für uns fest: Ein solches Schuldenmodell
dürfen wir nicht auf ganz Niedersachsen übertra-
gen. Aber genau dies ist der Weg der Grünen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Landesregierung hat sich der Innenminister
zu Wort gemeldet. Herr Schünemann, ich erteile
Ihnen das Wort.

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Haushaltssituation ist auf allen Ebenen
dramatisch, auch auf der kommunalen Ebene.
Insofern müssen wir uns auch hier im Parlament
ganz ernsthaft damit beschäftigen, wie wir mittel-
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und langfristig aus dieser dramatischen Situation
herauskommen können. Dafür sind verschiedene
Maßnahmen notwendig, aber mit Sicherheit wer-
den wir uns auch über die Verwaltungsstrukturen
auf der kommunalen Ebene unterhalten müssen.

Hier gibt es zwei Modelle. Bei Herrn Bachmann
von der SPD habe ich nicht richtig verstanden,
welches Modell er tatsächlich verfolgt. Aber zu-
mindest bei Herrn Dr. Lennartz war es sehr ein-
deutig. Er hat gesagt, die Grünen wollten Regio-
nen etablieren und dieses Land nach dem Vorbild
der Region Hannover gestalten.

(Widerspruch bei den GRÜNEN)

- Zumindest in die Richtung wollen Sie gehen; das
können Sie nicht bestreiten. - Wir haben zu prüfen,
ob dies tatsächlich der richtige Weg ist und ob es
bei großen Einheiten Effizienzgewinne gibt. Herr
Dr. Rösler hat völlig zu Recht darauf hingewiesen,
dass es bei der Region Hannover zumindest bis
zum heutigen Zeitpunkt nicht funktioniert hat. In-
sofern ist dies aus meiner Sicht kein Modell für das
Land.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Aber die Augen vor dem Problem zu verschließen,
wäre ebenfalls falsch. Deshalb ist es notwendig,
dass wir als Landesregierung den Prozess der
interkommunalen Zusammenarbeit forcieren und
auch moderieren, wenn wir dazu aufgerufen sind.
Deshalb haben wir uns die Entwicklung der inter-
kommunalen Zusammenarbeit im Lande ange-
schaut und Herrn Professor Hesse um ein Gut-
achten zu der Frage gebeten - Herr Bachmann,
auch wenn Sie lesen, werden Sie sicherlich zuhö-
ren -, ob wir im Vergleich mit anderen Bundeslän-
dern auf diesem Gebiet führend seien. Wir muss-
ten feststellen, dass dies bei weitem nicht der Fall
ist. Deshalb wollen wir - - -

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Hagenah?

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Ja.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Herr Minister, entschuldigen Sie, es hat eine Weile
gedauert, bis ich an die Reihe gekommen bin. Ich
beziehe mich auf Ihre Äußerung zur Region. Dar-
auf wollte Herr Rösler schon nicht antworten. Sie
haben es bestätigt und verstärkt. Nun sind Sie
nicht irgendjemand, sondern der Innenminister,

(Beifall bei der CDU)

der die Kommunalaufsicht über alle Kommunen
und die Region Hannover ausübt. Sie kennen also
sehr genau die Haushaltslage aller Kommunen in
Niedersachsen sowie der Region Hannover. Se-
hen Sie im Hinblick auf die Entwicklung der Sozi-
allasten in der Region Hannover angesichts der
Bevölkerungsstruktur einen signifikanten Unter-
schied zu der Entwicklung der Kosten bei den üb-
rigen Kommunen, und können Sie bestätigen,
dass die exponentiell steigenden Schulden der
Region Hannover allein aufgrund der Explosion
der Sozialkosten in der vorigen Jahren aufgetreten
sind, zumal die Regionsumlage nicht erhöht wor-
den ist?

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Die Soziallasten sind ohne Frage die höchsten
Belastungen, die die Kommunen drücken. Deshalb
ist es notwendig, dass auf Bundes-, auf Landes-
und auf kommunaler Ebene ein Schwerpunkt der-
gestalt gesetzt wird, dass man die Menschen wie-
der in Arbeit bringt. Dass dies ein sehr schwieriger
Prozess ist, steht allerdings auch außer Frage.
Wenn wir uns aber die Region Hannover vor Au-
gen führen und in Erinnerung rufen, welche Ziele
man sich mit der Bildung der Region Hannover
selbst gegeben hatte, dann müssen wir feststellen,
dass die angekündigten Synergieeffekte bis zum
heutigen Tage nicht erreicht worden sind.

(Widerspruch bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

- Herr Dr. Rösler hat doch völlig zu Recht gesagt,
dass hier ganz klare Vorgaben bestanden: Durch
den Zusammenschluss von Landkreis und Lan-
deshauptstadt wollte man in Kürze 40 Millionen
Euro - ich kann mich sogar an 70 Millionen Euro
erinnern - einsparen. Genau das Gegenteil ist aber
der Fall. Es ist nicht günstiger, sondern in einigen
Bereichen sogar schwieriger geworden.

(Zurufe von der CDU: Aha!)
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Dies darf man hier doch einmal feststellen, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Aller?

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Nein, jetzt nicht mehr. - Wir können uns nachher
darüber noch unterhalten. Aber ich glaube, die
Aktuelle Stunde - - -

(Zurufe von der SPD)

- Wenn es Aufregung gibt, gebe ich auch Herrn
Aller noch die Möglichkeit zu einer Frage.

Heinrich Aller (SPD):

Herr Innenminister, wenn Sie hier so pauschale
Behauptungen über die Entwicklung des Haushalts
der Region Hannover aufstellen, dann frage ich
Sie, ob Ihnen bewusst ist, dass erstens das eine
wichtige Element, das Herr Hagenah eben schon
angesprochen hat, nämlich die Entwicklung der
Sozialhilfe, mit Synergieeffekten gar nichts zu tun
hat, weil es sich hier um Rechtsverpflichtungen
handelt, dass zweitens Synergieeffekte sehr wohl
von der Region nachgewiesen worden sind - sie
lassen sich, wie Sie eigentlich wissen müssten, in
Euro und in Personalabbau nachweisen - und dass
drittens die Zusammenführung von Abfallbetrieben
sowie eine Neuorganisation der berufsbildenden
Schulen sowie des Krankenhauswesens eingelei-
tet sind, was auf mittlere Sicht Synergieeffekte
bringen wird, die es bei keiner anderen interkom-
munalen Zusammenarbeit in Niedersachsen gibt.
Nennen Sie mir eine interkommunale Organisation
in Niedersachsen, die vergleichbare Erfolge erzielt
hat, um zu belegen, dass Ihre Behauptung stimmt!

(Beifall bei der SPD)

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Es gab eine klare Vorgabe. Vor dem Zusammen-
schluss von Landkreis und Landeshauptstadt gab
es ein Gutachten, in dem die Synergieeffekte dar-
gestellt wurden. Wenn man jetzt für die Zeit nach

Einführung der Region bilanziert, dann muss man
feststellen,

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Das
teuerste Modell, das es gibt!)

dass diese Ziele schlichtweg nicht erreicht worden
sind. Das ist eine Tatsache, die man ganz einfach
darstellen muss.

(Beifall bei der CDU)

Wenn man die Modelle Region und interkommu-
nale Zusammenarbeit gegenüberstellt, dann lässt
sich sagen, dass man bei Forcierung des Modells
interkommunale Zusammenarbeit, ohne dass es
ein Zwangsmodell wäre, mindestens diese Effekte,
wenn nicht sogar größere Effekte erzielen kann,
weil man sich aussuchen kann, mit welchem Part-
ner eine Zusammenarbeit sinnvoll ist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Herr Bachmann, Sie haben es so dargestellt, als
würde dies nur Chaos hervorrufen. Aber es ist
doch sinnvoll, wenn beispielsweise der Landkreis
Holzminden ein Veterinäramt zusammen mit Ha-
meln betreibt, aber im Bereich Tourismus mit dem
Bereich Solling zusammenarbeitet. Es ist doch
sinnvoller, flexibel zu sein, als ein Zwangsmodell
vorgeschrieben zu bekommen. Letzteres ist doch
völlig falsch.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Bachmann?

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Ich muss einmal das Parlament fragen: Haben Sie
noch Lust?

(Heiterkeit bei der CDU und bei der
FDP - Klaus-Peter Bachmann [SPD]:
Erst mich angeigen und dann so et-
was! - Weitere Zurufe von der SPD)

- Also gut.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, es ist der Minister ge-
fragt worden, ob er eine Frage des Abgeordneten
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Bachmann zulassen möchte. Hier braucht nicht
das Parlament gefragt zu werden. - Sie sind ge-
fragt worden.

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Ich habe darauf auch geantwortet, nachdem ich
Zustimmung signalisiert bekommen habe, dass
Herr Bachmann fragen möge.

Klaus-Peter Bachmann (SPD):

Vielen Dank. - Herr Minister, nachdem Sie sich
eben mit der gleichen Vehemenz wie der Kollege
Biallas dagegen ausgesprochen haben, dass Din-
ge nicht von oben herab verordnet werden dürfen,
will ich noch einmal deutlich machen, dass für uns
kommunale Selbstverwaltung von unten, Partner-
suche und selbstverständlich auch regionale Zu-
sammenarbeit entscheidend sind. Sie wissen
auch, warum das erforderlich ist.

Jetzt aber meine konkrete Frage. Wenn ich Sie
richtig verstanden habe, werden Sie jetzt darauf
verzichten, z. B. Ihr Leitstellenmodell weiterhin von
oben herab verordnen zu wollen, wenn sich drei
oder vier Landkreise auf der Basis des Gesetzes
über die kommunale Zusammenarbeit zusammen-
finden und dies freiwillig organisieren. Habe ich Sie
richtig verstanden, dass Sie solche Entscheidun-
gen in Zukunft akzeptieren?

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Minister, Sie müssen jetzt selbst entscheiden,
ob Sie diese Frage beantworten wollen. Zu diesem
Tagesordnungspunkt jedenfalls passt sie nicht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Herr Präsident, Sie haben wie immer Recht. Des-
halb kann ich nicht antworten.

Meine Damen und Herren, es ist gesagt worden
- das habe ich schon befürchtet -, dass interkom-
munale Zusammenarbeit ohne die Bezirksregie-
rungen nicht organisiert werden kann. Dazu kann
ich Ihnen nur sagen: Die Regierungsvertretungen
haben den Schwerpunkt, interkommunale Zusam-
menarbeit gemeinsam mit den niedersächsischen
Kommunen zu organisieren. Sie sind anerkannter
Partner dafür, diesen Prozess zu moderieren. Sie

müssen sich einmal mit den Landräten und den
Bürgermeistern darüber unterhalten, wie hervorra-
gend die Regierungsvertretungen ihre Rolle als
Moderatoren wahrnehmen. Leider werden Sie wohl
nicht die Möglichkeit haben, dies nach den Kom-
munalwahlen auszuprobieren. Sie werden es aber
hier vom Parlament aus noch weiter beobachten
können. Die Regierungsvertretungen sind in die-
sem Bereich sehr erfolgreich.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, meiner Meinung nach
ist es sinnvoll, die interkommunale Zusammenar-
beit über die Verwaltungsreform zu forcieren und
eine Datenbank zu erstellen, um Beispiele zu nen-
nen, damit wir hier weiter vorankommen.

Ich möchte noch sagen: Wenn es freiwillige Zu-
sammenschlüsse unterhalb der Landkreisebene
geben soll, dann werden wir das - wie schon in der
Vergangenheit - wieder entsprechend beschließen.
Auch hierzu ein Beispiel aus meinem Landkreis.
Da gibt es die Samtgemeinde Stadtoldendorf, die
Samtgemeinde Polle und die Samtgemeinde Bo-
denwerder, die schon jetzt beschlossen haben,
dass sie im Jahr 2008 eine gemeinsame Samtge-
meinde bilden wollen. Sie müssen ja auf den de-
mografischen Wandel reagieren. Die Zahl der Ein-
wohner geht zurück, und die Bevölkerung wird
älter. Wenn man dies über die Regierungsvertre-
tungen moderiert, ist das doch genau der richtige
Punkt. Man muss das nicht von oben herab auf
irgendeine Weise anordnen, sondern gerade die
Kommunalpolitiker sind doch so hervorragend
aufgestellt, dass sie diesen Prozess selber mit
umsetzen können, wenn es denn notwendig ist.
Wir sollten mehr Vertrauen in unsere Kommunal-
politiker vor Ort haben. Das haben Sie leider Got-
tes aber nicht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ich finde es richtig,
dass wir heute dieses Thema in der Aktuelle Stun-
de haben, damit deutlich wird, welche Ideen bzw.
Modelle favorisiert werden: große Regionen oder
interkommunale Zusammenarbeit oder mal so oder
mal so, wobei man nicht genau weiß, in welche
Richtung es gehen soll. - Diese Landesregierung
hat klar gesagt: Wir werden keine Gebietsreform
von oben herab verordnen. Wir werden das ge-
meinsam mit den Kommunalpolitikern ganz ver-
nünftig moderieren; denn wir sind Partner der
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Kommunen. Das ist meiner Ansicht nach genau
der richtige Weg.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, zu diesem Tagesord-
nungspunkt liegen mir weitere Wortmeldungen
nicht mehr vor.

Ich rufe nun auf:

d) Ihr könnt nach Hause fahren: Große Ko-
alition ist großer Betrug - Antrag der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 15/3045

Eingebracht wird dieser Antrag zur Aktuellen Stun-
de durch den Abgeordneten Wenzel. Ich erteile
ihm das Wort.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Sind mal
vor!)

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Zunächst ein Wort an die FDP, Herr Rösler. Wir
hatten Ihnen vorgeschlagen, gemeinsam ein The-
ma für die Aktuelle Stunde vorzusehen. Ich meine,
es hätte der desolaten Regierungspolitik in Berlin
gut getan, hier einmal eine kleine Koalition gegen
das große Versagen zu bilden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich bedaure, dass Sie sich hier nicht freischwim-
men konnten.

Die Zeitungen der letzten Tage muss man sich
wirklich einmal an die Seite legen. Selbst Kollegen
von Herrn Wulff reden Klartext. Ziel der Union, so
heißt es dort, sei es immer gewesen, die Sozialab-
gaben zu bremsen. Das sagte der Kollege aus
dem Saarland. Dann weiter: Jetzt machen wir ge-
nau das Gegenteil, sagt Ministerpräsident Müller. -
„Experten zwischen Spott und Wut“, so schreibt die
HAZ am letzten Dienstag. Der Leitartikel mit „Ab-
surdistan“ überschrieben. „Ein Durchbruch in zwei
Richtungen“, so sagt Frau Merkel, während Herr
Struck vom „Wortbruch der Kanzlerin“ spricht. Herr
Wulff - er ist zurzeit leider nicht anwesend -, wie
Sie hier als stellvertretender Bundesvorsitzender
und Wortführer im Bundesrat für einen Scherben-
haufen gesorgt haben, das knüpft unmittelbar an

Ihre Obstruktionsrolle im Bundesrat in der vergan-
genen Wahlperiode des Bundestages an.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, dabei ist das Vorhaben
der großen Koalition zur Reform der Gesundheits-
politik nur ein Punkt in einer Reihe von Absurditä-
ten, Betrugsmanövern und Irrtümern. Als der Koa-
litionsvertrag fertig war, haben sich viele Bürgerin-
nen und Bürger die Augen gerieben. Wie konn-
te - - -

(Ein Fotograf fotografiert die Minister
Hans-Heinrich Ehlen und Hans-
Heinrich Sander)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter Wenzel, einen Augenblick! - Ich
möchte den Fotografen bitten, diejenigen, von
denen er Fotos machen möchte, nach draußen zu
bitten. Wir sind hier kein Fotostudio. Ich bitte Sie,
nach draußen zu gehen. - Herr Wenzel, Sie haben
das Wort.

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Meine Damen und Herren, wie konnten aus keiner
Mehrwertsteuererhöhung, wie sie die SPD forder-
te, und einer Mehrwertsteuererhöhung um zwei
Prozentpunkte, wie sie die CDU forderte, schließ-
lich drei Prozentpunkte zusätzliche Mehrwertsteuer
werden? - Dann wurde eine Föderalismusreform
verabschiedet, die die entscheidenden Fragen der
Finanzverfassung und der Neuordnung der Länder
außen vor ließ und unserer vernetzten Welt ein
Kooperationsverbot in der Bildungspolitik besche-
ren wollte. Abstrus und anachronistisch!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Und jetzt versäumt die große Koalition den drin-
gend notwendigen Strukturwandel im Gesund-
heitssystem. Für die Bürgerinnen und Bürger wird
es teurer. Die privat Versicherten können sich aber
weiterhin aus der solidarischen Versicherung ver-
abschieden. Wettbewerbsverzerrungen und Son-
derregeln für die Pharmalobby bleiben weitgehend
unangetastet. Mit der geplanten Extraabgabe für
die Versicherten bekommen wir den Einstieg in die
Kopfpauschale.

Die Erhöhung der Beiträge für die Krankenversi-
cherung zeigt, dass die beiden wichtigsten Ziele
nicht erreicht wurden. Ihr Konzept bietet keinerlei
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Perspektive für die Lasten einer alternden Gesell-
schaft, und sie wird die Lohnnebenkosten und
damit den Arbeitsmarkt belasten. Sie wird insbe-
sondere den niedersächsischen Arbeitsmarkt im
Bereich der Niedriglöhne treffen. Dafür tragen Sie,
Herr Wulff, die Verantwortung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, zu allem Überfluss
bekommen wir noch einen faulen Kompromiss, der
eine neue Mammutbehörde zum Einsammeln der
Krankenkassenbeiträge schafft.

An diese große Koalition wurden große Erwartun-
gen geknüpft. Eine verfassungsändernde Mehrheit
im Bundesrat und im Bundestag hat bei vielen
Menschen die Hoffnung geweckt, dass Entschei-
dungen möglich werden, die vorher immer wieder
durch die jeweiligen Parteiegoismen über den
Bundesrat blockiert wurden, sei es in der Endpha-
se von Kanzler Kohl, sei es durch die schwarz-
gelbe Mehrheit im Bundesrat zur Zeit der rot-
grünen Bundesregierung. Das betrifft u. a. eine
weit reichende Föderalismusreform mit einer Neu-
ordnung der Länder und der Finanzen. Vor allem
betrifft das vor dem Hintergrund der demografi-
schen Entwicklung eine sinnvolle Reform von Pfle-
geversicherung und Krankenversicherung.

Jetzt, Herr Wulff und Herr Jüttner, müssen wir
leider erkennen, dass beide großen Volksparteien
die Parteiegoismen überwiegen lassen. Da tritt
doch tatsächlich der SPD-Generalsekretär am Tag
nach dem Kompromiss mit breitem Grinsen vor die
Kameras und verkündet stolz: 8 : 2 für die SPD. -
Meine Damen und Herren, bei der großen Koalition
geht es nicht um die Sache. Da geht es um Pfrün-
de, ums Gesichtwahren, um die Profilierung der
eigenen Minister gegen die Kabinettskollegen der
anderen Partei. Die Losung der großen Koalition
lautet: erst die zwei großen Parteien, dann das
Land. - Dieser faule Kompromiss, meine Damen
und Herren, gehört in den Papierkorb.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auf den Straßen und Plätzen Deutschlands, auf
denen in den letzten Wochen so fröhlich und aus-
gelassen gefeiert wurde, wird es meines Erachtens
niemanden geben, der für diesen Murks die Hände
zum Applaus hebt oder gar Fahnen schwingt. -
Herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die CDU-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Thiele das Wort.

Ulf Thiele (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Unsere Parlamentskollegen von den Grü-
nen haben uns darum gebeten, uns heute unter
dem Titel „Ihr könnt nach Hause fahren“ mit den so
genannten Fangesängen zu befassen. Die Frage
ist allerdings, ob dies den Landtag weiterbringt.
Eben gerade habe ich dies zumindest nicht ge-
spürt.

Ich habe bei Wikipedia einmal nachgeschaut, was
Fangesänge eigentlich sind. Sie sind ein gesell-
schaftliches Phänomen, das vor allem im Sport,
insbesondere bei Fußballspielen auftritt. Die Fan-
gesänge basieren auf bekannten, meist einfachen
Melodien, die mit kurzen, neuen Texten versehen
werden.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Haben
Sie die Rede eben gehört?)

- Wenn ich zitiere, darf ich das auch vorlesen. -
Besonders beliebt sind die Melodien von bekann-
ten, populären Liedern - das Gesinge will ich Ihnen
jetzt ersparen -, die einfach mit einem anderen
Text unterlegt werden.

Es gibt verschiedene Funktionen, die Fangesänge
im Sport erfüllen. Herr Wenzel, erstens ist die Un-
terstützung der eigenen Mannschaft zu nennen.
Zweitens erfüllen sie die Funktion der Kritik an der
eigenen Mannschaft. Das wäre bei diesem Titel für
die Aktuelle Stunde in ihrem Fall angebracht ge-
wesen. Drittens erfüllen sie die Funktion der Ver-
höhnung der gegnerischen Mannschaft, viertens
die Funktion der Verhöhnung des lokalen Gegners
und fünftens die Funktion der Kritik am Schieds-
richter, die wir uns ohnehin alle ersparen wollen.
„Ihr könnt nach Hause fahren“ ist ohne Zweifel in
die Kategorie der Verhöhnung der gegnerischen
Mannschaft einzuordnen.

Solche Fangesänge haben wir bei der gesamten
Weltmeisterschaft - ich gebe zu, dass es nur bei
den Holländern eine Ausnahme gab - nicht erlebt.
Ich glaube, zwischendurch wurde einmal gesun-
gen: Ohne Holland fahren wir nach Berlin. Das
haben wir aber ganz schnell wieder eingestellt.
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Liebe Kollegen von den Grünen, wir haben uns als
gute und weltoffene Gastgeber gezeigt. Ein
Schlachtruf wie „Ihr könnt nach Hause fahren“
gehört nicht mehr in das Repertoire der deutschen
Fans.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die FDP kann für sich selber sprechen. Ich bin mir
aber sehr sicher, dass auch sie keine Fangesänge
aus dieser Schublade anstimmt. Die FDP ist, wie
wir alle wissen, ein sehr konstruktiver Partner hier
im Landtag. Im Gegensatz zur Klinsmann-Elf ha-
ben die Grünen nicht nur zwei Jahre, sondern so-
gar sieben Jahre trainiert. Sie haben nicht einmal
die Vorrunde überstanden, sitzen jetzt auf den
billigen Plätzen und mosern herum.

(Beifall bei der CDU)

Herr Wenzel, ich meine, der Schlachtruf „Super
Deutschland - olé!“ und die Stimmung auf der
Fanmeile passen besser zur Arbeitsmarktentwick-
lung und zum Konjunkturtrend als das, was Sie
hier gerade vorgetragen haben.

Von einem Zuwachs an Arbeitsplätzen konnten wir
unter Rot-Grün jedenfalls nur träumen. Bei Ihnen
saßen die Arbeitslosen nicht einmal auf der Er-
satzbank. Das war eine ganz tragische Zeit für
dieses Land.

Die Trefferquote der großen Koalition kann sich
dagegen durchaus sehen lassen: Rentenversiche-
rung auf solide Füße gestellt: Treffer, versenkt.
Entkoppelung des Faktors Arbeit von den Ge-
sundheitskosten: Treffer, versenkt. Förderung der
Familie mit Elterngeld und steuerlicher Absetzbar-
keit von Kinderbetreuungskosten: Treffer, versenkt.
Erbschaftsteuer-, Unternehmenssteuer-, Födera-
lismusreform: Treffer, versenkt. Verfassungskon-
former Haushalt 2007: Der Ball liegt auf dem Elf-
meterpunkt, und auch diesen Ball werden wir noch
versenken.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Die Erfolge der großen Koalition sind sichtbar.
Immer neue Rekordwerte beim Ifo-Ge-
schäftsklimaindex nach Konsumenten- und Ein-
kaufsmanagerumfragen passen wohl eher zu dem
schönen Schlachtruf „Oh, wie ist das schön“.

In dieser positiven Stimmung kommt jetzt die Blut-
grätsche der Grünen. Lieber Stefan Wenzel, Sie
sind der Zinedine Zidane der Grünen.

(Lachen bei den GRÜNEN)

Es gibt allerdings einen Unterschied. Zinedine
Zidane hat eine Erfolgsgeschichte hinter sich, die
Sie nicht einmal vor sich haben. Er hat auch ge-
wusst, wann die Zeit gekommen ist, um Schluss zu
machen und zurückzutreten.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Liebe Freunde von den Grünen, lassen Sie sich
von dieser positiven Stimmung im Lande doch
endlich anstecken. Singen Sie mit uns „Steht auf,
wenn ihr Deutsche seid“. Auch der neue Gastpro-
fessor aus Princeton lässt sich von der Euphorie-
welle beflügeln und schwärmt inzwischen, wie wir
gelernt haben, sogar von ganz neuen politischen
Konstellationen.

(Zurufe von den GRÜNEN: Aufhören!)

Liebe Freunde, unser Schlachtruf ist „Berlin, Berlin,
wir fahren nach Berlin“. Lieber Ralf Briese, wir, die
Niedersachsen-CDU, sind gerne die Nummer drei
in der Welt, wenn wir die Nummer eins in den Her-
zen der Deutschen und der Niedersachsen sind.
- Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat der Abgeordnete Jüttner
das Wort.

Wolfgang Jüttner (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir
haben die große Koalition nicht gewollt. Die Wäh-
lerschaft hat sie uns aufoktroyiert. In der logischen
Konsequenz ist es unsere Aufgabe, sie zum Erfolg
zu bringen. Das ist überhaupt keine Frage. Man
muss dieses Wahlergebnis annehmen, und man
muss daraus eine Erfolgsgeschichte machen.
Dass dies vor dem Hintergrund, dass vorher ein
Konzept der sozialen Modernisierung gegen ein
Konzept des Neoliberalismus antrat, kompliziert ist,
brauche ich doch niemandem zu erzählen. Es ist
kompliziert, so etwas zusammenzubringen.

(Beifall bei der SPD)

Es eröffnet gleichzeitig aber die Chance, Anpas-
sungsbedarfe, die einfach vorhanden sind, auszu-
loten und dann entsprechende Maßnahmen auf
den Weg zu bringen, um aus der Zweidrittelmehr-
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heit, die vorhanden ist, etwas Gemeinsames zu
bauen.

Ein Thema ist dabei der Föderalismus gewesen.
Ich räume ein, dass ich mit den Ergebnissen nicht
uneingeschränkt zufrieden bin. Natürlich gab es in
diesem Bereich einen Anpassungsbedarf, dem
Rechnung getragen worden ist. Deshalb war es
sinnvoll, diese Reform durchzuführen.

Es ist natürlich auch richtig, dass es im Bereich der
Gesundheitspolitik einen Anpassungsbedarf gibt.
Ich teile die Einschätzung von Herrn Wulff, dass
die Verabredungen aus der so genannten langen
Nacht besser sind als ihr aktueller Ruf. So wurde
z. B. verabredet, dass in Zukunft alle versichert
sein werden. Das war in Deutschland bisher nicht
so. Ferner gibt es keine Abstriche am Leistungs-
katalog. Das ist von unserer Seite hart erkämpft
worden. Es gibt Verbesserungen im Bereich der
integrierten Versorgung, Einsparungen im Arznei-
mittelbereich und eine Stärkung des Hausarztprin-
zips. Das sind Dinge, die auf den ersten Blick nicht
spektakulär sind und die auch nicht sofort an allen
Stellen zur Konsolidierung beitragen. Sie bringen
das Gesundheitssystem in Deutschland aber auf
den richtigen Weg. Deshalb muss man auch die
guten Seiten der Verabredungen herausstellen.

(Beifall bei der SPD)

Wir machen aber keinen Hehl daraus, dass am
Ende der Verhandlungen nicht ein Ergebnis von
8 : 2 zu unseren Gunsten zu registrieren war. Es
ist nicht klug, es so zu interpretieren. Wir haben
vielmehr vieles schlucken müssen. Die CDU hat
verhindert, dass das Prinzip der Solidarität vor den
Besserverdienenden nicht Halt gemacht hat. Die
Besserverdienenden zahlen nichts ein.

(Beifall bei der SPD)

Die PKVs werden geschont. Das ist nicht in Ord-
nung. Die CDU hat verhindert, dass andere Ein-
kommensarten bei der Beitragsfestsetzung be-
rücksichtigt werden müssen. Vor dem Hintergrund
der Belastung von Löhnen und Gehältern ist das
nicht in Ordnung. Es wäre gut gewesen, die CDU
hätte sich an dieser Stelle bewegt.

(Beifall bei der SPD)

Die Debatte über Steuern ist überhaupt nicht ver-
ständlich. Alle fordern in der öffentlichen Debatte,
die Lohnnebenkosten zu senken. Das kann man
beispielsweise tun, indem man den skandinavi-

schen Weg einschlägt und auch im Gesundheits-
bereich eine stärkere Steuerfinanzierung einführt.
Das wäre ein Paradigmenwechsel, ohne dass sich
dabei im Übrigen jemand verbogen hätte.

Es ist interessant zu lesen, was der CDU-Bun-
desparteitag dazu im Oktober 2003 beschlossen
hat:

„Damit kommen alle Steuerzahler und
nicht nur die gesetzlich Versicherten
für die Krankheitskosten der Kinder
auf. Durch den sozialen Ausgleich
über Steuern werden alle Steuerzah-
ler nach ihrer Leistungsfähigkeit und
nicht nur der Kreis der gesetzlich Ver-
sicherten zur Finanzierung dieser ge-
samtgesellschaftlichen Aufgabe he-
rangezogen.“

Meine Damen und Herren, das ist Ihre Beschluss-
fassung vom Oktober 2003. Dafür hat sich Frau
Merkel abfeiern lassen, dafür haben Sie sie abge-
feiert. Ich gebe zu, wir haben Ähnliches beschlos-
sen. Wir wollen auch einen solchen Umstieg. Es ist
aber doch ungewöhnlich, dass dann, wenn zwei
Partner das Gleiche wollen, in einer langen Nacht-
sitzung in dem angesprochenen Zusammenhang
das Gegenteil herauskommt. Das ist nicht ver-
ständlich. Wir wissen aber, wie es passiert ist. Da
gibt es neuerdings ein Trio infernale in der deut-
schen Innenpolitik, bestehend aus Stoiber, Wulff
und Koch, die dabei sind, ihrer Bundeskanzlerin
eine Grätsche beizubringen, die sie - ich zitiere
einmal die Zeitungen - ausbremsen, die sie blo-
ckieren. Herr Wulff, Sie verhindern, dass Frau
Merkel im Gesundheitsbereich solidarische Politik
hat machen können. Das ist der Vorwurf, dem Sie
sich auszusetzen haben. Wir sind vielleicht nicht
die Richtigen, um Ihnen dies zu sagen. Das ist
aber leider die Realität. Die Zeitungen haben dies
mit dem Hinweis kommentiert: Da stehen für drei
Ministerpräsidenten demnächst Wahlen an, und
diese Ministerpräsidenten haben Angst vor einer
solchen Politik. - Gut, das mag ja so sein. Ich habe
dafür auch Verständnis. In Niedersachsen gibt es
aber in diesem Zusammenhang noch ein Spezifi-
kum. Herr Wulff, das Lied, das Sie interessiert,
trägt ja nicht den Titel „Ihr könnt nach Hause fah-
ren“, sondern „Berlin, Berlin, ich will nach Berlin“.
Am 22. Mai des letzten Jahres hat Gerd Schröder
Ihnen die rote Karte gezeigt. Meine Damen und
Herren, „Berlin, Berlin!“ ist nicht mehr,
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(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

das sitzt Ihnen tief in den Knochen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Wie viele
rote Karten haben Sie gekriegt?)

Ich glaube, dass es nicht das Interesse des Lan-
des ist, was Sie bewegt, wenn Sie dort intervenie-
ren, sondern dass es nachwirkt, dass Ihre politi-
sche Biografie brutal abgebrochen worden ist,
dass Sie dem noch nachtrauern und dass Sie sich
deshalb zum Stänkerer der deutschen Innenpolitik
machen.

(Bernd Althusmann [CDU]: „Euch ma-
che ich fertig!“)

Ich sage Ihnen: Die Politik der großen Koalition
wird davon weitestgehend unberührt bleiben, auch
wenn Sie diese Art von Politik fortsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Dr. Rösler das Wort.

Dr. Philipp Rösler (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Richtig ist, dass die meisten Menschen
von den Leistungen dieser großen Koalition ent-
täuscht sind.

(Beifall bei der FDP)

Aber es ist unglaubwürdig, wenn es ausgerechnet
die Grünen sind, die diese Leistung nun kritisieren.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Sind wir die
Einzigen, die das kritisieren, Herr
Rösler?)

Letztlich führt diese große Koalition das Prinzip der
Grünen nur weiter fort. Es war damals Ihre Idee,
mit Steuererhöhungen, wie beispielsweise mit der
Ökosteuer, auf der einen Seite Lohnzusatzkosten
auf der anderen Seite senken zu wollen, z. B. im
Bereich der Rentenversicherung. Heute stehen wir
vor der größten Steuererhöhung in der Geschichte
unseres Landes, und leider steigen - anstatt zu
sinken - die Lohnzusatzkosten. Das beweist: Das
Modell hat damals nicht funktioniert, und es funkti-
oniert auch heute nicht.

(Beifall bei der FDP)

Was noch viel schlimmer ist, ist eigentlich, dass
diese große Koalition keinen gemeinsamen Nen-
ner hat. Sie hat kein in sich geschlossenes, ge-
meinsames Konzept, wie sie unser Land nach
vorne - vielleicht sogar nach oben - bringen will.
Das Einzige, was diese große Koalition eint, ist die
Überzeugung, dass der Staat nach wie vor Prob-
lemlöser Nummer eins ist. Weil Sie das glauben,
braucht der Staat für die Wahrnehmung all dieser
aufgebürdeten Aufgaben natürlich auch besonders
viele Steuergelder. Deswegen haben die Men-
schen das Gefühl: Der Staat saugt sich mit Gel-
dern immer weiter voll, ohne dass Strukturen ge-
ändert werden. Deswegen fühlen die Menschen:
Es wird teurer, aber nirgendwo besser.

(Beifall bei der FDP)

Letztlich wird diese Spirale nach unten noch da-
durch verstärkt, dass es in dieser großen Koalition
ständig Streit gibt. Es ist aber kein Streit um die
besseren Konzepte, um die besseren Ideen, son-
dern es ist in der Tat der Streit, wer mehr für seine
eigene Klientel bekommt.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Die FDP
ist aber keine Klientelpartei?)

Das schadet letztlich dem Ansehen der Politik
insgesamt; denn die Menschen wählen Politiker
nicht, damit sie sich in der Öffentlichkeit nur stark
streiten, sondern damit sie die Probleme eines
Landes lösen. Dieses Gefühl hat man bei der gro-
ßen Koalition momentan leider nicht.

(Beifall bei der FDP)

Sie sind mit einem großen Vertrauensvorsprung
vonseiten der Bürger gestartet und haben eine
große Mehrheit in Bundestag und Bundesrat. Sie
hätten jetzt alle Möglichkeiten für echte Struktur-
reformen. Wie Herr Thiele schon gesagt hat: Der
Ball liegt in der Tat auf dem Elfmeterpunkt. - Aber
diese große Koalition hat es wieder einmal total
vergeigt.

(Beifall bei der FDP)

Deutschland hat in der Tat Besseres verdient als
eine Regierung, die eine Entscheidung immer nur
danach bewertet, ob man diese Entscheidung nun
durch sein Präsidium, seinen Bundesvorstand oder
seinen Bundesparteitag bekommt anstatt nach
richtig oder falsch. Ich würde mich freuen, wenn
sich die Bundesregierung an dem Motto dieser



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  94. Plenarsitzung am 11. Juli 2006

10993

Landesregierung orientieren würde. Das heißt
nämlich: erst das Land und dann erst die Partei.

(Beifall bei der FDP)

Dieses Motto gilt auch für viele andere Landesre-
gierungen mit CDU- und FDP-Beteiligung bundes-
weit, in Nordrhein-Westfalen, in Baden-Württem-
berg und in Niedersachsen. Alle drei Regierungen
haben eines gemeinsam: Sie haben ein in sich
geschlossenes, gemeinsames Konzept für ihr
Land, sie haben die dafür notwendigen Mehrhei-
ten, und sie haben auch den entsprechenden Mut,
die Mehrheiten dafür zu nutzen, um ihre Konzepte
im Interesse der Menschen durchzusetzen. Das
beweist: Eine vernünftige Regierung braucht nicht
einfach nur eine große Mehrheit, sondern auch
großen Mut. - Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich
der Abgeordnete Wenzel zu Wort gemeldet. Sie
haben noch eine Restredezeit von 1:36 Minuten.

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Rösler, von Ihrer Partei lassen wir uns so
etwas gerade erzählen. Sie haben dieses Land
30 Jahre lang regiert. Am Ende standen Sie mit
einem explodierenden Niveau von Lohnneben-
kosten und einem Riesenanteil an Arbeitslosen da.
Das haben Ihre Wirtschaftsminister, die da immer
gewirtschaftet haben, verbraten.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Herr Thiele, Sie haben das Kunststück fertig ge-
bracht, hier eine fünfminütige Rede zu halten und
nicht einmal zur Sache zu sprechen. Das Thema
„Fußball“ hatten wir vorher!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Jüttner, Ihre Rede hat mich gefreut. Herr Heil
hat „8 : 2 für die SPD“ gesagt. Sie sagen hier, vier
Fünftel der Verantwortung wollten Sie nicht tragen.
Das kann ich gut verstehen. Insofern kann ich
auch verstehen, dass Sie hier Herrn Heil korrigiert
haben.

Aber was Sie sehr richtig deutlich gemacht haben:
Die PKVs, die Privatversicherten, wurden mit die-

sem Kompromiss geschont. Herr Wulff, das ist der
entscheidende Punkt. Was sind denn Sozialversi-
cherungen? - Sozialversicherungen sind doch
nichts anderes als solidarische gesellschaftliche
Modelle zum Schutz von Schwachen, zum Schutz
von Kranken, zum Schutz von alten Menschen in
unserer Gesellschaft. Und was machen Sie hier
erneut? - Sie haben erneut die Kräfte in diesem
System gestärkt, die eher für Entsolidarisierung
stehen.

Meine Damen und Herren, was heißt denn das, so
wie unsere privaten Krankenversicherungen heute
organisiert sind? - Das heißt: jung, männlich, ledig
und oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze. Das
sind diejenigen, die sich für dieses entsolidarisierte
Modell entscheiden können. Die haben Sie ge-
stärkt! Und Sie haben die Beitragszahler - die Ver-
sicherten bei den gesetzlichen Krankenversiche-
rungen - geschröpft, die sich nicht wehren können.
Damit haben Sie dem Arbeitsmarkt erneut einen
Bärendienst erwiesen. Entgegen all Ihrer Verspre-
chen und Sonntagsreden, die Sie hier und an vie-
len anderen Orten der Republik gehalten haben,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Landesregierung hat nun Herr Ministerprä-
sident Wulff das Wort.

Christian Wulff, Ministerpräsident:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Eine
Aktuelle Stunde ist, glaube ich, nicht die Gelegen-
heit, um Feststellungen über eine große Koalition
zu treffen. Dennoch sind Erfolge bei der Födera-
lismusreform - gegen Ihre Stimmen -, bei der
Rentenreform oder auch bei der Einbringung des
Haushalts hervorgehoben worden, bei dem jetzt
nach Jahren rot-grüner Verstöße dem Parlament
wieder ein Maastricht-gerechter Haushalt für 2007
zugeleitet werden konnte.

Wenn es Ihnen um die Folgen der großen Koalition
geht, dann sollten Sie zur Kenntnis nehmen, dass
der Ifo-Konjunkturklimaindex jetzt ständig wächst,

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Bis zum
31. Dezember! Dann wird er abstür-
zen!)

die Wirtschaft selbst ihre Zukunftserwartungen
positiv einschätzt, dass die Arbeitslosenzahl sinkt,



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  94. Plenarsitzung am 11. Juli 2006

10994

dass die Zahl offener Stellen steigt und dass auch
der Abbau sozialversicherungspflichtiger Beschäf-
tigung gestoppt zu sein scheint. Darüber sollten wir
uns erst einmal parteiübergreifend freuen; denn
das ist ein wichtiges Anliegen.

(Zustimmung bei der CDU)

Wenn ich Sie richtig verstanden habe, dann stört
Sie einiges an der Gesundheitspolitik. Einiges, was
wir dort auf den Weg gebracht haben, scheinen
Sie aber noch nicht richtig registriert zu haben. Ich
sehe die Änderung des ärztlichen Vergütungssys-
tems als sehr positiv an, dass man von den vari-
ablen Punktwerten weg kommt, bei denen der
Mediziner erst später erfährt, was er für die er-
brachten Leistungen bekommt; denn es ist eine
wichtige Voraussetzung für Transparenz, dass
Patienten eine Rechnung auch einmal zugeleitet
bekommen und sehen, welche Kosten sie verur-
sacht haben.

Der Fonds wird zu einer Entkopplung der steigen-
den Kosten des Gesundheitswesens vom Faktor
Arbeit führen. Wir haben die Umfinanzierung der
Mitversicherung von Kindern aus Steuermitteln
vereinbart -  das hat Herr Jüttner eben hervorge-
hoben -: bis zu 16 Milliarden Euro in den nächsten
acht Jahren. Dadurch halten wir die Beitragssätze
von 2008 bis 2012 stabil. Das ist eine beachtliche
Leistung, weil die Kosten des Gesundheitswesens
steigen werden und der medizinisch-technische
Fortschritt immer mehr Gelder fordern wird.

Eine letzte Bemerkung zum Einfluss bestimmter
Ministerpräsidenten. Herr Jüttner, ich glaube, man
muss sich vor Augen führen, dass der Einfluss auf
eine Koalition auf der Bundesebene seitens der
Länder geringer ist, wenn eine große Koalition
besteht, weil alle 16 Ministerpräsidenten Parteien
der großen Koalition angehören. Wenn man Ein-
fluss ausüben will, muss man ihn ausüben, bevor
die Entscheidungen der Koalitionsparteien getrof-
fen sind. In dieser Phase - dazu bekenne ich mich
allerdings - bin ich in großer Sorge, dass sich die
große Koalition allzu schnell auf Verbesserungen
der Einnahmeseite verständigen könnte.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben das bereits bei dem mathematischen
Schauspiel erlebt, dass wir im Wahlkampf für eine
zweiprozentige Erhöhung der Umsatzsteuer - die
so genannte Merkelsteuer - gescholten wurden,
dass Sie „Mehrwertsteuererhöhung - mit uns Sozi-
aldemokraten nicht!“ gesagt haben, und anschlie-

ßend die Rechnung 0 % - SPD - plus 2 %
- CDU/CSU - 3 % für die große Koalition ergeben
hat. Vor dem Hintergrund dieser Erfahrung hat es
allerdings sehr gestört, dass Herr Beck von einem
Umfinanzierungsbedarf von 45 Milliarden Euro aus
Steuermitteln gesprochen hat. Dagegen haben wir
unsere Bedenken erhoben. Ich denke, dass war
richtig und notwendig; denn sonst hätte es zu ei-
nem Abwürgen der konjunkturellen Erholung ge-
führt.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat sich der Abgeordnete
Jüttner zu Wort gemeldet. Nach § 71 Abs. 3 der
Geschäftsordnung erteile ich ihm für zwei Minuten
das Wort.

(Zuruf von der SPD)

Die Wortmeldung hat sich erledigt.

(Zuruf von der CDU: Bringt nichts
mehr!)

Damit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 2:
37. Übersicht über Beschlussempfehlun-
gen der ständigen Ausschüsse zu Einga-
ben - Drs. 15/3020 - Änderungsantrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen -
Drs. 15/3048 - Änderungsantrag der Fraktion
der SPD - Drs. 15/3051

Im Ältestenrat haben die Fraktionen vereinbart, die
Eingaben, zu denen Änderungsanträge vorliegen,
erst am Donnerstag, dem 13. Juli 2006, zu bera-
ten. Ich halte das Haus für damit einverstanden,
dass wir heute nur über die Eingaben beraten, zu
denen keine Änderungsanträge vorliegen.

Ich rufe diejenigen Eingaben aus der 37. Übersicht
in der Drucksache 3020 auf, zu denen keine Ände-
rungsanträge vorliegen. Wird eine Beratung ge-
wünscht? - Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse über die Beschlussempfehlungen der
Ausschüsse zu den Eingaben abstimmen, zu de-
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nen keine Änderungsanträge vorliegen. Wer ihnen
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es Stimm-
enthaltungen? - Ich sehe, das ist nicht der Fall.
Dann sind die Beschlussempfehlungen so be-
schlossen.

Meine Damen und Herren, ich rufe nun auf

Tagesordnungspunkt 3:
Zweite Beratung:
a) Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der
Selbständigkeit der Schulen - Gesetzent-
wurf der Fraktion der SPD - Drs. 15/2600 - b)
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung
einer demokratischen Schulverfassung für
die eigenverantwortliche Schule - Gesetz-
entwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen -
Drs. 15/2605 - c) Entwurf eines Gesetzes
zur Einführung der Eigenverantwortlichen
Schule - Gesetzentwurf der Landesregierung
- Drs. 15/2824 - Beschlussempfehlung des
Kultusausschusses - Drs. 15/3025 - Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU, der
SPD, der FDP und Bündnis 90/Die Grünen -
Drs. 15/3050

In der Beschlussempfehlung empfiehlt der Kultus-
ausschuss dem Landtag, erstens den Gesetzent-
wurf der Landesregierung - Drucksache 2824 - mit
den aus der Anlage zur Beschlussempfehlung
ersichtlichen Änderungen anzunehmen, zweitens
den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD
- Drucksache 2600 - abzulehnen, drittens den Ge-
setzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
- Drucksache 2605 - abzulehnen.

Der schriftliche Bericht über die Ausschussbera-
tungen liegt Ihnen in der Drucksache 3046 vor.
Eine mündliche Berichterstattung ist daher nicht
vorgesehen.

Ich eröffne die Beratung und erteile der Abgeord-
neten Eckel von der SPD-Fraktion das Wort.

Ingrid Eckel (SPD):

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Mit der Verabschiedung des vorlie-
genden Gesetzes zur Einführung der Eigenver-
antwortlichen Schule verknüpft die CDU-Fraktion
das Versprechen, nun sei Schluss mit den Refor-

men im Schulbereich. Dieses Versprechen ist
nichts als ein Beschwichtigungsversuch in Rich-
tung gestresster Lehrkräfte und Schulleitungen, die
in der letzten Woche sehr massiv darauf aufmerk-
sam gemacht haben, dass die Flut der Neuerun-
gen der Arbeit in der Schule und letztlich der Qua-
lität von Unterricht schadet. Sie wollen denjenigen,
die Ihre häufig unausgegorenen Reformen umset-
zen müssen, doch nur Sand in die Augen streuen.
Sie hoffen wohl, vor lauter Erleichterung darüber,
nun die letzte Reform schlucken zu müssen, würde
nicht so genau hingeschaut, was das Gesetz ent-
hält bzw. nicht enthält.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wäre es
nicht an der Zeit, die Wirkung der bisher auf den
Weg gebrachten Veränderungen zu evaluieren?
Welche Auswirkungen hat z. B. der neue Erlass
„Klassenbildung und Lehrerstundenzuweisung“,
der Klassengrößen von 33 und 34 Schülerinnen
und Schülern zulässt und den Schulen die Mög-
lichkeit nimmt, Förderstunden in auch nur annä-
hernd genügender Zahl einzuplanen? Welche
Auswirkungen hat die Verordnung zur Profilober-
stufe, die die Wahlmöglichkeiten der Schülerinnen
und Schüler in der Praxis eklatant einengt? Welche
Auswirkungen hat die frühe Aufteilung der Kinder
im gegliederten Schulwesen?

Na ja, bei letzterem Beispiel muss man nicht lange
evaluieren. Hier liegen die Auswirkungen auf der
Hand. Wiederum hat sich der Ansturm auf das
Gymnasium verstärkt. Sehr geehrte Damen und
Herren von CDU und FDP, sehr geehrter Herr
Minister, die Eltern präsentieren Ihnen die Quittung
für Ihre „Jahrhundertreform“.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Letztes Jahr haben Sie orakelt, die Abwahl der
Hauptschule werde nicht weiter fortschreiten. Die
Zahlen, die mir bisher bekannt sind, bezeugen das
Gegenteil.

Ein Beispiel: In Wolfsburg werden im kommenden
Schuljahr nur noch 12,6 % der Fünftklässler eine
Hauptschule besuchen. Das sind fast drei Pro-
zentpunkte weniger als im laufenden Schuljahr.
Gleichzeitig haben die Gymnasien einen Anstieg
der Schülerzahlen um 6,9 Prozentpunkte zu ver-
kraften. 56 % der jetzigen Viertklässler in Wolfs-
burg sind für das Gymnasium angemeldet.
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Was kennzeichnet Ihre bisherige Schulpolitik? -
Sie ist wenig ertragreich, aber Kräfte zehrend und
erzeugt auf allen Seiten Frust.

(Beifall bei der SPD)

Mit dem heute vorliegenden Gesetzentwurf setzen
Sie dem Ganzen die Krone auf. Die Beratungen
musste dieses Gesetz im Galopp durchlaufen. Ein
Aufschub bis zum Septemberplenum wurde nicht
geduldet. Ohne diese Eile wären zumindest hand-
werkliche Fehler zu vermeiden gewesen.

(Walter Meinhold [SPD]: Jawohl!)

Darauf werde ich nachher noch eingehen. Ich fra-
ge mich, ob Ihnen, sehr geehrte Damen und Her-
ren von CDU und FDP, nicht doch noch einige
inhaltliche Mängel aufgefallen wären, wenn wir
mehr Zeit für Beratung und Abwägung gehabt
hätten und der Gesetzgebungs- und Beratungs-
dienst ohne Zeitdruck hätte prüfen können.

Mit diesem Gesetz erhalten die niedersächsischen
Schulen eine neue Verfassung. Dass es nun ne-
ben der Gesamtkonferenz den Schulvorstand als
zweites Kollegialorgan gibt, in dem Eltern und
Schüler jeweils ein Viertel der Stimmen haben,
wird von uns mitgetragen. Die SPD-Fraktion hat
als erste Fraktion dies in den Kultusausschuss
eingebracht.

(Hans-Werner Schwarz [FDP]: Ein
Vorschlag der Eltern, Frau Eckel!)

Es ist richtig, den Eltern ein klares Mitbestim-
mungsrecht zu geben. Aber die in Ihrem Gesetz-
entwurf vorgenommene Verteilung der Kompeten-
zen auf die Gremien und die Schulleitung lehnen
wir ab.

Wenn man Ihre Pressemitteilung liest, Herr Minis-
ter, Kolleginnen und Kollegen von der Koalition,
wird deutlich, dass Sie diesen Bestimmungen in
Ihrem Gesetz die größte Bedeutung beimessen.
Aber die Überschrift Ihres Gesetzentwurfs lautet
doch „Einführung der Eigenverantwortlichen
Schule“. Der § 32, mit „Eigenverantwortung der
Schule“ überschrieben, müsste also der Dreh- und
Angelpunkt des Ganzen sein. In diesem Paragra-
fen finden sich als Absätze 2, 3 und 4 wie im Ge-
setzentwurf der SPD-Fraktion Aussagen zum
Schulprogramm, zur inneren Evaluation und zum
eigenen Budget. Aber der Absatz 1 unterscheidet
sich bis auf die Ergänzung eines Wortes kein biss-

chen vom alten, jetzt gültigen Absatz 1. Kein Wort
von der Ausgestaltung der Eigenverantwortung!

(Ursula Körtner [CDU]: Haben Sie
schon einmal etwas von „untergesetz-
lich“ gehört? Das ist ja witzig!)

Um dazu etwas zu finden, muss man bis zum
§ 38 a blättern. Unter „Aufgaben des Schulvor-
standes“ steht folgender Satz - den muss man sich
wirklich auf der Zunge zergehen lassen -:

„Der Schulvorstand entscheidet über
... die Inanspruchnahme der den
Schulen im Hinblick auf ihre Eigen-
verantwortlichkeit von der obersten
Schulbehörde eingeräumten Ent-
scheidungsspielräume ...“

(Walter Meinhold [SPD]: Noch einmal!
Weil es so schön war!)

Das spricht der Gesetzesüberschrift Hohn. Das ist
in der Überschrift stehende Versprechen wird da-
mit nicht eingehalten.

(Beifall bei der SPD - Ursula Körtner
[CDU]: Aber voll!)

Das Kultusministerium benennt also in Zukunft
Erlasse, die die Schulen außer Kraft setzen dürfen.
Das ist bevormundende Eigenverantwortlichkeit,
wenn man es überhaupt noch so nennen will.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe es schon im Mai im Plenum als Eigenver-
antwortung nach Gutsherrenart bezeichnet. Dazu
wäre kein neues Gesetz nötig gewesen. Das hätte
man so regeln können. Unser Entwurf eines Ge-
setzes zur Stärkung der Selbständigkeit der Schu-
len ist da ganz anders. Wir nehmen die Selbstän-
digkeit von Schule sehr ernst und haben Optionen
statt Vorschriften und Vorgaben in unseren Entwurf
geschrieben; denn wir dachten, eine selbständige
Schule wird selbst ständig den Weg finden, der
zum Ziel führt. Für uns beinhaltet Selbständigkeit
einen Paradigmenwechsel. Wir wollten weg von
einengender Bürokratie und Unbeweglichkeit.

Ausgangspunkt für die Selbständige oder Eigen-
verantwortliche Schule ist doch die Frage, wie die
Qualität von Schule gesteigert werden kann, und
die Feststellung: Erfolgreiche PISA-Länder ma-
chen ihren Schulen nur wenige staatliche Vorga-
ben und lassen sie auf der Basis von Vereinbarun-
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gen wesentliche Elemente ihres Alltags selbst
bestimmen.

(Walter Meinhold [SPD]: So ist es!)

Das hat sich die SPD-Fraktion zum Vorbild ihres
§ 32 genommen. Wir fordern darin, die Gestal-
tungsfreiheit von Schule nicht unnötig einzuengen.
Dabei geht es nicht um Beliebigkeit. Unter einer
klaren Zielvorgabe wollen wir den Schulen bei der
Unterrichtsorganisation und Unterrichtsgestaltung
freie Hand geben. Das ist es, was die SPD-
Fraktion unter „Selbständigkeit“ versteht.

(Zustimmung von Silva Seeler [SPD])

Sehr geehrte Damen und Herren, bevor der Ge-
setzentwurf der Landesregierung vorlag, hatten wir
alle im Landtag wohl die Erwartung, wir könnten
ein gemeinsames Ergebnis erzielen. Auch als der
Entwurf dann vorlag, dachte die SPD-Fraktion, es
sei noch Luft zur Diskussion drin. Leider ist es
nicht so gekommen.

Selbständige oder Eigenverantwortliche Schule -
die Qualität von Schulen soll sich doch verbessern,
verbessern durch möglichst große Gestaltungsfrei-
heit und Eigenständigkeit. Um Qualitäts- und Er-
gebnisverantwortung den Schulen übertragen zu
können, bedarf es eines großen Engagements
aller Beteiligten, bedarf es der Ausgewogenheit
von Einflussmöglichkeiten, und bedarf es bei aller
notwendigen Stärkung der Elternrechte auch fol-
gender Klarstellung: Die Lehrkräfte sind die Ex-
perten für die Frage, wie effektives und kreatives
Lernen möglich zu machen ist. Sie sind die Profis.

Nach unserem Entwurf und dem nach der Anhö-
rung von uns eingebrachten Änderungsvorschlag
soll die Gesamtkonferenz die Beschlusskompetenz
in pädagogischen Angelegenheiten behalten. Dies
schien Konsens zu sein, bis die CDU-Fraktion in
der letzten Ausschussberatung ihre Änderungsvor-
schläge einbrachte.

(Ursula Körtner [CDU]: Das stimmt
doch gar nicht!)

Diese gingen übrigens auf Kosten der gern zur
Schau gestellten Einigkeit zwischen Kultusminister
und Koalition. Ein bemerkenswerter Vorgang, Herr
Minister! Da hat Ihnen Ihre Fraktion die Gefolg-
schaft aufgekündigt.

Unter anderem wurde der Katalog der Zuständig-
keiten der Gesamtkonferenz noch weiter zusam-
mengestrichen. In zwei Punkten darf sie nun über

Grundsätze entscheiden, in gerade einmal drei
Angelegenheiten behält die Gesamtkonferenz
Beschlusskompetenz: beim Schulprogramm, bei
der Schulordnung und bei der Geschäfts- und
Wahlordnung.

Worüber soll die Gesamtkonferenz bei ihrem vier-
maligen Zusammentreffen im Jahr eigentlich ent-
scheiden?

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Es muss
doch nicht viermal sein!)

- Es ist so drin geblieben. Das ist ja das Witzige,
einer der handwerklichen Fehler. - Viermal soll sie
zusammentreten. Aber Schulordnung, Geschäfts-
und Wahlordnung sowie Schulprogramm - diese
werden ja nicht andauernd geändert - sollen ja
einige Jahre bestehen. Ich frage mich also, was
die Gesamtkonferenzen in ihren Zusammenkünf-
ten entscheiden sollen.

Sie, sehr geehrte Damen und Herren von den Ko-
alitionsfraktionen, haben die Gesamtkonferenz so
geschwächt, dass sie nur noch ein Popanz ist. Die
Gesamtkonferenz als potemkinsches Dorf - das
durchschauen die Lehrkräfte, die Verbände, auch
die, die Ihnen sehr nahe stehen, ganz schnell. Ich
darf in diesem Zusammenhang an die positiven
Stellungnahmen zur Gesamtkonferenz vom Philo-
logenverband und der GEW in der Anhörung erin-
nern. Der Realschullehrerverband hat diese Ge-
samtkonferenz sogar als das „Herz der Schule“
bezeichnet.

Was Sie jetzt geschafft haben, ist: Erstens. Die
Kompetenzen sind insgesamt reduziert worden.
Zweitens. Diese reduzierte Anzahl wird auf zwei
Gremien verteilt. - Der Schulvorstand kommt dabei
noch vergleichsweise gut weg. Auf ihn ist die Zu-
ständigkeit einiger pädagogischer Fragen übertra-
gen worden, aber nur einiger. Was ist mit den an-
deren? - In § 43 Abs. 3 heißt es:

„Die Schulleiterin oder der Schulleiter
entscheidet in allen Angelegenheiten,
in denen nicht eine Konferenz oder
der Schulvorstand zuständig ist.“

Mit diesem Auffangparagrafen wird die Schullei-
tung in einem Maße gestärkt, das die SPD-
Fraktion nicht mittragen kann.

(Hans-Werner Schwarz [FDP]: Das
kann ja wohl nicht wahr sein! Das
spricht von Professionalität!)
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Dieses Ungleichgewicht unterstützt nicht Motivati-
on und Engagement der Lehrkräfte, sondern es
gefährdet sie. Wir wollten die administrative Stär-
kung der Schulleitung. So geht es uns zu weit. Aus
anderen Bundesländern wissen wir, wie sich Blo-
ckade und Flucht in die innere Emigration auf
Schulklima und Qualität auswirken können.

Die Unwucht der Kompetenzverteilung - man kann
auch sagen: die Hierarchisierung der Entschei-
dungsbefugnisse - und die geringe Gestaltungs-
freiheit wiegen schwer für die SPD-Fraktion. Dar-
aus kann keine Eigenverantwortliche und schon
gar nicht eine Selbständige Schule erwachsen.

Die Gewährleistung von Unterstützung und Bera-
tung der Schulen durch die Schulbehörde haben
schließlich doch noch Eingang in den Gesetzent-
wurf gefunden, die Forderung der Grünen nach
einem regionalen Netz zur Schulentwicklungsbe-
ratung und Selbstevaluation aber nicht. Das heißt,
Sie wollen vermeiden, dass Sie Kosten nennen
müssen. Aber ohne finanziellen Einsatz sind Be-
ratungs- und Unterstützungssysteme, ist die ganze
Eigenverantwortliche Schule nicht zu haben.

(Beifall bei der SPD)

Sie führen die niedersächsischen Schulen mit die-
sem Gesetz auf den Holzweg. Es ist nicht zielfüh-
rend; es hält nicht, was Sie versprochen haben,
Herr Minister.

(Joachim Albrecht [CDU]: Wie wollen
Sie Ihre Selbständige Schule führen?)

Die Schulinspektion ist, wie wir gefordert haben, im
Gesetz festgeschrieben. Die Schuluntersuchungen
sind nun geregelt. Geregelt haben Sie auch die
Gesetzeskonformität der „Ganztagsschule light“,
sogar rückwirkend; zum 1. Januar 2003 wollen Sie
dies tun.

(Walter Meinhold [SPD]: Das ist ein
Skandal! - Wolfgang Jüttner [SPD]:
Das ist heftig!)

Die Qualität von Ganztagsschulen ohne zusätzli-
che Lehrerstunden wird dadurch nicht besser, und
drei Tage sind nun mal nicht vier.

(Beifall bei der SPD)

Unsere Ablehnung dieser Art von Ganztagsschu-
len bleibt.

Sehr geehrte Damen und Herren, die Landesregie-
rung hat ihren Gesetzentwurf im Mai im Plenum
eingebracht und ihn mithilfe der Fraktionen der
CDU und der FDP im Eilverfahren durch die Bera-
tung gepeitscht. Dies hat zur Folge, dass die Ab-
stimmungsgespräche zwischen Kultusministerium
und Gesetzgebungs- und Beratungsdienst zum
Teil im Kultusausschuss stattfinden mussten. Im
zweiten Beratungsdurchgang kam hinzu, dass die
CDU-Fraktion eine Reihe von Veränderungen, zum
Teil als Tischvorlage, einbrachte, was auch den
GBD vor Probleme stellte. Diskussionsbeiträge der
Fraktionen, Einwände des Kultusministeriums so-
wie Einsprüche und Vorschläge des GBD ver-
mischten sich zu einem Beratungstohuwabohu,
wie meine Kolleginnen und Kollegen und ich es
noch nie erlebt haben. Dies war einer so wichtigen
Beratung unangemessen.

(Beifall bei der SPD)

Die Regierungsfraktionen werden sich nicht davon
abbringen lassen, diese Schulgesetznovelle heute
zu beschließen, von der bereits jetzt feststeht,
dass sie lücken- und fehlerhaft ist. So sind bei-
spielsweise die Bestimmungen über die kollegiale
Schulleitung in § 44 nicht an die geänderten Vor-
schriften im Schulleiterparagrafen angepasst wor-
den. So sind die Regelungen über den Schulvor-
stand in Schulen mit weniger als vier Lehrkräften
irreführend. Dass die Schulleitung bezüglich der
Verwendung der Haushaltsmittel vom Schulvor-
stand entlastet werden soll, klingt zunächst einmal
gut, aber welche Rechtsfolgen mit einer Nichtent-
lastung verbunden sind, ist nicht geklärt.

Sehr geehrte Damen und Herren, was wäre pas-
siert, wenn wir diesen Gesetzentwurf bis Septem-
ber oder Oktober ausführlich beraten hätten? - Das
Gesetz tritt doch in der Hauptsache erst am
1. August 2007 in Kraft. Der vorliegende Gesetz-
entwurf, meine Damen und Herren, zeugt von
vertanen Chancen.

(Beifall bei der SPD)

Weil der Gesetzentwurf heute artikelweise abge-
stimmt wird, wird nicht deutlich werden, welche
Paragrafen die SPD-Fraktion mitträgt, z. B. den
über die Einsetzung und die Zusammensetzung
des Schulvorstandes oder den über die Schulun-
tersuchung oder die Integrationsklassen an Schu-
len in freier Trägerschaft.

Zu der Wahl der Lehrervertreter und -vertreterin-
nen in den Schulvorstand gab es einen interfrakti-
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onellen Antrag, den wir initiiert hatten. Das Gesetz
insgesamt wird die SPD-Fraktion aber ablehnen,
weil mit ihm die Eigenverantwortlichkeit der Schule
eben nicht eingeführt wird.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die CDU-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Klare das Wort.

Karl-Heinz Klare (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Heute ist ein sehr wichtiger Tag für unsere
Schulen im Lande,

(Beifall bei der CDU)

für unsere Eltern, für unsere Lehrer, für unsere
Schülerinnen und Schüler.

(Walter Meinhold [SPD]: Wieso ei-
gentlich „unsere“?)

- Sie gehören uns allen, Herr Meinhold, da haben
Sie Recht. Ich danke Ihnen für diesen sehr pro-
duktiven Zwischenruf.

(Walter Meinhold [SPD]: Es kommen
noch mehr!)

Meine Damen und Herren, der Niedersächsische
Landtag wird heute hoffentlich mit breiter Mehrheit
einen weiteren Baustein für mehr Qualität der
schulischen Arbeit beschließen, nämlich das Ge-
setz zur Eigenverantwortlichen Schule.

Frau Eckel, nach dem, was ich gerade von Ihnen
gehört habe, habe ich den Eindruck, dass Sie sich
der Tragweite dieses Gesetzes möglicherweise
nicht ganz bewusst sind.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie haben wirklich sehr in klein-klein gemacht,
getreu Ihrer alten Fundamentalkritik: Mal ist es zu
wenig, mal zu viel, aber immer haben wir die
Schuld.

Andererseits habe ich einen schönen Artikel von
Ihnen gelesen, in dem Sie ganz freundlich ge-
schrieben haben: Kurswechsel ist ein Sieg der
Vernunft. Nun auch CDU und FDP für mehr Eltern-
rechte. - Das erscheint mir denn doch ein bisschen
widersprüchlich zu dem zu sein, was Sie heute
gesagt haben. Ich glaube, Sie werden nicht einmal

der Rolle einer guten Opposition gerecht, wenn Sie
auf diese Art und Weise diskutieren.

(Walter Meinhold [SPD]: Kommen Sie
mal zur Sache!)

Meine Damen und Herren, wir haben unmittelbar
nach der Regierungsübernahme vor drei Jahren
eine notwendige Kehrtwendung in der Schulpolitik
vollzogen und eine Vielzahl von Maßnahmen be-
schlossen, die unsere Kinder endlich in die Lage
versetzen, besser zu werden. Das war nach vielen
Fehlentscheidungen der Vorgängerregierung drin-
gend notwendig. Das wissen alle. Das wissen vor
allem auch diejenigen, die sich nicht jeden Tag mit
Schulpolitik befassen. Mehr Unterricht,

(Walter Meinhold [SPD]: Haben wir
doch nicht!)

mehr langfristige Bildungsgänge, frühkindliche
Bildung, Sprachförderung, Stärkung von Grund-
schulen, Abitur nach zwölf Jahren, Bildungsstan-
dards, zentrale Prüfungen oder auch die Schulin-
spektion - das sind alles ganz wichtige Maßnah-
men, die unsere Kinder in die Lage versetzen,
besser zu werden. Wir wissen, dass wir unseren
Schulen sehr viel zugemutet haben; keine Frage.
Aber wir wissen auch, dass jede der einzelnen
Maßnahmen von den Schulen als notwendig und
sinnvoll begrüßt wird. Ich finde, das überwiegt.

(Walter Meinhold [SPD]: Wovon träu-
men Sie nachts?)

Wirklich wichtig ist, dass die Eltern und die Schu-
len merken, dass die Schülerinnen und Schüler
durch diese Maßnahmen schon nach kurzer Zeit
wirklich nach vorne gekommen sind. Das ist es,
worauf es wirklich ankommt.

Jetzt kommt der ganz große Meilenstein hin zu
mehr Qualität, nämlich die Eigenverantwortliche
Schule. Die Schulen sollen im Rahmen der Ziel-
vorgaben möglichst viele Freiheiten bei der Ges-
taltung von Bildung und Erziehung erhalten - das
ist unser Ziel -, aber mit einer staatlichen Kontrolle,
Frau Eckel. Das ist auch in der Anhörung sehr
deutlich geworden.

(Zustimmung bei der CDU)

Eigentlich liegen wir gar nicht auseinander. Aber
Sie haben es so dargestellt, als lägen wir ausein-
ander.
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Dazu bedarf es natürlich auch entscheidender
Veränderungen. Bildung im modernen Sinne kann
heute nicht mehr per Anordnung oder weisungs-
gebunden erreicht werden, sondern sie ist etwas
ganz Persönliches, das jeder Mensch nur allein für
sich erwerben kann. Lehrerinnen und Lehrer müs-
sen den einzelnen Menschen allerdings bei der
Vermittlung von Bildung unterstützen. Dabei
kommt es auf eine sehr individuelle Sicht und Aus-
gestaltung dieser Unterstützung an. Eine solche
Unterstützung kann und muss sich dort entwickeln,
wo die Beteiligten selber erkennen können, was
zwangsläufig oder richtigerweise erforderlich ist.

Wir wollen die Verantwortung dahin geben, wo sie
hingehört, wo sie tatsächlich lebt, d. h. wo die
Probleme tatsächlich auflaufen und gelöst werden
müssen. Genau da soll die zentrale Verantwortung
liegen. Das neue Schulgesetz schafft genau die
Voraussetzungen, um diese Grundsätze umzuset-
zen. Mit der Einführung wird Schul- und Bildungs-
geschichte in unserem Land geschrieben. Wir
leiten einen wirklichen Paradigmenwechsel ein mit
einer Struktur, die von der des heutigen Schulwe-
sens völlig abweicht. Das geschieht in dem siche-
ren Wissen, dass wir damit wesentlich verbesserte
Voraussetzungen für die Schularbeit schaffen kön-
nen.

Natürlich muss auch die Schulverfassung dieser
neuen Rolle angepasst werden. Wir haben eine
große Anhörung durchgeführt. Wir haben sehr
genau hingehört. Das Ergebnis ist so eindeutig
gewesen, dass wir den ersten Gesetzentwurf ge-
meinsam verändern mussten. Ich glaube, das ist
kein Zeichen von Schwäche, sondern ein Zeichen
von Stärke. Das zeigt auch unseren Respekt vor
den angehörten Verbänden. Die Beiträge waren
vielfach ausgezeichnet und haben uns sehr ge-
holfen, ein sehr gutes Gesetz zu entwickeln. Ich
möchte den Anzuhörenden, die diese Beiträge
geleistet haben, ganz herzlich Dank sagen. Einige
sind ja auch hier, so der Vorsitzende des Landes-
elternrats Schmieding und Herr Kuert vom Ver-
band der Elternräte an Gymnasien.

Aber auch die kritischen Verbände haben interes-
sante Beiträge eingebracht, über die wir nachden-
ken müssen. Ich nenne als Beispiele den Philolo-
genverband oder die GEW.

Für die CDU war von Anfang an klar, dass eine so
weitgehende Eigenverantwortliche Schule eine
deutlich gestärkte Schulleiterin oder einen deutlich
gestärkten Schulleiter braucht. Wer die Gesamt-

verantwortung für die Schule und die Verantwor-
tung für die Qualitätssicherung und Qualitätsent-
wicklung trägt, muss eine deutlich gestärkte Rolle
erhalten, und zwar auch für das Personal. Das wird
daran deutlich, dass wir den Schulleiterinnen und
Schulleitern durch die Übertragung bestimmter
Aufgaben die Eigenschaft von Dienstvorgesetzten
verleihen. Der Schulleiter kann jetzt eigentlich all
das, was mit Gesamtverantwortung zu tun hat,
auch dienstrechtlich durchsetzen. Das war eine
Notwendigkeit und ist auch vom Schulleitungsver-
band so gefordert worden.

Drei Aufgaben kommen hinzu: Zuständigkeit für
Unterrichtsverteilung und Stundenpläne, Stunden-
anrechnung und Vertretungsstunden. Das ist auf-
grund von verschiedenen Einlassungen noch ein-
mal verändert worden. Wir wollen damit einerseits
klare Zuordnungen treffen und damit unnötige
Reibungspunkte vermeiden, die es in der Vergan-
genheit gerade in diesen Bereichen immer gege-
ben hat. Wir wollen ferner den Schulleitern die
Möglichkeit lassen, auf besondere Anlässe und
Aufgaben flexibel zu reagieren. Zum Beispiel kann
so ein besonderes Projekt durch den Schulleiter
gefördert werden. Zum Beispiel können so beson-
dere Leistungen von Lehrern gefördert und unter-
stützt werden. Deswegen ist die Stärkung der
Schulleitung ein besonders wichtiger Schritt. Er ist
für das Gelingen des Projektes „Eigenverantwortli-
che Schule“ ausgesprochen wichtig.

Ich möchte an dieser Stelle gerne feststellen, dass
wir an unseren niedersächsischen Schulen weit-
gehend gute Schulleiterinnen und Schulleiter ha-
ben. Das ist ein Riesenpfund, mit dem wir gewu-
chert haben und weiter wuchern können. Mit der
nochmals vorgenommenen Stärkung wollen wir
erreichen, dass unser gutes Führungspersonal
wirklich in die Lage versetzt wird, seine Möglich-
keiten im Sinne von noch besserer Gestaltung von
Schule voll auszuschöpfen.

Aus dem Schulbeirat des ersten Gesetzentwurfs ist
der Schulvorstand geworden.

(Walter Meinhold [SPD]: Das stimmt
doch gar nicht!)

- Aus dem Schulbeirat ist ein Schulvorstand ge-
worden. Du warst nicht immer dabei, Walter!

Auch das ist ein ganz eindeutiges Ergebnis der
Anhörung. Dieser Schulvorstand besteht jetzt zu
50 % aus Hauptamtlichen an Schulen. Das sind
die Lehrer und die pädagogischen Mitarbeiter. Er
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besteht zu 25 % aus Elternvertretern und zu 25 %
aus Schülervertretern. Das ist der Vorschlag von
Herrn Kuert, den ich gerade schon erwähnt habe.

Der Schulbeirat wird das wichtige Entscheidungs-
gremium der Schule, zuständig für Haushalt, Per-
sonal und - das ist eben angesprochen worden -
die Stundentafel. Wir schaffen mit diesem Gremi-
um endlich ein schlankes und effizientes Entschei-
dungs- und Gestaltungsorgan. Ganz wichtig für
uns ist, dass alle an Schule Beteiligten in einem
vernünftigen Verhältnis miteinander arbeiten kön-
nen. Ich sage auch mit ein bisschen Stolz: Ich
glaube, keiner hätte der CDU und auch der FDP so
viel Mut und Weitsicht zugetraut, eine solche auf
Zukunft ausgerichtete Beteiligung von Eltern und
Schülern in das Gesetz hineinzuschreiben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es ist folgerichtig, dass wir das gemacht haben,
weil das Erziehungsrecht der Eltern und das Erzie-
hungsrecht des Staates, also der Schule, gleichbe-
rechtigt nebeneinander im Schulgesetz angesie-
delt sind. Darauf hat der Landeselternrat in der
Anhörung hingewiesen. Wir haben das umgesetzt,
weil das an unseren Schulen heute schon selbst-
verständlich ist. Schule und Eltern leben heute
eine ganz andere Partnerschaft als noch vor zehn
oder 15 Jahren. Diese gelebte Partnerschaft zwi-
schen Elternhaus und Schule hat das gemeinsame
Ziel: Wir wollen das Beste für unsere Kinder, und
zwar auf gleicher Augenhöhe. Genau darauf
kommt es in einer Debatte über Schulpolitik doch
an.

Ich bin fest davon überzeugt - auch wenn hier im-
mer wieder unterschwellig andere Dinge gesagt
werden -, dass es in den meisten Fällen weitge-
hend gemeinsame Beschlüsse gibt. Für den Fall,
dass es einmal nicht so sein sollte, hat der Schul-
leiter doppeltes Stimmrecht. Auch das darf in
Richtung einiger Kritiker gesagt werden. Nur, den
Fundamentalkritikern, vor allem von der Funktio-
närsebene einiger Gewerkschaften und Verbände,
sage ich: Der Schulvorstand ist nicht der Unter-
gang der deutschen Schulstruktur - das muss ich
in aller Deutlichkeit sagen -,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

auch nicht der deutschen Schulkultur. Natürlich ist
das eine völlig veränderte Situation. Aber ich kann
die Kritiker überhaupt nicht verstehen, die nur bei
den Lehrkräften die entsprechende Kompetenz für
Mitarbeit und Mitgestaltung sehen, aber den Eltern

jegliche Kompetenz absprechen und Schüler sogar
regelrecht herabwürdigen. Das geht so nicht.

(Beifall bei der CDU)

Ich war selbst lange Jahre Schulleiter, habe Ge-
samtkonferenzen mitgemacht und auf allen Ebe-
nen gearbeitet. Es gibt keine Grundlage für eine
unangebrachte Kritik. Ich kann nur sagen: Unak-
zeptabel ist die Haltung. Wer so argumentiert, der
sollte sich seinen Erziehungsauftrag noch einmal
vergegenwärtigen und darüber nachdenken, ob er
an der richtigen Stelle tätig ist.

In Wirklichkeit sieht es so aus: Die gute Schulleite-
rin oder der gute Schulleiter, die ohnehin die Eltern
bei Entscheidungen mit einbeziehen, werden mit
dieser Vorgabe, die wir jetzt ins Gesetz geschrie-
ben haben, ganz hervorragend klar kommen. Die
Gesamtkonferenz konzentriert sich nun wirklich auf
die pädagogischen und erzieherischen Fragen,
Frau Eckel. Das ist der Kern der Erziehungsarbeit.
Darauf soll sie sich konzentrieren. Sie soll nicht
alles andere machen. Sonst wird man doch ver-
rückt und verzettelt sich. Die Gesamtkonferenz
muss sich um pädagogische Fragen kümmern.
Nehmen Sie als Beispiel die Erstellung des Schul-
programms. Das Schulprogramm ist das wichtigste
Papier für das Gelingen von Schule. Hier hat die
Gesamtkonferenz die letzte Entscheidung. Das ist
doch eine tolle Sache. Die Gesamtkonferenz be-
schließt auch über die Grundsätze für die Leis-
tungsbewertung und über die Grundsätze für Klas-
senarbeiten und Hausaufgaben. Auch das sind
ganz zentrale pädagogische und erzieherische
Fragen und sehr klare Kompetenzen. Natürlich
können auch Teilkonferenzen eingerichtet werden.

Ich habe jetzt zu meiner Überraschung gelesen,
die CDU/FDP-Landesregierung bringe mit dieser
neuen Zuordnung das ganze niedersächsische
Schulsystem in Gefahr. Ich frage mich: Was soll
diese Art von Polemik in dieser Frage angesichts
der Erfahrungen, die wir doch alle in Gesamtkonfe-
renzen und mit Gesamtkonferenzen gemacht ha-
ben, wenn wir daran teilgenommen haben? Meine
Damen und Herren, die Gesamtkonferenzen ha-
ben gute Arbeit gemacht. Aber wer sie jetzt als
Nonplusultra darstellt oder es zumindest versucht,
der hat den Blick für die Realität verloren. Ich habe
eine ganze Reihe von Gesamtkonferenzen gelei-
tet, habe an ihnen teilgenommen und kann mich
an so viele unendliche, manchmal tagelange Dis-
kussionen erinnern. Selbst über Kleinigkeiten wur-
de oft stundenlang geredet. Ich wage zu sagen,
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dass der normale Lehrer oder die normale Lehrerin
nicht immer ein großes Interesse an dieser Veran-
staltung haben. Das ist die Realität und muss man
auch einmal zur Kenntnis nehmen.

Je größer eine Schule ist, umso schwerfälliger ist
natürlich auch eine Gesamtkonferenz. Ich kenne
Gesamtkonferenzen mit 200 Teilnehmern. Die
können nicht mehr in der Schule tagen, sondern
müssen ins Theater der Stadt gehen. Das kann
doch nicht die Zukunft der Schule sein! Und Sie
wollen die Kompetenzen dieser Gesamtkonferen-
zen gegenüber dem jetzigen Schulgesetz noch
erweitern!

(Walter Meinhold [SPD]: Sie haben
doch nichts verstanden, Kollege Kla-
re!)

Meine Damen und Herren, zu der Behauptung,
wenn man die Gesamtkonferenz reduziere, redu-
ziere man die Demokratie, kann ich nur sagen: Viel
mehr Unsinn kann man gar nicht sagen. Es han-
delt sich in einer Schule nicht um gewählte Mitglie-
der, die ein Mandat ausüben, sondern es handelt
sich um Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer
Behörde. Wenn man schon von Demokratie redet,
dann muss man das kleine Häuflein von Eltern und
Schülern, die ja in Gesamtkonferenzen bisher gar
nichts zu sagen hatten und am Katzentisch saßen,
zumindest mit einbeziehen. Das haben wir ge-
macht.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe nichts dagegen, dass Verbandsinteres-
sen durchgesetzt werden. Aber ich bitte diejeni-
gen, die heute schon fast verklärt über Gesamt-
konferenzen reden, die Realität zu beachten. Im
Mittelpunkt der Arbeit in den Gesamtkonferenzen
stehen unsere Lehrer und steht die Erziehungsar-
beit. Genau das wird mit dem jetzigen Aufgaben-
katalog gewährleistet. Der Schulträger hat eine
besondere Bedeutung; dem haben wir mit einem
eigenen Kapitel und einem eigenen Paragrafen
Rechnung getragen. Ein Vertreter kann an allen
Sitzungen des Schulvorstands teilnehmen, er hat
Rede- und Antragsrecht und erhält alle Sitzungs-
unterlagen - übrigens auch den Bericht der In-
spektion. Dieser Forderung können wir jetzt nach-
kommen. Wir haben auch die Schulinspektion
gesetzlich abgesichert. Das war ein Wunsch der
Grünen, meine Damen und Herren. Da es ein her-
vorragender und vernünftiger Wunsch war, sind wir
dem gefolgt. Wir haben ebenfalls die gesetzliche

Verpflichtung des Landes zur Schaffung eines
Unterstützungs- und Beratungssystems aufge-
nommen. Auch das war ein Wunsch der Grünen,
dem wir ebenfalls gerne nachgekommen sind.

Meine Damen und Herren, der Weg in die Eigen-
verantwortliche Schule ist ein großer Schritt. Er
wird die Schule völlig verändern. Ich habe vorhin
von einem Paradigmenwechsel gesprochen. Es ist
ganz natürlich, dass bei den Schulen noch Unsi-
cherheit und Angst vorherrschen, weil vielen noch
nicht ganz klar ist, wohin der Weg geht. Ich kann
das sehr wohl nachvollziehen. Deswegen werden
wir gemeinsam mit dem Ministerium immer wieder
für Transparenz sorgen; denn Schulen müssen die
Schritte mitgehen können. Ich bin dem Kultusmi-
nister sehr dankbar, weil er die Schulen immer
wieder über die Abläufe informiert. Wir haben die
große Schulreform mit den Schulen gemacht - das
ist gelungen. Wir werden auch diese zweite große
Schulreform mit den Schulen machen - auch das
wird gelingen.

Meine Damen und Herren, natürlich wird es not-
wendige Fortbildungen geben. Das ist ganz wich-
tig. Natürlich wird es Verlagerungen für Schulleite-
rinnen und Schulleiter geben. Da sie zusätzliche
Aufgaben bekommen, muss es auch zusätzliche
Verlagerungsstellen geben. Dieses Gesetz ist ein
Meilenstein für eine zukunftsorientierte Schule - mit
klaren Entscheidungsstrukturen und mit partner-
schaftlicher Einbindung aller Beteiligten, auch hin
zu einem Wettbewerb zwischen den Schulen.

(David McAllister [CDU]: Richtig!)

Frau Eckel, Sie haben in der Presse und auch
heute noch einmal von Beratungen unter Zeitdruck
gesprochen.

(Walter Meinhold [SPD]: Ja!)

Natürlich stehen wir unter Zeitdruck. Aber Sie
müssen sich überlegen, was Sie bewerkstelligen
wollten. Sie wollten von Anfang an das Gesetz
überhaupt nicht verabschieden. Sie wollten blo-
ckieren und noch mal blockieren, weil Sie uns den
Erfolg nicht gönnen. Das war die Strategie.

(Beifall bei der CDU)

Wer eine solche Strategie an den Tag legt, der
muss sich nicht wundern, dass dann das eine oder
andere Mal etwas durchgezogen wird. Ich kann nur
sagen: Ihr Kollege Poppe hat die Ausschusssit-
zung geleitet. Da ging nichts durcheinander. Er hat
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alles sehr klar zusammengefasst, er hat alles sehr
klar und offen dargestellt,

(Zuruf von der SPD: Der kann das ja
auch!)

sodass wir alle bei jeder Entscheidung mitgestimmt
haben. Poppe war gut. Deshalb ein großes Lob an
den stellvertretenden Ausschussvorsitzenden.

(Walter Meinhold [SPD]: Das war euer
Glück, dass er das gemacht hat!
Sonst wäre es noch schiefer gegan-
gen!)

Meine Damen und Herren, Frau Eckel, Sie sollten
mal ins Protokoll gucken, um festzustellen, bei wie
vielen Punkten Sie mitgestimmt haben.

Ich kann nur sagen: Überlegen Sie es sich noch
einmal; denn wenn Sie sich das Ausschussproto-
koll anschauen, werden Sie feststellen, dass Sie in
vielen Punkten, nämlich bei fast drei Viertel aller
Beschlussfassungen, zugestimmt haben.

(Silva Seeler [SPD]: Aber nicht in den
wichtigen!)

Ich möchte nun noch meinen großen Respekt vor
den Gesetzesberatungen der Grünen zum Aus-
druck bringen. Frau Korter, das gilt Ihnen.

(Zustimmung bei der CDU)

Sie haben keine Blockadepolitik betrieben, ganz im
Gegenteil.

(Walter Meinhold [SPD]: Du bist ein
Spalter!)

Sie haben immer wieder den Versuch unternom-
men, so viele Punkte wie möglich aus Ihrem An-
trag in unseren gemeinsamen Gesetzentwurf hin-
ein zu bringen. Das ist Ihnen in einigen Teilen
auch gelungen. Ich sage auch gern als Kompli-
ment an die Fraktion der Grünen, dass das Gesetz
dadurch runder geworden ist.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

Ich danke Ihnen für diese Mitarbeit.

Jetzt bin ich aber sehr gespannt auf das Abstim-
mungsverhalten der SPD. Man kann nicht einer-
seits erklären, der Kurswechsel, den wir jetzt voll-
zogen haben, sei ein Sieg der Vernunft - liebe Frau
Eckel, das ist nämlich der Sieg der Vernunft -, und
hinterher sagen: Das reicht uns gar nicht.

(Zuruf von Ingrid Eckel [SPD])

Ich habe den Eindruck, Sie wollten eine Sollbruch-
stelle, weil Ihre Fraktionsspitzen Ihnen nicht erlaubt
haben, diesem wichtigen Gesetz zuzustimmen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich kann Ihnen am Ende nur sagen: Meine Damen
und Herren, was wäre es für ein tolles Signal,
wenn dieser Landtag mit breiter Mehrheit, am
liebsten einstimmig, diesem wichtigen Gesetzent-
wurf hin zu mehr Qualität von Schule zustimmen
könnte!

(Walter Meinhold [SPD]: Dann hätten
Sie mehr auf uns zugehen müssen!)

Das wäre ein Signal, das bei unseren Lehrerinnen
und Lehrern, bei unseren Eltern, bei unseren
Schülern und bei allen anderen an Schule Betei-
ligten gut ankommen würde. Ich fordere Sie ein-
fach auf, noch einmal in sich zu gehen,

(Ingrid Eckel [SPD]: Dann hätten Sie
sich bewegen müssen! Sie haben
sich nicht bewegt!)

um nach dem, was ich Ihnen jetzt, hoffentlich
überzeugend, gesagt habe,

(Walter Meinhold [SPD]: Das war alles
andere als überzeugend!)

noch zu einer anderen Meinungsbildung zu kom-
men. - Herzlichen Dank für das Zuhören.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Klare, Sie haben die Redezeit punktgenau
ausgeschöpft. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen hat die Abgeordnete Korter das Wort.

Ina Korter (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Oppo-
sition muss nicht immer Nein sagen, vor allem
dann nicht, wenn es darum geht, notwendige inne-
re Reformen der Schulen, die im Grundsatz von
uns allen gewollt werden, gemeinsam voranzu-
bringen.

Meine Damen und Herren, Herr McAllister und
Herr Rösler haben in der vorigen Woche erklärt,
mit dem Gesetz zur Eigenverantwortlichen Schule
sei jetzt aber erst mal Schluss mit Schulreform.
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Das sehen wir genau anders, Herr McAllister.
Nach allem, was die Landesregierung mit ihrer
Verschärfung der selektiven Schulstruktur bisher
falsch gemacht hat, ist dieses Gesetz der erste
Schritt in die Richtung einer sinnvollen Reform.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber dieser Schritt ist nur der Anfang. Jetzt muss
es erst richtig losgehen. Dieses Gesetz schafft
einen Rahmen für die notwendige innere Reform
der Schule. Jetzt muss dieser Rahmen auch aus-
gefüllt werden.

Meine Damen und Herren, mehr Freiheit von Vor-
schriften beim eigenen Schulprogramm, neue
Gestaltungsfreiräume bei mehr Verantwortung aller
Beteiligten an den Schulen in einer demokrati-
schen Struktur, dazu Verankerung von Inspektion
und von Beratung und Unterstützung im Schulge-
setz - das sind für uns wichtige Elemente für eine
zukunftsfähige Qualitätsentwicklung. Der Gesetz-
entwurf der Landesregierung entsprach diesen
Zielen zunächst erst einmal so gut wie gar nicht. Er
war ein mutloses Reförmchen.

(Hans-Werner Schwarz [FDP]: Das
stimmt!)

Deshalb haben wir einen eigenen Gesetzentwurf
vorgelegt. Nur so kann man in den Beratungen
seine eigenen Vorstellungen auf Augenhöhe ein-
bringen. Und das, meine Damen und Herren, ist
uns nach der Verbandsanhörung und den vielen
interessanten und wichtigen Stellungnahmen, die
dort abgegeben wurden, in den Beratungen in
einer Weise gelungen, die dem Gesetz eine ganz
andere Richtung gegeben und sichtbar grüne Ak-
zente gesetzt hat.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Landesregierung wollte ein Gesetz für mehr
Eigenverantwortung der Schulen, aber mehr Ge-
staltungsfreiräume kamen darin nicht vor, ebenso
wenig wie eine demokratische Schulverfassung
oder effektivere Entscheidungsstrukturen. Auch die
gesetzliche Grundlage für Inspektionen und Bera-
tung und Unterstützung der Schulen war nicht
vorgesehen. Die Schulleitungen sollten mehr
Rechte und die Gesamtkonferenzen weniger
Rechte bekommen. Ein kompetenzloser Beirat
sollte über die Geschicke der Schule mitdiskutie-
ren. Irgendwie sollte sich dadurch die Schulqualität
verbessern. Geglaubt hat das wohl niemand.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, mit diesem Ansatz ist
die Regierung bereits in der Anhörung gescheitert.
Schnell wurde dort deutlich, dass zentrale Vor-
schläge, wie wir sie in unserem Gesetzentwurf
formuliert hatten, vom Landeselternrat, vom Lan-
desschülerrat, von den kommunalen Spitzenver-
bänden, den beiden christlichen Kirchen und z. B.
vom Schulleitungsverband vertreten wurden. Re-
gierungsfraktionen und SPD begannen, ihre Vor-
stellungen zu korrigieren.

Meine Damen und Herren, was haben wir erreicht?
- Erstens. Wir wollten die Gesamtkonferenz auf
pädagogische Aufgaben konzentrieren und sie
„pädagogische Konferenz“ nennen. Die Gesamt-
konferenz behält zwar jetzt ihren Namen - aber am
Namen muss man nicht kleben - und auch ihre
Zusammensetzung, entscheidet aber in Zukunft
hauptsächlich über pädagogische Angelegenhei-
ten.

Zweitens. Wir hatten als effektives Entscheidungs-
gremium eine Schulkonferenz mit drittelparitäti-
scher Besetzung durch lehrendes Personal, Eltern-
und Schülervertreter vorgeschlagen. Jetzt wird ein
Schulvorstand geschaffen, der diesen Vorstellun-
gen in Größe und Zusammensetzung weitgehend
entspricht. Die Drittelparität war nicht durchsetzbar.
Ich meine aber, mit 25 % Elternbeteiligung, 25 %
Schülerbeteiligung und 50 % Beteiligung der Leh-
rerschaft und der pädagogischen Mitarbeiter ha-
ben wir einen Paradigmenwechsel eingeleitet, der
sich sehen lassen kann.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
CDU)

Der Vorstand beschließt über die Inanspruchnah-
me der eingeräumten Entscheidungsspielräume im
Rahmen der Eigenverantwortlichkeit, die Einrich-
tung von Ganztagsschulen und Integrationsklas-
sen, über Schulversuche, die Ausgestaltung der
Stundentafel und das Schulbudget und macht Vor-
schläge für Programm und Schulordnung.

Drittens. Unsere Forderung zielte darauf ab, die
Schulleitung zu stärken. Sie wird gestärkt und trägt
die Gesamtverantwortung für die Qualitätsent-
wicklung und Qualitätssicherung. Sie ist Vorge-
setzte aller an der Schule tätigen Personen und
trifft Maßnahmen zur Personalwirtschaft und Per-
sonalentwicklung. Sie hat im Vorstand bei Stim-
mengleichheit die entscheidende Stimme. Wir
hätten gern die Wahl der Schulleitung durch den
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Vorstand im Gesetz verankert, aber das war leider
nicht mehrheitsfähig. Die Legitimation durch alle an
Schule Beteiligten wäre uns hier sehr wichtig ge-
wesen.

Viertens. Die Landesregierung wollte weder die
Schulinspektion noch die Beratung und Unterstüt-
zung aufnehmen. Beides konnten wir in den Be-
ratungen erreichen. Das ist uns sehr wichtig; denn
zu mehr Eigenverantwortung gehört notwendiger-
weise auch die Qualitätssicherung von innen durch
die Schulen selbst und von außen durch die In-
spektion.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Darüber hinaus müssen die Schulen aber auch die
nötige Beratung und Unterstützung bekommen, die
ihnen nun im Gesetz durch die Schulbehörden
gewährleistet wird.

Es wurde schon darauf eingegangen: Einige Re-
gelungen haben wenig mit der Eigenverantwort-
lichkeit zu tun, sollen aber heute gleich mit be-
schlossen werden.

Die Regelungen zu den Ganztagsschulen sind in
der Beratung so überarbeitet worden, dass uns
eine tragbare Lösung vorliegt, die rückwirkend die
genehmigten Ganztagsschulen light in einen
rechtskonformen Zustand bringen. Man muss sie
damit nicht begrüßen, aber sie sind dann rechts-
konform, ohne dass die Standards für Ganztags-
schulen weiter abgesenkt werden. Außerdem gibt
es eine fraktionsübergreifend getragene Neurege-
lung der Finanzhilfe für Integrationsschüler an
freien Schulen. Das ist für uns auch wichtig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, einiges haben wir er-
reicht, anderes auch nicht. Wir wollten im Gesetz
die Gestaltungsfreiräume für die Schulen regeln,
weil die Möglichkeit, in eigener Verantwortlichkeit
auf diverse Erlasse und Verordnungen zu verzich-
ten, für uns ein Kernstück der Reformentwicklung
ist. Dazu waren die Mehrheitsfraktionen nicht be-
reit. Hier sind sie mutlos geblieben.

Herr Busemann, Sie nehmen heute in der HAZ den
Mund schon wieder sehr voll, wenn Sie behaupten,
dass Sie mit Ihrem Gesetz zur Eigenverantwortli-
chen Schule an der Spitze der Bundesrepublik
seien.

(David McAllister [CDU]: Natürlich
sind wir das!)

Andere Bundesländer sind an dieser Stelle, bei
den Gestaltungsfreiräumen, wesentlich weiter und
mutiger.

(Ursula Körtner [CDU]: Wer denn?)

- Schauen Sie mal in das rot-grüne Schulgesetz
von Nordrhein-Westfalen!

(Ursula Körtner [CDU]: Die sind noch
lange nicht so weit wie wir!)

Wir jedenfalls werden uns weiterhin dafür einset-
zen, dass diese Reform nicht erlahmt. Der Minister
hat verkündet, dass auf wenige unbedeutende
Erlasse verzichtet werden soll. Das reicht uns
nicht. Wir werden Ihnen eine Liste mit Erlassen
vorlegen, damit die Schulen tatsächlich größere
Freiräume bekommen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich komme langsam zum Schluss, meine Damen
und Herren. Leider wurde das Gesetz zur Eigen-
verantwortlichen Schule von den Mehrheitsfraktio-
nen unter einem enormen Zeitdruck durch die Be-
ratungen getrieben. Das hat nicht nur zu System-
brüchen geführt, sondern an mancher Stelle auch
Einigungen zwischen den Fraktionen im Bemühen
um Qualität verhindert. Wir müssen deshalb heute
in der Plenarsitzung schon Details nachbessern.
Das ist schade. Ich glaube, Sie haben eine große
Chance vertan. Das spricht nicht dafür, dass die-
ses wichtige Reformvorhaben mit der nötigen
Gründlichkeit in Ruhe beraten werden konnte. Ich
sage das hier ausdrücklich. Ich halte das für einen
ganz großen Fehler.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Da-
men und Herren, in solchen Situationen muss sich
eine Oppositionsfraktion die Frage stellen: Bleiben
wir bei der Kritik stehen und werden von der Mehr-
heit einfach überstimmt, oder versuchen wir, noch
stärker, konstruktiv und hartnäckig mitzugestalten,
weil es uns um einen ganz wichtigen Reformbau-
stein geht? - Wir haben uns für den zweiten Weg
entschieden.

(Bernd Althusmann [CDU]: Wenn Sie
das man immer machten!)

Es muss noch an vielen Stellen Verbesserungen
geben. Aber der heute zur Abstimmung gestellte
Gesetzentwurf ist eine Grundlage für mehr Eigen-
verantwortung, für mehr Qualitätsentwicklung und
für mehr Demokratie in der Schule. Dafür haben
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wir als Grüne gestritten und vieles erreicht. Des-
halb werden wir heute zustimmen.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN,
bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Schwarz das Wort.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Das war eine gute Nachricht, Frau Korter.
Ich hatte Sie im Vorhinein schon einmal gefragt.
Da wollten Sie mit der Sprache nicht herausrü-
cken. Ich habe dafür Verständnis. Das ist in Ord-
nung. Wir nehmen das jetzt umso erfreuter zur
Kenntnis.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser
Tag hat in zweifacher Hinsicht seine Bedeutung.
Einerseits stehen wir vor dem Abschluss einer
Gesetzesberatung, die auch aus unserer Sicht
ausgesprochen konstruktiv verlaufen ist und die
meiner Meinung nach sogar Beispiel gebend für
weitere Zusammenarbeit sein könnte, wenn es um
wirklich wichtige Angelegenheiten geht. Anderer-
seits stehen wir am Beginn eines Prozesses, für
den wir nichts anderes als einen wichtigen Grund-
stein gelegt haben - ein Prozess, der unsere Bil-
dungslandschaft nachhaltig verändern wird.

Ich weiß jetzt nicht, ob meine Redezeit ausreichen
wird. Aber ich muss zu Frau Eckel etwas sagen.
Sie sprechen hier dezidiert von Zeitdruck. Verehrte
Frau Eckel, ich darf daran erinnern, dass wir uns
bereits seit drei Jahren mit dem Thema Eigenver-
antwortliche Schule beschäftigen. Ich darf daran
erinnern, dass wir uns schon seit einem Jahr auf
der Grundlage eines Hearings auf dem EXPO-
Gelände mit dieser Frage beschäftigt haben und
sich die Diskussion seit langer, langer Zeit wie ein
roter Faden durch die gesamte Bildungslandschaft
zieht. Insofern kann hier niemand davon sprechen,
dass er nicht hinreichend vorbereitet ist, wenn er
sich die entsprechende Mühe gemacht hat.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Das ist auch der Unterschied zwischen uns und
Ihnen: Bei uns wird gehandelt, und bei Ihnen wer-
den die Dinge zerredet. Das ist der Unterschied.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es ist zugegebenermaßen etwas eng geworden.
Der Vorteil, dass wir den Gesetzentwurf vor den
Sommerferien verabschieden können, liegt inso-
fern klar auf der Hand: Die Schulen wissen ab
heute, womit sie es zu tun haben. Sie wissen ganz
genau, dass sie ein Jahr Vorbereitungszeit und
dann noch einmal die Möglichkeit haben, die Ei-
genverantwortliche Schule Schritt für Schritt zu
entwickeln.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

In erster Linie ist das heute aber ein guter Tag. Ich
habe an anderer Stelle darauf hingewiesen, dass
bei diesem für die Zukunft unseres Landes so
wichtigen Thema entscheidend war, dass alle ins
Boot geholt und mitgenommen worden sind. Wenn
ich die Ausgangslage bedenke, dann stelle ich
fest, dass dieser Gesetzentwurf spürbar positiv
weiterentwickelt worden ist.

Die Eigenverantwortliche Schule ist für uns Libe-
rale seit dem Wiedereinzug in den Landtag 2003
eines der wichtigsten Anliegen gewesen. Sehr
frühzeitig haben wir in Anhörungen mit ausgewie-
senen Experten bei Besuchen in Finnland, aber
auch in anderen Bundesländern und durch ent-
sprechende Fachliteratur Erfahrungen zusammen-
getragen. Die Absicht war damals schon vorgege-
ben: Die Schulen sollen in einem Wettbewerb um
die bestmögliche Vermittlung von Wissen stehen.
Das Ziel muss klar beschrieben sein. Der Weg zu
diesem Ziel soll dort formuliert werden, wo man die
Verhältnisse am besten kennt und damit auch am
besten umgehen kann, nämlich in den Schulen vor
Ort. Sie sind nämlich am besten in der Lage, mit
dem vorhandenen Umfeld ein eigenes Profil zu
entwickeln.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir sind fest davon überzeugt, dass gerade unse-
ren politischen, gesellschaftspolitischen Grund-
werten wie Eigenverantwortung, Persönlichkeits-
entwicklung, Toleranz und Gerechtigkeit mit die-
sem Bildungsangebot größere Chancen geboten
werden können, als es bisher der Fall war.

An dieser Stelle wollen wir auch nicht verschwei-
gen, dass bis zum Zeitpunkt der Didacta-Veran-
staltung hier in Hannover andere Themen das
Bildungsfeld beherrscht haben: Abschaffung der
Orientierungsstufe, Stärkung des gegliederten
Schulwesens, Stärkung der Hauptschule mit der
Absicht, die Begabungen der einzelnen Schüler
gezielter fördern zu können und auch schwächere
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Schüler ausbildungsfähiger zu machen, Einführung
von Vergleichsarbeiten, Zentralabitur usw. usw.
Das war ein gewaltiges Pensum! Und dennoch
gelingt es in dieser Legislaturperiode auch noch,
das Gesetz zur Eigenverantwortlichen Schule um-
zusetzen.

Mit dem Gesetzentwurf, der heute hier verabschie-
det wird, wird der Weg für die Schulen frei ge-
macht, sich eigenständig zu entwickeln. Wir mei-
nen, dass keine Schule einen Vergleich scheuen
muss. Wenn wir heute in Schulen hineinschauen
- das tun wir Bildungspolitiker ja eigentlich stän-
dig -, dann schüttelt man oft erstaunt den Kopf, wie
unsere PISA-Ergebnisse zustande gekommen
sind. Mein Vertrauen in die Vergleichsstudien ist
jedenfalls oft - das betrifft alle Schulformen - er-
schüttert worden.

Jede Schule hat ihre Stärken. Die Schulinspektion
war der erste Schritt, um diese Stärken zu zeigen
und für Schwächere den Weg zur Verbesserung zu
finden. Darum würde, nebenbei bemerkt, aus un-
serer Sicht eine Veröffentlichung der Ergebnisse
auch Sinn machen.

Ich gehöre zu denen, die auch mal zugeben, dass
politische Arbeit Freude machen kann. Das ist
zwar nicht immer so, aber das wäre auch zu viel
des Guten. Aber die Arbeit an dieser Schulgesetz-
novelle hat Freude gemacht, vor allem deshalb,
weil ganz offensichtlich alle Beteiligten die Bereit-
schaft hatten, konstruktiv mitzuarbeiten. Vor allen
Dingen wurde das in der Anhörung deutlich. Es
gibt doch überhaupt gar keinen Zweifel:

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Wir erreichen eine Verbesserung der Bildungsqua-
lität in Niedersachsen nur, wenn alle Beteiligten vor
Ort - also Lehrer, Schulleiter, Schulträger, Eltern
und Schüler - an einem Strang ziehen. Die Schu-
len, denen es gelingt, ihre Kräfte zu bündeln und
sich nicht von Ewiggestrigen und Nörglern aus der
Ruhe bringen zu lassen, werden die erfolgreichs-
ten sein. Die Kollegen, die den Untergang der De-
mokratie und dazu den Untergang des Abendlan-
des predigen, werden zu den Verlierern gehören.

Allerdings war für uns von Anfang an klar: Die
Schule darf nicht zu einem Markt der Beliebigkeit
werden. Bei der Festschreibung der Bildungsstan-
dards muss auch gewährleistet sein, dass die
Professionalität das entscheidende Gewicht hat.

Das demokratische Organ Gesamtkonferenz bleibt
in bisheriger Zusammensetzung erhalten. Gleiches
gilt für die Teil- und Fachkonferenzen. Diese Kon-
ferenzen behalten die pädagogische Kompetenz.
Vor allem über das Schulprogramm und die Schul-
verfassung entscheidet weiterhin die Gesamtkon-
ferenz auf Vorschlag des Schulvorstandes. Übri-
gens war das ja auch bisher gängige Praxis, dass
Vorschläge außerhalb der Gesamtkonferenz erar-
beitet wurden und dass dann auf dieser Basis Ent-
scheidungen getroffen werden mussten.

Die künftige Arbeit zwischen Schulvorstand und
Gesamtkonferenz wurde daher dieser Vorgehens-
weise angepasst. Von einer Schwächung des de-
mokratischen Entscheidungsweges kann keine
Rede sein. Wer das behauptet, will nichts anderes
als verunsichern.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Schwarz, einen Augenblick, bitte! - Meine
Damen und Herren, bisher war es bei dieser De-
batte wirklich ruhig. Jetzt ist noch ein Redner da.
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Ruhe be-
wahren könnten.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Danke schön, Herr Präsident. - Eine Forderung,
die nicht nur von den kommunalen Spitzenverbän-
den formuliert wurde, war, ein effektiv arbeitendes
Gremium für die Steuerung einer Eigenverantwort-
lichen Schule zu installieren. Nun kann man auch
darüber streiten, ob die Regelung 25 % Schüler,
25 % Eltern und 50 % Lehrer der Weisheit letzter
Schluss ist. Die ist ja aus dem Bereich der gymna-
sialen Elternschaft gekommen. Aus unserer Sicht
macht es mehr Sinn, die Schulleitung als zusätzli-
ches, also aus der Lehrerschaft herausgezogenes
Element im Schulvorstand zu etablieren. Damit
wäre der Professionalität noch ein wenig mehr der
Rücken gestärkt worden.

Kritisch wird bei uns vor allem der 25-prozentige
Anteil der Schüler im Schulvorstand gesehen,
wenn man an die Arbeit in der Praxis denkt. Aber
das alles war dann nicht konsensfähig. Wir müs-
sen gerade in diesen Fragen künftig sehr genau
die Entwicklung beobachten.

(Unruhe)
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Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Schwarz, bitte noch einen Augenblick! - Mei-
ne Damen und Herren, das ist wirklich so. - Danke
schön.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Auch die Frage der zwingend erforderlichen Betei-
ligung des Schulträgers konnte im Einvernehmen
gelöst werden. Gleichwohl haben wir uns darüber
gefreut, dass die Aufgabenverlagerung von der
Gesamtkonferenz zum Schulvorstand nun doch
noch vorgenommen worden ist. Bis zuletzt hat es
auch noch Veränderungen gegeben, die ganz in
unserem Sinne sind, wenn es z. B. darum geht,
dass über die Entsendung der Lehrer in den
Schulvorstand nicht die Gesamtkonferenz, sondern
die Lehrkräfte entscheiden.

Die FDP-Fraktion ist mit der vorliegenden Geset-
zesnovelle zufrieden; denn wir sehen weitestge-
hend unseren Landesparteitagsbeschluss vom
März in Göttingen umgesetzt. CDU und FDP ha-
ben in den vergangenen drei Jahren eine Menge
umgesetzt. Jetzt müssen wir dafür sorgen, dass
die Schulen zur Ruhe kommen, damit sie an die
Umsetzung gehen können. Das kann Schritt für
Schritt geschehen. Die Schulen müssen selbst den
Zeitpunkt finden, zu dem sie eigenverantwortlich
werden. Sie müssen dabei von uns unterstützt
werden. Wir haben den Schulen jetzt mit verschie-
denen Maßnahmen, zuletzt mit diesem Gesetz,
eine Basis gelegt, auf der sie sich entfalten kön-
nen.

Einige Bemerkungen sind mir jetzt noch wichtig:
Wir haben mit dieser Gesetzesnovelle einen wich-
tigen und bedeutenden Schritt in die richtige Rich-
tung gemacht. Wer aber meint, dass damit unsere
Probleme im Bildungsbereich, in der Bildungsland-
schaft gelöst seien, der liegt falsch.

(Beifall bei der FDP und bei den
GRÜNEN)

Gerade in diesen Wochen sprechen viele Men-
schen von positiven Veränderungen in unserem
Land. Ich sage Ihnen: Wenn wir wirklich etwas im
Bildungswesen erreichen wollen, dann gehören
auch Veränderungen im Elternhaus dazu.

(Zustimmung bei der CDU)

Kürzlich erschien im Focus unter der Überschrift
„Mehr Disziplin wagen“ ein bemerkenswerter Arti-

kel, in dem Experten und Erzieher eindringlich
mehr Einsatz, Respekt und Pflichtgefühl von Kin-
dern und von Eltern forderten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das sind übrigens Tugenden, die uns insbesonde-
re in beeindruckender Weise in Finnland aufgefal-
len sind. Der Bielefelder Soziologe Klaus Hurrel-
mann ist der Meinung, dass ein Drittel der Mütter
und Väter überfordert sei. Ein anderer hat drei
Schritte der werteorientierten Pädagogik aufge-
zeigt und von liebevoller Zuneigung, Schaffung
von Gemeinsinn und Einfordern von Anstrengung
und Disziplin gesprochen.

Beeindruckend war auch der Beitrag von Anna
Wahlgren, Skandinaviens populärste Erziehungs-
expertin. Sie sagt: Eltern repräsentieren die Ge-
sellschaft. Du musst deinem Kind zeigen, nach
welchen Regeln wir zusammen leben. Kinder er-
warten, dass du deine Rolle als Leiter und Be-
schützer überzeugend spielst. Um Anweisungen
zu geben und Grenzen festzusetzen, musst du
genau wissen, wo du selbst stehst. Bei Regelver-
stößen müssen Konsequenzen folgen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese
letzten Sätze habe ich Ihnen vorgetragen, weil ich
meine, dass wir uns mit den Rahmenbedingungen
- sprich: mit der Gesetzesnovelle von heute - noch
so viele Mühe geben können - der Schule alleine
wird es nicht gelingen, das Bildungsniveau zu
verbessern, schon gar nicht als Reparaturbetrieb.
Es gibt auch noch andere Baustellen in unserer
Gesellschaft.

Ich freue mich über eine Gesetzesnovelle, von der
wir sagen können: Sie wird erfolgreich sein, wenn
alle auch wirklich bereit sind, an einem Strang zu
ziehen. - Vielen Dank.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Landesregierung hat nun Herr Minister
Busemann das Wort.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor
dem Hintergrund der Ergebnisse von TIMSS, PISA
und anderen Studien und im Vollzug eines klaren
Wählerauftrages hat die Niedersächsische Landes-
regierung das umfassendste Reformprogramm an
unseren Schulen auf den Weg gebracht, das je in
Niedersachsen begonnen wurde.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

So haben wir seit 2003 - das klang schon an - die
Schulstruktur entscheidend verändert. Und, Frau
Eckel, ich muss mich doch nicht dafür entschuldi-
gen, dass wir heute mehr Gymnasiasten haben als
vor einigen Jahren und dass diese mit gutem Er-
folg durch das Gymnasium kommen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir haben die Schulzeit des Gymnasiums verkürzt.
Wir haben die frühkindliche Bildung sehr stark
wiederbelebt - wir sind aber noch längst nicht am
Ende aller Maßnahmen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Wir haben die individuelle Förderung von Kindern
thematisiert. Wir haben die Schulinspektion mit
großem Zuspruch eingeführt. Wir haben Bera-
tungs- und Unterstützungssysteme eingeführt. Wir
sind zusammen mit dem Wissenschaftsminister an
die Lehrerausbildung herangegangen. Es passiert
also einiges an den Schulen.

(Walter Meinhold [SPD]: Einiges!)

- Ja. Das ist auch nötig, wenn man aus dem PISA-
Tal herauskommen will, Herr Kollege Meinhold.

In diesem großen Mosaik von Reformen, meine
Damen und Herren, ist die Gestaltung der Eigen-
verantwortlichen Schule ein zentrales Element.
Unsere Schulen sollen zukünftig wesentliche Teile
des Lernens und des Schullebens in eigener Ver-
antwortung gestalten. Zugleich aber werden ihre
Leistungen und Ergebnisse regelmäßig von außen
überprüft und ihnen Ressourcen für ihre Beratung
zur Verfügung gestellt. Das ist der Kern unseres
zusammenhängenden Konzeptes der Reform, das
den Schulen helfen will, besser zu werden.

Diese Reform, meine Damen und Herren, ist in
ihrem Ausmaß - einer sagte es, glaube ich, schon -
ein historischer Vorgang.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Immerhin, seit 30 Jahren gibt es diese Thematik -
ich bin der siebte Kultusminister, der sich an der
Thematik abarbeitet. Jetzt sind wir offenbar am
Ziel. Heute Morgen war in einer Zeitung zu lesen,
dass das offenbar auch etwas Revolutionäres hat.
Nun geht mir der Begriff der „Revolution“ etwas
schwer über die Lippen. Aber dahinter steckt eine

gewisse Empfindung, dass wir offenbar etwas tun,
was nicht alltäglich ist.

Der Gesetzentwurf, meine Damen und Herren, den
die Landesregierung vorgelegt hat, wurde durch
die Anhörung und die anschließende Beratung im
Kultusausschuss deutlich verändert. Ich gebe offen
zu, dass ich persönlich eine solche Erwartung
hatte. Ich möchte auch nicht verhehlen, dass das
Konzept der Schule der Zukunft, wie es sich in den
parlamentarischen Beratungen herauskristallisiert
hat, meinen persönlichen Vorstellungen außeror-
dentlich nahe kommt.

(Zustimmung von Karl-Heinz Klare
[CDU] - Unruhe - Glocke des Präsi-
denten)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Minister, einen Augenblick, bitte! - So, jetzt
können Sie fortfahren.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Das Parlament hat die Anhörung und die dort vor-
tragenden Verbände und Personen ernst genom-
men und viele Anregungen aufgegriffen.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Die Arbeit an der Novelle dieses Schulgesetzes ist
deshalb auch ein vorbildliches Stück parlamentari-
scher Demokratie.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Man hat sich einmal richtig frei gemacht von takti-
schen Spielchen und - das darf ich auch einmal
sagen - von den Krallen mancher Lobbyisten. Man
hat sich gefragt: Was ist richtig, was ist vernünftig?
Den Parteien des Hauses, den Verbänden, die
sich bei der Anhörung eingebracht haben, und
vielen eingeladenen Experten möchte ich meinen
aufrichtigen Dank sagen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Eigenverantwortlichkeit unserer Schulen, die
jetzt im Gesetz festgeschrieben wird, ist eine
grundsätzliche Richtungsanzeige. Wir vertrauen
den Schulen, wir vertrauen den Lehrkräften, den
Eltern, den Schulträgern, den Schülerinnen und
Schülern. Wir vertrauen ihnen nicht nur, wir trauen
ihnen einfach auch mehr zu als bisher.
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Noch nie gab es in Niedersachsen - und in keinem
anderen Land der Bundesrepublik Deutschland
gibt es das zurzeit - eine so grundsätzliche und
uneingeschränkte Eigenverantwortlichkeit des
gesamten Schulwesens - gesetzlich vom Staat
garantiert. Den Bürgerinnen und Bürgern Freiräu-
me zu lassen und den Staat zurückzunehmen,
Differenzierungen vor Ort zuzulassen, den Han-
delnden selbst Verantwortung für ihr Tun und ihren
Erfolg zu übertragen: Das wird den Menschen
gerecht und sorgt für bessere Erfolge. Das weckt
neue Kräfte und schafft auch mehr Arbeitszufrie-
denheit. Das ist der eigentliche Grund, warum wir
Eigenverantwortliche Schulen brauchen.

Ich bin mir bewusst, dass die Richtungsanzeige hin
zu deutlich mehr Eigenverantwortung natürlich aus
sich heraus noch nicht garantiert, dass alle Schu-
len sofort so arbeiten und die entsprechenden
Erfolge einfahren. Ich sage an dieser Stelle erneut
und ausdrücklich: Wir legen heute die gesetzliche
Grundlage für die Eigenverantwortlichkeit der
Schulen. Aber die Schulen - und das gilt - werden
selbst das Tempo der Umsetzung bestimmen. Sie
sollen uns sagen, wann sie so weit sind zu sagen:
Die Unterrichtsorganisation machen wir ohne die
Erlasse des Ministers. Sie sollen uns sagen, wann
sie gemeinsam mit dem Schulträger budgetieren
wollen. Sie sollen uns sagen, wann sie selber mehr
Personalhoheit wahrnehmen wollen. Wenn sie so
weit sind, dann sind wir begleitend zur Stelle.

Ich will Ihnen aber auch nicht verhehlen, dass ich
den Eindruck habe - wir haben schon so viel Dy-
namik in unserem Schulwesen -, dass dieser Pro-
zess läuft. Dieser Prozess ist unumkehrbar, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Ich habe die sehr optimistische Einschätzung, dass
die Schulen das - im nächsten Jahr geht es los -
zwischen 2008 und 2013 schrittweise nach unse-
ren gemeinsamen Vorstellungen umsetzen wollen.

Wer Eigenverantwortung an den Schulen will, der
muss natürlich auch an die Entscheidungsstruktu-
ren herangehen und die Schulverfassung entspre-
chend regeln. Die Gesamtkonferenz in unseren
Schulen wird zukünftig eine pädagogische Konfe-
renz mit klaren, aber auch begrenzten Zuständig-
keiten sein. In den Gesamtkonferenzen werden die
Lehrkräfte zusammen mit Eltern und Schülern die
pädagogischen Konzepte und die Grundfragen des
Arbeitens für Unterricht und Schulleben gestalten.

Die Gesamtkonferenz wird also nicht abgeschafft,
sondern von manchem Leerlauf und auch frustrie-
render Nebenbeschäftigung befreit, welche Eltern,
Schüler und viele Lehrkräfte - seien wir doch ein-
mal ehrlich - in den letzten Jahren beklagt haben.
Darum ist übrigens manche Krokodilsträne, die
über die neue Zuständigkeit der Gesamtkonferenz
jetzt vergossen wird, auch nicht ganz ehrlich, son-
dern eher mancher - das darf ich sagen - geschei-
terten Verbandstaktik gewidmet.

Die Schulleiterin bzw. der Schulleiter werden zu-
künftig gestärkt. In unseren Schulen kann endlich
ein modernes Verständnis von Leitung und Füh-
rung von Menschen Einzug halten. Darum werden
unsere Schulleiterinnen und Schulleiter Vorge-
setzte aller an der Schule tätigen Personen. Darum
tragen sie die Verantwortung für die Qualität der
Arbeit. Darum haben sie das Recht und die Pflicht
zu angemessener Personalführung, zu umfassen-
der Information und Leitung aller Konferenzen, zur
Planung der wirtschaftlichen Tätigkeit und zur Ver-
tretung nach außen.

Meine Damen und Herren, wer solche Leitung
schon für unzumutbarer Hierarchie hält, der ver-
steht nichts von kluger und angemessener Men-
schenführung und verwechselt Demokratie mit
ergebnislosem Palaver.

(Beifall bei der CDU)

Wir führen zudem als neues Gremium einen
Schulvorstand ein. In diesem Vorstand werden
Eltern und Schülerinnen und Schüler mitwirken
und mitbestimmen können, wie wir es in Nieder-
sachsen bisher nie gekannt haben. Seit Jahr-
zehnten haben Eltern geklagt, sie hätten in unse-
ren Schulen lediglich ein unverbindliches Rede-
recht und das „Recht auf Kuchenbacken und
Schulhofgestalten“. Jetzt nehmen wir die Eltern als
Partner ernst, geben ihrer Stimme Gewicht und
binden sie umfänglich in die Mitgestaltung der
Schule ein. Dasselbe gilt für Schülerinnen und
Schüler. Wenn sie es von ihrem Alter her vermö-
gen, haben sie zukünftig ein großes Mitwirkungs-
recht im Schulvorstand. Noch nie wurde Demokra-
tie für unsere nachwachsende Generation in unse-
ren Schulen so zum Ernstfall - zum schönen
Ernstfall - wie in Niedersachsen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, mehr Rechte für Eltern
und Schülerinnen und Schüler heißt zugleich, dass
wir sie in die Mitverantwortung für das Gelingen
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schulischer Arbeit nehmen. Es hängt dann auch
von ihnen ab, ob sie hartnäckig genug sind, ob sie
Einsatz zeigen, ob sie Bereitschaft zeigen, sich für
Einzelheiten zu interessieren, ob sie dabei das
Ganze der Schule nicht aus dem Blick verlieren
und anderes mehr. Es geht ja miteinander darum,
mehr schulische Qualität zu entwickeln.

Ich las jüngst beim Philologenverband, dass ins-
besondere Lehrkräfte gewisse Ängste davor ha-
ben, dass Eltern und Schüler mehr Rechte hätten.
Ich darf an andere Bereiche unserer Gesellschaft
erinnern: Sind wir nicht in der Justiz seit eh und je
damit vertraut, dass wir Schöffinnen und Schöffen
bei unseren Gerichtsverhandlungen dabei haben?

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Kennen wir nicht aus den kommunalen Parlamen-
ten die Beiziehung von Interessenvertretern aus
der Bevölkerung, die unsere Arbeit dort berei-
chern? Das kann doch nur von Erfolg gekrönt sein.
Das können wir auch an der Schule entsprechend
miteinander erreichen.

Meine Damen und Herren, die Eigenverantwort-
lichkeit der Schule in Niedersachsen ist ein Kern-
stück der bildungspolitischen Reformen von CDU
und FDP, die diese Regierung tragen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten -
Hans-Christian Biallas [CDU] spricht
an der Regierungsbank mit Minister
Walter Hirche)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Minister, einen Augenblick, bitte! - Ich bitte
darum, die Sprechstunde an der Regierungsbank
aufzuheben.

Bitte, Herr Minister, Sie haben das Wort.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
habe an dieser Stelle mehrfach angemerkt, dass
wir uns dabei auf Vorarbeiten stützen können, die
die Vorgängerregierung unter der Überschrift
„Selbständige Schule“ geleistet hat. Der behutsam
gestaltete Entwurf einer Gesetzesnovelle, den die
Landesregierung im April - die Novelle war aber
schon Monate vorher bekannt - eingebracht hat,
verfolgte auch das Ziel, die Fraktionen des Land-
tages zur Mitwirkung einzuladen.

Einen solchen grundsätzlichen und weitgehenden
Reformfortschritt mit möglichst allen im Landtag
vertretenen Parteien zu gestalten, war für mich ein
wichtiges politisches Ziel. Ich freue mich deshalb
außerordentlich, dass auch die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen der nun vorliegenden Novelle
ihre Zustimmung geben will. Das ist ein wichtiges
Signal der Übereinstimmung in einer zentralen
bildungspolitischen und gesellschaftspolitischen
Frage.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Frau Korter, wir haben uns hier weiß Gott in so
mancher Frage gefetzt. Aber Kompliment auch an
Ihren Gesetzentwurf, der in der Ausgangsfassung
nicht weit von der Endfassung weg gewesen ist
und die Diskussion um die Schulgesetznovelle
sicherlich bereichert hat.

Meine Damen und Herren, etwas enttäuscht
- vielleicht sollte ich sagen: befremdet - bin ich jetzt
allerdings von der Einstellung der Sozialdemokra-
tie. Irgendwann hatten Sie hier doch auch einen
Gesetzentwurf eingebracht, Frau Eckel. Oder ha-
ben wir das ausgeblendet? - Es wurden doch auch
bestimmte Ziele formuliert. Sie haben doch auch
Schrittmacherdienste geleistet. Ich erinnere nur
daran, dass wir gemeinsam ProReKo beschlossen
haben. Aus ProReKo entstand diese großartige
Entwicklung, aus der heraus dieses neue Gesetz
erst möglich geworden ist. Dies kommt mir ein
bisschen so vor, als hätte man ein gemeinsames
Kind und als würden Sie es nicht anerkennen,
sobald es um die Vaterschaft geht. Das befremdet
mich irgendwie.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Ich versuche, die Sache zu ergründen. Aus der
Diskussion - auch über große Zeitungsartikel -,
aber auch aus dem, was ich aus dem Ausschuss
gehört habe, weiß ich, dass Sie für mehr Eigen-
verantwortlichkeit an den Schulen sind, dass die
Gesamtkonferenz mehr als pädagogisches Gremi-
um verstanden wird und dass es eine Schulkonfe-
renz - egal ob es Schulvorstand heißt, jedenfalls
mit einem gleichen Aufgabenstatus - sowie mehr
Elternrechte und mehr Schülerrechte geben soll.
Das Ganze endet in der Schlussphase mit einer
Neuformulierung von Regelungen für die ach so
tolle Gesamtkonferenz. Aus dieser Strategie werde
ich nicht mehr schlau. Deswegen fällt es mir auch
schwer, es entsprechend zu kommentieren. Nun
fallen Sie geradezu hieroglyphenartig schlagwort-
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artig über das Gesetz her und beklagen, was alles
falsch ist und zu schnell eingeführt wird. Ich sage
Ihnen ganz offen, dass ich es nicht sauber einge-
ordnet bekomme, mit welcher Intention Sie heute
eine Rede gehalten haben, für die ich beinahe
Mitgefühl empfinde.

(Heiterkeit und Zustimmung von Karl-
Heinz Klare [CDU])

Es mag ja sein - das ist die einzige politische Er-
klärung, die ich finden kann -, dass Ihnen die
oberste Heeresleitung gesagt hat, in anderthalb
Jahren wird es um die gemeinsame Schule gehen,
heute sollen Gemeinsamkeiten vermieden werden,
weil das nicht in den großen strategischen Kram
passt.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das ist ge-
nau der Punkt!)

Schade drum, so kann ich nur sagen. Sie kurieren
offenbar erneut an Ihrem Lieblingsthema herum,
nämlich an der Schulstruktur. Statt die Schulen von
innen her besser zu machen, wollen Sie wieder die
gemeinsame Schule. Das ist das abgelutschte
bildungspolitische Thema der 60er- und 70er-
Jahre.

(David McAllister [CDU]: Sozialisti-
sche Einheitsschule!)

So kommen wir doch nicht weiter. Dies haben wir
alle miteinander erfahren müssen.

(Beifall bei der CDU)

Auch wenn in den letzten Tagen noch Brandbriefe
gekommen sind, führt es in der Sache nicht weiter,
nur einem einzigen Lehrerverband zu Gefallen
sein zu wollen. Ich kann nur sagen: Die Sozialde-
mokraten sind bildungspolitisch wieder bei 1968
gelandet. Sie sind nicht reformfähig und singen
das Lied der Heizer auf der bereits fahrenden
Elektrolok.

(Beifall bei der CDU)

Ich muss noch einmal in unser Schulwesen hinein-
blenden und auf das zu sprechen kommen, was
sich ändern wird. Wir dürfen nicht daran vorbei
reden, dass unsere Schulleiterinnen und Schullei-
ter künftig mehr gefordert sein werden. Deshalb
haben wir eine umfassende Qualifizierung der
Schulleiterinnen und Schulleiter mit dem Ziel be-
gonnen, sie auf die neuen Aufgaben vorzuberei-
ten. Wir werden sie auch weiterhin im Hinblick auf

ihre Unterrichtsverpflichtung entlasten. Ich biete
hiermit den Verbänden ausdrücklich Verhandlun-
gen darüber an, wie die notwendigen Entlastungen
der Schulleiterinnen und Schulleiter gestaltet wer-
den können.

Auch wird es bei den Lehrkräften Veränderungen
geben: nicht unbedingt, was die quantitative Ar-
beitsbelastung anbelangt, aber es wird eine ande-
re Arbeit sein. Die Umorganisation in der Schule
verlangt von unseren Lehrkräften einen Mentali-
tätswechsel; denn die Frage von Organisation und
Gestaltung des Unterrichts und viele andere Fra-
gen werden künftig nicht vorab durch eine Vielzahl
von Erlassen im Detail entschieden werden, son-
dern werden Teil der Unterrichtsplanung sein.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Der Kultusminister wird seine Erlasse und Verord-
nungen schrittweise zurücknehmen. Man muss in
den Schulen selber machen; man will ja auch sel-
ber machen, was schließlich Sinn des ganzen
Verfahrens ist.

Lassen Sie mich an dieser Stelle auch Folgendes
deutlich sagen: Ich traue unseren Lehrkräften die-
se größere Verantwortung und diesen Mentalitäts-
wechsel zu, da sie in ganz überwiegender Zahl
eine gute Arbeit an den Schulen dieses Landes
leisten.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn ich nicht wüsste, dass ich mich auf die Leh-
rerschaft, auf die an den Schulen Tätigen - auf sie
kommt es schließlich an -, verlassen könnte, würde
ich diese Reform dem Parlament nicht anempfeh-
len.

Noch ein letztes Wort, meine Damen und Herren,
weil heute so viel von Weltmeisterschaft die Rede
war: Wie war es denn noch vor wenigen Wochen?
- Da hat ein Bundestrainer mit den Menschen, die
noch vor zwei Jahren als Schlusslicht des europäi-
schen Fußballs verlacht worden waren, einen ganz
neuen Weg begonnen. Er hat hart gearbeitet, die
Menschen motiviert, ihnen Freiraum zur eigenen
Entwicklung gelassen und nie aufgehört, ihnen
etwas zuzutrauen, manchmal sogar mehr, als sie
selbst es taten. Dabei war sicherlich auch mancher
Widerstand von außen zu überwinden. Durch die-
ses Vertrauen auf die Menschen, durch kluge Füh-
rung und durch harte Arbeit kann man hoch
gesteckte Ziel erreichen - auch in unseren Schu-
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len, meine Damen und Herren. Machen wir uns auf
den Weg!

(Starker, anhaltender Beifall bei der
CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Jüttner nach § 71 Abs. 3 unserer Geschäftsord-
nung das Wort. Ich erteile es ihm für zwei Minuten.

Wolfgang Jüttner (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Unrich-
tige Aussagen werden auch nicht dadurch wahr-
haftig, dass man sie immer wieder vorträgt, Herr
Busemann.

(Beifall bei der SPD)

Ich erinnere an Folgendes: Erstens. Sie haben auf
Vorarbeiten aufgebaut, die in unserer Regierungs-
zeit entstanden sind.

(Lachen bei der CDU - David McAl-
lister [CDU]: Dann stimmen Sie doch
zu! - Weitere Zurufe von der CDU -
Gegenrufe von der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, ein bisschen Ruhe!
Bitte schreien Sie nicht so!

Wolfgang Jüttner (SPD):

Die haben keine Argumente. Deshalb wissen sie
nicht weiter, Herr Präsident!

(Zuruf von der CDU: Sie müssen zu-
hören! - Unruhe - Glocke des Präsi-
denten)

Zweitens. Es gibt einen Gesetzentwurf der SPD-
Fraktion vom Februar dieses Jahres, der Ihnen
erst Beine gemacht hat, wie wir gemeinsam zur
Kenntnis genommen haben.

(Beifall bei der SPD - Lachen bei der
CDU)

Drittens. Wie Sie es im Detail machen, halten wir
nicht für richtig. Dies führt dazu, dass wir einem
solchen Gesetzentwurf die Zustimmung verwei-
gern.

(Beifall bei der SPD)

Im Tenor waren wir einer Meinung, dass den
Schulen mehr Eigenständigkeit zugebilligt werden
muss.

(Karl-Heinz Klare [CDU] - eine Bro-
schüre hochhaltend -: Sie haben uns
belobigt!)

Aber die Art und Weise, wie Sie es jetzt ausge-
stalten, reicht uns nicht hin. Auch ist die Form, in
der in den letzten Jahren topdown geregelt wurde,
hinreichend blamiert.

Abschließend verhehle ich nicht, dass ich über die
Wendigkeit der Grünen an dieser Stelle schon
erstaunt bin.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Sieg der
Vernunft!)

Ich verstehe nicht, wie aus dem Konzept der de-
mokratischen Schule die Zustimmung zu dem wird,
was Herr Busemann auf den Tisch gelegt hat, und
bin auch sehr erstaunt darüber, Frau Korter, dass
Sie dem Konzept „Ganztag light“ Ihren parlamenta-
rischen Segen gegeben haben.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
SPD - David McAllister [CDU]: Jüttner
allein zu Haus!)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Ebenfalls nach § 71 Abs. 3 unserer Geschäftsord-
nung erteile ich der Abgeordneten Körtner von der
CDU-Fraktion das Wort für zwei Minuten.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Ursula, gib
ihnen den Rest!)

Ursula Körtner (CDU):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Sehr geehrter Herr Kollege Jüttner, es war heute
wieder einmal nicht Ihr Tag. Ich habe den Ein-
druck, dass es auch nicht Ihr Jahr war.

(Beifall bei der CDU)

Die Grünen-Fraktion hat die Zeichen der Zeit er-
kannt. Sie aber sind, wie hier gesagt worden ist,
mal wieder allein zu Haus.

(Beifall bei der CDU)

Allerdings habe ich völliges Verständnis für Ihre
Seelenlage, da Sie sich wieder einmal in einer
bildungspolitischen Sinnkrise befinden, Herr Jütt-
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ner. Sie hätten ja gern zugestimmt, aber Sie
konnten nicht, weil dann Ihr ganzes Einheitsbrei-
modell einer theoretisch gemeinsamen Schule vom
Tisch gewesen wäre. Sie haben aber noch nicht
erkannt, dass dieser ganze Einheitsbrei ohnehin
vom Tisch ist, weil innerhalb kürzester Zeit nie-
mand mehr davon reden wird.

(Beifall bei der CDU)

Insofern sind Sie absolut allein zu Haus, Herr Jütt-
ner.

Uns geht es um die Schule der Zukunft.

(Lachen bei der SPD - Heiner Bartling
[SPD]: Mit Körtner die Schule der Zu-
kunft!)

Diese Schule wird von allen unterstützt. Alle inter-
nationalen Bildungsstudien sagen uns dies, Herr
Jüttner. Wir haben die Unterstützung.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Alle internationalen Bildungsstudien unterstützen
also diesen Weg, Herr Jüttner. Die Eigenverant-
wortliche Schule ist die Schule der Zukunft.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zurufe von der SPD)

- Verehrter Herr Jüttner, wer die Zukunft als Ge-
genwind empfindet, geht in die falsche Richtung.
Insofern wären Sie besser mit uns gemeinsam
gefahren. Sie isolieren sich schulpolitisch immer
mehr, weil Ihre gemeinsame Schule mit dem heu-
tigen Tag ganz einfach weg vom Fenster ist. Nie-
mand wird sich mehr mit rückwärts gewandten
Strukturen befassen.

Vizepräsident Ulrich Biel:
Frau Körtner, Sie müssen zum Schluss kommen.

Ursula Körtner (CDU):

Danke, Herr Präsident. - Insofern haben Sie eine
große Chance verpasst, Herr Jüttner. Es tut mir
eigentlich Leid.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat um
zusätzliche Redezeit nach § 71 Abs. 3 gebeten.

Frau Korter, ich erteile Ihnen eine zusätzliche Re-
dezeit von eineinhalb Minuten.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

- Frau Korter, Sie bekommen erst dann das Wort,
wenn das Plenum ruhig ist. - Bitte schön!

Ina Korter (GRÜNE):

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Jüttner, ich
verstehe ja, dass Sie sich jetzt ein bisschen in die
Schmollecke zurückziehen.

(Beifall bei den GRÜNEN - Wolfgang
Jüttner [SPD]: Nö!)

Ich muss Ihnen aber sagen: Herr Busemann hat es
erkannt. Das, was heute beschlossen werden soll,
entspricht in weiten Teilen dem von uns vorgeleg-
ten Gesetzentwurf zur Eigenverantwortlichen
Schule. Gucken Sie einmal genau nach! Deshalb
haben wir uns gefreut, dass unsere Vorschläge in
großen Teilen umgesetzt werden.

Die Ganztagsschulen light haben wir damit kei-
neswegs abgesegnet. Wir haben sie rechtskon-
form gemacht. Wenn Sie die Gesetzesformulierung
genau lesen, werden Sie sehen, dass es zwei
Sorten von Ganztagsschule gibt. Es gibt solche mit
einem Ganztagsangebot an mindestens vier Ta-
gen. „Mindestens an vier Tagen“ heißt: auch an
fünf Tagen. Im Nachsatz heißt es dann: Es kann
auch ein dreitägiges Ganztagsangebot genehmigt
werden. - Wollen Sie den Ganztagsschulen mit
einem dreitägigen Ganztagsangebot verbieten, so
zu unterrichten? - Diese Schulen haben das doch
genau so beantragt. Deshalb können sie jetzt doch
nicht sagen, dass sie ein viertägiges Ganztagsan-
gebot vorhalten müssten.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN
und bei der CDU)

Herr Jüttner, wer in solchen Fragen von Eltern-
rechten, von Rechten der Kollegien und der
Schulträger redet, der muss diese Rechte auch
anerkennen. Die haben damals so etwas bean-
tragt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Deshalb ist es aber noch nicht das bessere Modell.
Wir haben das auch nie gesagt.

Frau Körtner, was Sie heute aus unserer Entschei-
dung ableiten, reißt mich ein bisschen vom Hocker,
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wie ich sagen muss. Wir entscheiden heute über
eine innere Schulstruktur, über eine innere Reform
der Schule, nicht aber über eine äußere. Wir wol-
len die Reform von innen. Die Reform von außen
ist keineswegs vom Tisch. Die gemeinsame
Schule für alle, die Basisschule für Niedersachsen,
in der alle Kinder gemeinsam lernen, in der nie-
mand aussortiert wird, - - -

Vizepräsident Ulrich Biel:
Frau Korter, kommen Sie bitte zum Schluss!

Ina Korter (GRÜNE):

- - - ist damit überhaupt nicht vom Tisch. Das hät-
ten wir nicht mit Ihnen gemeinsam gemacht. Da
sind wir noch weiter auf dem Weg.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
liegen mir nicht vor.

Ich schließe die allgemeine Aussprache.

(David McAllister [CDU]: Schade! -
Bernd Althusmann [CDU]: Das ist jetzt
eine historische Stunde, Herr Präsi-
dent!)

Wir kommen zur Einzelberatung des Gesetzent-
wurfs der Landesregierung in der Drucksache
2824 .

Zu Nr. 1 der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses in Drucksache 3025 liegt zu Artikel 1 in Druck-
sache 3050 ein gemeinsamer Änderungsantrag
der Fraktionen der CDU, der SPD und der FDP
sowie der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu
§ 38 b Abs. 1 Nr. 3 vor. - Wer diesem Änderungs-
antrag zustimmen will, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. - Gibt es Gegenstimmen oder Stimment-
haltungen? - Das ist nicht der Fall.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Ände-
rungsempfehlung des Ausschusses zu Artikel 1 im
Übrigen. - Wer ihr zustimmen will, den bitte ich um
ein Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Das
ist mehrheitlich so beschlossen.

Ich rufe weiter auf:

Artikel 1/1. - Auch hierzu liegt eine Änderungs-
empfehlung des Ausschusses vor. Wer ihr zu-

stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. -
Gibt es Gegenstimmen oder Stimmenthaltungen? -
Das ist nicht der Fall.

Artikel 2 Abs. 1. - Unverändert.

Artikel 2 Abs. 2. - Auch hierzu liegt eine Ände-
rungsempfehlung des Ausschusses vor. Wer ihr
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Gibt es Gegenstimmen oder Stimmenthaltungen?
- Das ist nicht der Fall.

Artikel 2 Abs. 3. - Auch hierzu liegt eine Ände-
rungsempfehlung des Ausschusses vor. Wer ihr
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Wer stimmt dagegen? - Das ist mehrheitlich so
beschlossen.

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.

Wer dem Gesetzentwurf in der Schlussabstim-
mung zustimmen will, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt dagegen? - Das Gesetz ist
mehrheitlich beschlossen worden.

(Starker, nicht enden wollender Beifall
bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zur
Abstimmung über Nr. 2 der Beschlussempfehlung.
Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen und damit den Gesetzentwurf der SPD
in Drucksache 2600 ablehnen will, den bitte ich um
ein Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Das
Erste war die Mehrheit.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Nr. 3 der
Beschlussempfehlung. Wer der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses zustimmen und damit
den Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in Drucksache 2605 ablehnen will, den
bitte ich um ein Handzeichen. - Gibt es Gegen-
stimmen? - Das Erste war die Mehrheit.

(Unruhe)

- Meine Damen und Herren, ich habe noch nicht
zur Mittagspause aufgerufen. Wenn Sie mir jetzt
zuhören, werden Sie erfahren, wann wir die Sit-
zung fortführen werden.

Wir beginnen um 15.45 Uhr wieder: eineinhalb
Stunden Mittagspause.

Unterbrechung der Sitzung:14.16 Uhr.

Wiederbeginn der Sitzung: 15.45 Uhr.
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Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Meine Damen und Herren! Ich hoffe, Sie haben
sich in der Mittagspause gut erholt, sodass wir jetzt
mit vereinten Kräften zügig die Tagesordnung ab-
handeln können.

Ich rufe zur gemeinsamen Beratung auf

Tagesordnungspunkt 4:
Einzige (abschließende) Beratung:
Entwurf eines Gesetzes über die Steuer-
akademie Niedersachsen - Gesetzentwurf
der Landesregierung - Drs. 15/2870 - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für
Haushalt und Finanzen - Drs. 15/3026

und

Tagesordnungspunkt 5:
Einzige (abschließende) Beratung:
Keine Zerschlagung der Fachhochschule
für Rechtspfleger und Verwaltung - Ausbil-
dung von Steuerbeamten auf akademi-
schem Niveau erhalten - Antrag der Fraktion
der SPD - Drs. 15/2938 - Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Haushalt und Fi-
nanzen - Drs. 15/3027

Die Beschlussempfehlung in der Drucksache 3026
lautet auf Annahme mit Änderungen, die in der
Drucksache 3027 auf Ablehnung.

Der schriftliche Bericht über die Ausschussbera-
tungen liegt Ihnen in der Drucksache 15/3047 vor.

(Anmerkung: Der vorbereitete mündliche Bericht,
der nachstehend abgedruckt ist, wurde nicht vor-
getragen:

Der Ausschuss für Haushalt und Finanzen emp-
fiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf mit einigen Ände-
rungen anzunehmen. Dem haben die Ausschuss-
mitglieder der CDU- und der FDP-Fraktion zuge-
stimmt; die übrigen Ausschussmitglieder haben
dagegen gestimmt. Dem entsprach auch das Mei-
nungsbild in den mitberatenden Ausschüssen.

Der Gesetzentwurf zielt darauf ab, die Ausbildun-
gen für den mittleren und für den gehobenen
Dienst in der Steuerverwaltung in einer Einrichtung
zusammenzufassen und damit Kosteneinsparun-

gen im Verwaltungsbereich zu erzielen sowie den
Austausch der Dozenten zwischen den Ausbil-
dungsgängen zu erleichtern. Dies soll erreicht
werden durch die Zusammenfassung der Fakultät
Steuerverwaltung an der Fachhochschule für Ver-
waltung und Rechtspflege in Rinteln und der Lan-
desfinanzschule in Bad Eilsen zur Steuerakademie
Niedersachsen. Dabei soll der Sitz der Ausbil-
dungsstätte nicht gesetzlich geregelt werden; an
eine Verlagerung der bisherigen Ausbildungsstät-
ten ist gleichwohl nicht gedacht.

Die Ausschussmitglieder der CDU- und der FDP-
Fraktion, aber auch der Landesrechnungshof be-
fürworteten das Regelungskonzept des Gesetz-
entwurfs. Dies Konzept sei bedarfsgerecht und
preiswert, wahre aber die bundesrechtlich vorge-
gebenen fachlichen Anforderungen an die Ausbil-
dung. Die Vertreter der SPD-Fraktion und der
Fraktion der Grünen wandten ein, dass damit der
Fachhochschulstandard aufgegeben werde und
dass das Land damit seine Chancen verschlechte-
re, die besten Ausbildungsbewerber anzuspre-
chen, weil die anderen Bundesländer weiter zur
Fachhochschulausbildung neigten. Außerdem
seien länderübergreifende Alternativlösungen nicht
geprüft worden. Die Ausschussmitglieder der SPD-
Fraktion verwiesen insoweit auch auf ihren hierzu
nachträglich eingebrachten Entschließungsantrag
- Drs. 15/2938 -, der jetzt ebenfalls hier behandelt
wird.

Ich komme nun zu den fünf vom Ausschuss emp-
fohlenen Änderungen:

Zum einen schlägt der Ausschuss vor, die behörd-
lichen Zuständigkeiten im Gesetz selbst zu regeln
(§ 1 Abs. 1 Satz 2 und § 4 Abs. 2 Satz 3).

Außerdem soll in § 1 Abs. 2 die Errichtung des
Akademierats geregelt werden. Damit wird eine
Empfehlung des Ausschusses für Rechts- und
Verfassungsfragen aufgegriffen. Dort bestanden
Zweifel, ob insoweit eine Regelung durch Verwal-
tungsvorschriften den bundesrechtlichen Anforde-
rungen ausreichend Rechnung tragen würde.

Auf eine Empfehlung des mitberatenden Aus-
schusses für Wissenschaft und Kultur geht die
Ergänzung des § 4 um den Absatz 4 zurück, mit
der die Evaluierung der Ausbildungstätigkeit an der
Steuerakademie im Abstand von drei Jahren be-
stimmt wird.

Schließlich empfiehlt der Ausschuss, die Vorschrift
zur Überleitung der Fachhochschuldozenten in § 5
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Abs. 3 des Gesetzentwurfs zu streichen. Die Sätze
3 bis 7 dieser Vorschrift wiederholen ohnehin an-
dernorts getroffene Regelungen. Aber auch die
Sätze 1 und 2 können gestrichen werden, weil
nach Mitteilung der Vertreter des Finanzministeri-
ums nicht mehr zu erwarten ist, dass die betroffe-
nen Fachhochschuldozenten die für die Überlei-
tung erforderliche Zustimmungserklärung noch
abgeben werden. Über die weitere Verwendung
dieser Dozenten ist daher nach allgemeinen
dienstrechtlichen Vorschriften zu entscheiden.

Zu § 5 Abs. 5 Satz 3 schlägt der Ausschuss keine
Änderung vor. Der Gesetzgebungs- und Bera-
tungsdienst hat darauf hingewiesen, dass nach
seiner Auffassung diese Vorschrift mit § 18 Abs. 1
Satz 2 des Hochschulrahmengesetzes nicht ver-
einbar sei. Diese Bedenken haben die Vertreter
der Landesregierung jedoch nicht geteilt, und dem
haben sich sowohl der mitberatende Ausschuss für
Rechts- und Verfassungsfragen als auch der fe-
derführende Ausschuss für Haushalt und Finanzen
angeschlossen.

Damit beende ich meinen kurzen mündlichen
Überblick über die Beschlussempfehlung. Über
weitere Einzelheiten gibt der schriftliche Bericht
über die Ausschussberatungen Aufschluss, der
Ihnen bereits vorliegt.

Abschließend bitte ich im Namen des Ausschusses
für Haushalt und Finanzen um Ihre Zustimmung zu
der hier vorgestellten Beschlussempfehlung.)

Ich erteile Herrn Minister Möllring das Wort. Bitte
schön, Herr Möllring!

Hartmut Möllring, Finanzminister:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Fachhochschule für Verwaltung und
Rechtspflege, die vor einigen Jahren in Hildesheim
gegründet worden ist, hat sich in dieser Form nicht
bewährt. Deshalb wollen wir die Ausbildung wieder
trennen. Das bedeutet, dass die Ausbildung für
Steuerbeamtenanwärter wie bisher in Bad Eilsen
und Rinteln stattfinden wird. Bisher war ja nur der
Präsident der gemeinsamen Fachhochschule in
Hildesheim ansässig. Wir haben überlegt, wie eine
flexible und wirtschaftlich arbeitende Organisati-
onsform neu gestaltet werden könnte.

Durch die Einrichtung der Steuerakademie Nieder-
sachsen stärken wir die Studienorte Bad Eilsen
und Rinteln. Dieser strukturschwache Raum wird
durch Verlagerung der Aus- und Fortbildung der

Oberfinanzdirektion Hannover an die Steueraka-
demie Bad Eilsen gestärkt. Die bedarfsgerechte
Ausbildung der Anwärter des gehobenen Dienstes
wird strukturell verbessert. Von der Steuerakade-
mie Niedersachsen werden die Fachstudien nach
den bundeseinheitlichen Vorgaben des Steuerbe-
amtenausbildungsgesetzes und der Ausbildung-
und Prüfungsordnung für die Steuerbeamten ein-
schließlich des Praxisbezugs genau wie in anderen
Ländern durchgeführt. Durch die Umfirmierung
einer Fachhochschule zu einer Akademie ändert
sich an der Ausbildung also inhaltlich überhaupt
nichts.

Auch der Landesrechnungshof hat in seinen be-
ratenden Äußerungen aufgezeigt, dass es wegen
der Besonderheit der Verwaltungsausbildung in
mehr als 30 Jahren nicht gelingen konnte, das
Studium an der bestehenden verwaltungsinternen
Fachhochschule an die Standards des allgemei-
nen Fachhochschulwesens anzugleichen. Das
sieht man auch daran, dass ein normaler Fach-
hochschüler keine Ausbildungsvergütung be-
kommt, sondern studiert und hofft, hinterher eine
Stelle in einem Beruf entsprechend seiner Ausbil-
dung zu bekommen, während unsere „Fachhoch-
schüler“ das Gehalt von Anwärtern bekommen,
also auch während des Studiums bezahlt werden.
Sie müssen natürlich auch in Zukunft keine Stu-
dienbeiträge bezahlen, was normale Fachhoch-
schüler selbstverständlich tun müssen. Dies liegt
sowohl an der Organisation einer solchen Einrich-
tung als auch an den Anforderungen an das Lehr-
personal, das im Rahmen einer praxisorientierten
Ausbildung erforderlich ist.

Wegen des deutlich anderen Anforderungsprofils
einer Verwaltungsausbildung gegenüber dem einer
externen Ausbildung ist es nicht sinnvoll, hier Un-
gleiches gleich machen zu wollen. Über den Weg
der Akademie werden die Lehrkräfte des Landes
insgesamt flexibler eingesetzt, und hierdurch wer-
den Einsparungen insbesondere durch die fach-
spezifische Integration der gesamten Aus-, Fort-
und Weiterbildung in der Steuerverwaltung erzielt.
Das heißt, wir werden demnächst die Aus- und die
Weiterbildung an einer Akademie konzentrieren.
Das halte ich für sehr sinnvoll. Mit der Einrichtung
werden die Effizienz und die fachliche Qualität der
Aus- und Fortbildung in der Steuerverwaltung ge-
steigert. Insgesamt wird es eine Bündelung von
Kompetenzen geben. Es wird auch möglich sein,
die Einrichtung wirtschaftlicher zu führen.
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Für die Ausbildung des gehobenen Dienstes in der
niedersächsischen Steuerverwaltung ergeben sich
durch die Steuerakademie lediglich formelle Ände-
rungen. Die Steuerakademie ist keine Fachhoch-
schule, da sie im Niedersächsischen Hochschul-
gesetz keine Erwähnung findet und das Hoch-
schulrahmengesetz auf sie nicht anwendbar ist.
Das war bisher auch so. Die Institution hieß bisher
zwar Fachhochschule, aber sie war eben keine.
Bei ca. 50 Anwärtern pro Jahrgang scheint es mir
auch nicht sinnvoll zu sein, eine Fachhochschule
mit allem, was dazugehört, also mit Präsident,
Präsidium, Senat usw., einzurichten. Es handelt
sich hier schließlich um eine verwaltungsinterne
Ausbildung.

Meine Damen und Herren, schon die bisherige
Diplomierung der Absolventen ist vom Bestehen
der unveränderten beamtenrechtlichen Laufbahn-
prüfung abhängig. Ich möchte in diesem Zusam-
menhang ganz deutlich hervorheben, dass diese
Prüfung nicht von der Fachhochschule, sondern
von dem von der Verwaltung eingesetzten Prü-
fungsamt abgenommen wird. Das war schon bis-
her so. Es war immer eine verwaltungsinterne
Prüfung. An der für den Abschluss erforderlichen
Laufbahnprüfung ändert sich nichts. Nicht die
Verleihung eines akademischen Grades bestimmt
das Ansehen einer Ausbildungseinrichtung, son-
dern die Qualität der Ausbildung, die unverändert
bleibt. Der Abschluss an der Steuerakademie hat
das Potenzial, zum Markenzeichen einer zielge-
richteten, qualitativ hoch stehenden verwaltungs-
internen Ausbildung zu werden. Ich bin deshalb
sicher, dass das niedersächsische Modell der
Akademie zu einem bundesweiten Vorbild wird. -
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Als Nächster hat der Kollege Aller für die SPD-
Fraktion das Wort.

Heinrich Aller (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Vortrag des Ministers hat deutlich gemacht, dass
aufgrund der verengten Sichtweise aus dem Blick-
winkel des Finanzministeriums schon nicht mehr
erkannt wird, was in Niedersachsen los ist. Ich
verweise jetzt auf das Niedersachsen Magazin des
Beamtenbundes, das das Thema mit den Worten
umschreibt: „Fachhochschule - das war einmal“.

Ich komme gleich noch einmal auf das zurück, was
dort an inhaltlicher Kritik zu lesen ist. Das Polizei-
extrablatt aus diesem Monat macht deutlich, dass
im Bereich des Innenministers für die Polizei mit
ganz anderen Maßstäben und mit einer ganz an-
deren Begründung darauf hingewiesen wird, dass
sich die Ausbildungsgänge von Polizeibeamten
deutlich von denen für Steuerbeamte unterschei-
den müsse, wobei das Ziel sei, sie sogar mit dem
akademischen Grad des Bachelors auszustatten.
All dies geschieht innerhalb einer Regierung, in-
nerhalb eines Landes, innerhalb einer Beamten-
schaft, also innerhalb von niedersächsischen Be-
schäftigten. Ich halte das für kurzsichtig und falsch.
Deshalb muss der Versuch, per Gesetz eine Aka-
demie zu gründen, aufgegeben werden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir haben die Födera-
lismusdebatte hinter uns. In dieser Debatte ist
auch so etwas wie Wettbewerb ein Thema gewe-
sen. Ich verstehe nicht, warum nicht eine Lösung
erreicht wird, die von den Beschäftigten mitgetra-
gen wird. Ich verstehe auch nicht, warum eine
Landesregierung, die extra einen Staatssekretär
für Staatsmodernisierung hat, nicht über die Lan-
desgrenze hinaus schaut. Wenn man Letzteres
täte, würde ganz deutlich, dass es in der Bundes-
republik ganz unterschiedliche Varianten im Be-
reich der Ausbildung von Steuer- und Finanzbe-
amten gibt. Trotz eines Beschlusses der Finanzmi-
nisterkonferenz, doch einheitlich vorzugehen,
macht jeder, was er will. Das zeigt auch, dass der
niedersächsische Finanzminister nicht in der Lage
ist, den gemeinsam gefassten Beschluss nach
innen und nach außen durchzusetzen.

Ich halte es für falsch, hier zu behaupten, der Ab-
schluss werde sozusagen im Umfeld dessen be-
wertet, was der jeweilige Beschäftigte tut. Wenn in
Baden-Württemberg versucht wird, den Bachelor
für Steuerbeamte einzuführen - dies wird im
nächsten Jahr kommen -, dann ist das ein deutli-
ches Signal, dass ein Bundesland offensichtlich
sehr wohl begriffen hat, dass eine akademische
Abschlussregelung auch für die Qualität der Be-
schäftigten im eigenen Land wichtig ist. Wenn in
Nordrhein-Westfalen seit einiger Zeit nicht mehr im
mittleren Dienst, sondern nur noch im gehobenen
Dienst ausgebildet wird, so ist das ein Zeichen
dafür, dass es Bewegung im gesamten Ausbil-
dungsbereich gibt. Herr Minister, ich bin deshalb
sehr dafür, dass Sie von Ihrem sehr dreisten und
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sehr schnellen Versuch Abstand nehmen, eine
Regelung mit der Begründung herbeizuzaubern,
das bisherige Verfahren passe nicht in die nieder-
sächsische Hochschullandschaft.

(Beifall bei der SPD)

Wir sind fest davon überzeugt, dass bei einigem
guten Willen das, was bisher an Fachhochschule
vorhanden ist, verändert und zeitgemäßer gestaltet
werden kann, ohne dass man einen Wasserkopf in
der Verwaltung produziert und dass man gleich-
wohl hervorragende Ausbildungsergebnisse zu-
stande bringen kann.

Wenn sich die Kommunen entschieden haben, die
Ausbildung selbst in die Hand zu nehmen, dann
doch nicht, weil sie das unbedingt wollten.

(Zuruf von der CDU: Doch!)

- Herr Kollege, erst hat sich das Land so weit zu-
rückgezogen, dass es fast keine Ausbildungsplät-
ze mehr belegt. Was bleibt denen dann anderes
übrig, als zu sagen: Da machen wir es lieber
selbst, bevor der Schünemann bei uns dazwischen
herumwurstelt, wenn es um die Ausbildung der
jungen Nachwuchskräfte geht? - Das ist der eine
Teil, der ist erledigt.

Der zweite Teil, Herr Innenminister, betrifft die
Frage - Sie sind für alle Beamten zuständig, Sie
sind ja sozusagen der Beamtenminister der Regie-
rung -, ob Sie es zulassen, dass gespaltene Be-
schäftigungssituationen bei Steuerbeamten, die in
den Finanzämtern - in den jeweiligen, zuständigen
OFDs - einen hervorragenden Job machen, und
der Polizei auftreten; die Steuerbeamten werden
von der Entwicklung bei der Polizei abgetrennt.
Das sieht niemand ein, die Beamtinnen und Be-
amten sowieso nicht, weil sie sich qualitativ für
vergleichbar halten. Nehmen Sie deshalb diesen
Gesetzentwurf zurück, und nehmen Sie gemein-
sam mit uns einen weiteren Anlauf.

Ein weiterer Aspekt, den ich nicht verstehe, ist,
dass wir zu Beginn dieser Legislaturperiode gehört
haben, dass Herr Meyerding als Sonderstaatssek-
retär die Aufgabe habe, dort länderübergreifende
Strategien zu entwickeln, wo sie sinnvoll sind. Ge-
rade bei dieser Frage - bei Ausbildungskapazitä-
ten, Herr Möllring, Sie haben selbst von
50 Personen in beiden Laufbahnen gesprochen -
wäre es angebracht gewesen zu fragen: Warum
machen wir keinen Nordverbund im Ausbildungs-
bereich? Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-

Holstein und Hamburg arbeiten dabei zusammen,
und wir kriegen es nicht einmal hin, diese Nord-
staaten so zu bündeln, dass eine vernünftige Aus-
zubildungskapazität für die erkennbar notwendigen
Nachwuchskräfte vorgehalten wird. Das ist ver-
säumt worden. Ich finde, an der Stelle wäre es
sinnvoll gewesen, nicht zu sagen: Wir machen jetzt
ein niedersächsisches Modell, und die anderen
werden sich freuen, auf diesen fahrenden Zug
aufzuspringen. - Vielmehr wäre es sinnvoll gewe-
sen, mit Nachdruck darauf hinzuarbeiten, dass sich
die übrigen Finanzminister in eine gemeinsame
Diskussion eingeklinkt hätten.

Fasst man das zusammen, meine Damen und
Herren, dann muss man erstens sagen, dass die
Finanzministerkonferenz zwar etwas beschlossen
hat, sich aber offensichtlich niemand daran hält.
Diejenigen, die es sich leisten können und die klug
sind - wie Bayern -, die bauen die verwaltungsin-
terne Ausbildung sogar noch aus. Nordrhein-
Westfalen schafft offensichtlich schleichend die
mittlere Laufbahn ab, und Baden-Württemberg
führt den Bachelor ein. Niedersachsen dequalifi-
ziert die Kolleginnen und Kollegen mit einer Aka-
demie, deren Abschluss eben nicht mit dem ver-
gleichbar ist, was andere Bundesländer produzie-
ren. Damit sind Flexibilität, Mobilität und der
Gleichheitsanspruch in der Qualität unterlaufen -
da können Sie hier erzählen, was Sie wollen. Des-
halb ist dieser Versuch, über ein Akademiegesetz
neues Recht zu schaffen, falsch.

Zweitens. Sie sind nicht in der Lage, deutlich zu
machen, warum Sie eine Trennung zwischen den
Ausbildungsgängen der Polizei - und ihren Ab-
schlüssen - und denen der Steuerverwaltung or-
ganisieren. Ich lasse einmal die Bereiche Rechts-
pflege und Verwaltung außen vor. Bei den beiden
ist offenkundig, dass Sie gar nicht den Versuch
unternommen haben, die Themen „Fachhoch-
schule“ und „Abschluss Bachelor“ ernsthaft als
gemeinsames Projekt zu diskutieren und über
gemeinsames Handeln von Innenminister und
Finanzminister zusammenzuführen.

Drittens. Eigentlich finde ich es nicht gut, dass Sie
von den Fraktionen der CDU und der FDP verhin-
dert haben, dass wir dieses komplexe Thema im
Haushaltsausschuss im Rahmen einer Anhörung
sorgfältig vorbereiten konnten. Sie wollten und
wollen mit diesem Thema durchkommen. Deshalb
werde ich Sie wahrscheinlich ohne Erfolg bitten,
unserem Antrag zuzustimmen. Trotzdem ist er
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richtig, und vielleicht schaffen Sie es noch, bei
Ihrem Redebeitrag umzusteuern. - Schönen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Bevor ich jetzt dem Kollegen Dammann-Tamke
das Wort erteile, möchte ich Ihnen sagen, dass
hier ein herren- bzw. damenloses Handy aufge-
funden wurde.

(Bernd Althusmann [CDU]: Frau Bert-
holdes-Sandrock sucht eins!)

- Gut. Anscheinend gehört das der Kollegin Bert-
holdes-Sandrock. Ich gebe das einmal Herrn Pört-
ner.

Herr Dammann-Tamke, Sie haben jetzt das Wort.
Bitte schön!

Helmut Dammann-Tamke (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit
der Annahme des zur Verabschiedung vorgelegten
Gesetzentwurfs über die Einrichtung einer Steuer-
akademie Niedersachsen wird im originär zustän-
digen Geschäftsbereich des Finanzministeriums
eine Bildungsstätte eingerichtet, die für die Ausbil-
dung des gehobenen und mittleren Dienstes der
Steuerverwaltung zuständig ist. Festzuhalten ist,
dass die Ausbildung in der Vergangenheit - und so
auch in der Zukunft - nach den bundeseinheitli-
chen Vorgaben des Steuerbeamten-Ausbildungs-
gesetzes sowie der Steuerbeamtenausbildungs-
und -prüfungsordnung erfolgt. Dies ist die Basis,
Herr Aller, auf der eine Debatte zu führen ist, und
somit zunächst einmal völlig unabhängig von der
Frage, wie die Lehreinrichtung auszusehen hat.

Der Weg hin zur heutigen Gesetzesvorlage ist
durch die Feststellung vorgezeichnet, dass das
Nebeneinander der Bereiche Allgemeine Verwal-
tung, Polizei, Rechtspflege und Steuerverwaltung
nicht zu einem Miteinander geworden ist. Es ist
keine ausreichende Vernetzung erkennbar. Darauf
aufbauend sind zwei Entwicklungsprozesse zu-
sammengekommen.

Zum einen ist da der Verwaltungsreformprozess, in
dem selbstverständlich auch die Ausbildung an der
Fachhochschule für Rechtspflege und Verwaltung
auf den Prüfstand gehörte. Zum anderen ist da das
Bestreben aus dem Finanzministerium heraus, die

Ausbildung der Steuerbeamten weiterzuentwi-
ckeln. Dabei steht eindeutig im Vordergrund, ein
Konzept auf den Weg zu bringen, welches den
Schwerpunkt wesentlich auf einen ausgeprägten
Praxisbezug legt. In diesem Punkt trägt es zur
Offenheit und Klarheit bei, wenn dies völlig un-
missverständlich angesprochen wird; denn daraus
ergeben sich schon Konsequenzen in Bezug auf
die Lehreinrichtungen für unseren Nachwuchs in
der Steuerverwaltung, insbesondere im gehobe-
nen Dienst.

Der Landesrechnungshof hat sehr klar und ein-
deutig herausgearbeitet, dass die bisherige Fach-
hochschule für Verwaltung und Rechtspflege Ziel-
konflikten ausgesetzt war, die kaum lösbar sind.
Von der Abnehmerseite, insbesondere von der
Polizei und der Steuerverwaltung, wurden die zu-
nehmende Verwissenschaftlichung und Praxisfer-
ne kritisiert. Die wissenschaftliche Seite, insbeson-
dere der Wissenschaftsrat, kritisierte demgegen-
über, dass die verwaltungsinternen Fachhoch-
schulen die Standards der allgemeinen Fachhoch-
schulen zunehmend verfehlen. Gerade die Stu-
diengänge Steuer und Polizei werden die Anforde-
rungen des Bologna-Prozesses zur Schaffung
eines europäischen Hochschulraums nicht erfüllen
können.

Aus dieser Überlegung heraus ist das für uns
schlüssige und nachvollziehbare Konzept der Zu-
sammenführung der Ausbildung des mittleren und
gehobenen Dienstes sowie der Fort- und Weiter-
bildung der gesamten Steuerverwaltung in einer
Steuerakademie entstanden. An dieser Stelle
möchte ich ausdrücklich betonen, dass auch der
dbb bezüglich dieser rein fachlich begründeten
Zielvorstellungen keinerlei Bedenken geäußert hat.

Daraus ergeben sich im Wesentlichen zwei Per-
spektiven.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Herr Dammann-Tamke, halten Sie bitte einmal
inne, bis hier Ruhe eingekehrt ist. - Bitte schön,
jetzt können Sie weitersprechen.

Helmut Dammann-Tamke (CDU):

Erstens ist die Ausbildung auf der Vertrauens-
grundlage der gesicherten Übernahme der Studie-
renden anforderungsgerecht strukturell zu verbes-
sern, ohne dabei den Standards der allgemeinen
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Hochschulen hinterherzulaufen. Im Übrigen ist
durch den Koordinierungsausschuss sichergestellt,
dass die Ausbildung bundesweit Anerkennung
erfährt. Die zweite Konsequenz: In einer Akademie
können Lehrkräfte des Landes wesentlich flexibler
eingesetzt werden. Bei Bedarf sind diese jederzeit
auch wieder in der Steuerverwaltung einsetzbar.
Der Overhead, der für eine Fachhochschule durch
das Hochschulgesetz vorgegeben ist, kann we-
sentlich reduziert werden.

Dies zusammen, aber auch die Integration von
Aus-, Weiter- und Fortbildung führt zu nicht uner-
heblichen Einspareffekten. In der weiteren Per-
spektive ergeben sich darüber hinaus Kooperati-
onsmöglichkeiten mit benachbarten Bundeslän-
dern, Herr Aller. Diese Kooperationsperspektiven
sind durchaus vorhanden. Ich verweise in diesem
Zusammenhang darauf, dass bis auf Baden-
Württemberg zwischen den Bundesländern Über-
einstimmung dahin gehend besteht, dass eine
wissenschaftlich orientierte Ausbildung für die
Nachwuchsbeamten in der Steuerverwaltung für
nicht erforderlich gehalten wird. In Zukunft werden
die Finanzanwärterinnen und Finanzanwärter für
den gehobenen Dienst in Niedersachsen ihre Aus-
bildung nicht mit einem akademischen Grad been-
den, sondern nach deren Abschluss die Bezeich-
nung „Diplom-Finanzwirt (Steuerakademie)“ füh-
ren. Damit steht ihnen auch in Zukunft der Weg in
den höheren Dienst offen, natürlich bei Vorliegen
der entsprechenden Voraussetzungen.

Was die im Beratungsverfahren geltend gemach-
ten Bedenken in Bezug auf die Anerkennung in
anderen Bundesländern oder auch auf Perspekti-
ven beim Übergang in Steuerberatungsberufe
angeht, die im Übrigen von uns nicht geteilt wer-
den, so ist die eingefügte Vorschrift über eine
Evaluation das geeignete Instrument, um diese
Ängste zu nehmen und gegebenenfalls gegenzu-
steuern.

Herr Aller, ich muss Sie leider enttäuschen. Auf der
Grundlage dessen, was ich hier dargelegt habe,
werden wir Ihrem Antrag selbstverständlich nicht
folgen können. - Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Jetzt hat der Kollege Rickert von der FDP-Fraktion
das Wort.

Klaus Rickert (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Er-
lauben Sie mir, dass ich einige Bemerkungen zur
Position der FDP mache. Sehen Sie mir nach,
wenn ich das eine oder andere wiederhole.

Es ist beabsichtigt, die Ausbildung von Steuerbe-
amten zu straffen und in den Dienst des Fachmi-
nisteriums zu stellen. Das ist im Grunde genom-
men nichts anderes, als wenn der Sparkassenver-
band eine sparkassenspezifische Ausbildung or-
ganisiert. Das Gleiche machen Großkonzerne wie
Siemens oder Philips. Von daher besteht kein Un-
terschied. Es kann auch nicht Aufgabe des Dienst-
herrn sein, eine Ausbildung ausschließlich für den
Markt zu bieten.

Die Vergleichbarkeit auf Bundesebene ist durch
die Vorschriften des Steuerbeamten-Ausbildungs-
gesetzes und der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für die Steuerbeamten geregelt. Danach
werden die Beamten im gesamten Bundesgebiet
ausgebildet. Damit ist eine bundeseinheitliche
Ausbildung gewährleistet. Somit ist auch der
Wechsel in andere Bundesländer möglich.

Schon jetzt müssen sich die Bewerber der Ver-
waltungsfachhochschule um einen Einstieg in eine
Beamtenlaufbahn bemühen und sich dabei einem
Auswahlverfahren unterziehen. Sie werden nach
einem landesweiten Eignungstest in das Beamten-
verhältnis auf Widerruf übernommen. Es handelt
sich hier also nicht um das Einschreibverfahren,
wie es bei Fachhochschulen üblich ist. Vielmehr
besteht von vornherein Klarheit darüber, dass der
Bewerber am Ende der Ausbildung Landesbe-
diensteter ist. Nebenbei bemerkt: Studiengebühren
fallen hier natürlich auch nicht an. Es ist also nichts
von dem viel beschworenen Reputationsverlust
feststellbar. Die Gefahr, die von den Grünen gerne
an die Wand gemalt wird, dass diese Ausbildung
eine Schmalspurausbildung sein werde und somit
die Absolventen den Wirtschaftsprüfern und Steu-
erberatern großer Unternehmen und Konzerne
unterlegen seien, sehe ich nicht. Denn der Weg bis
zum Leiter einer Großbetriebsprüfung wird durch
jahrelange Ausbildung begleitet. Diese Leute ste-
hen dann auch ihren Mann. Das habe ich in eige-
ner Anschauung erleben dürfen.

Mit dieser Veränderung - man sollte nicht von Zer-
schlagung reden - ist, so habe ich gehört, immer-
hin eine Kosteneinsparung von 1,1 Millionen Euro
pro Jahr verbunden.
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(Heinrich Aller [SPD]: Das kann doch
noch gar keiner rechnen!)

Bei der Finanzsituation des Landes ist das nicht zu
vernachlässigen. Der Landesrechnungshof be-
grüßt die Akademielösung als die schlankeste
Lösung aller möglichen.

Natürlich erwarten wir eine Übergangsregelung,
bei der die Interessen der jetzigen Studierenden
und Ausbilder beachtet werden. Selbstverständlich
sollte man Überlegungen im Hinblick auf eine ein-
heitliche Ausbildung im gesamten Landesdienst
anstellen; das habe ich auch im Ausschuss ge-
sagt. Dazu ist vielleicht eine Harmonisierung auf
Länderebene erforderlich. Mit Interesse, so hört
man, verfolgen andere Bundesländer den nieder-
sächsischen Weg.

(Heinrich Aller [SPD]: Welche?)

Wir in Niedersachsen geben das Tempo vor. Wir
wollen nicht auf andere warten, um dann mögli-
cherweise auf dem kleinsten gemeinsamen Nen-
ner zu landen. Das wollen wir nicht, weil es unbe-
friedigend ist.

Wir betrachten die Neuorganisation der Ausbildung
in der niedersächsischen Steuerverwaltung als
Pilotprojekt für eine effektive und kostengünstige
Ausbildung von Mitarbeitern für den Landesdienst
und sehen einer erfolgreichen Umsetzung mit Inte-
resse entgegen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Kollege Wenzel von den Grünen, Sie haben das
Wort.

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Mit dem Beschluss zur Aus- und Fortbil-
dung im öffentlichen Dienst hat die Landesregie-
rung die Auflösung der Fachhochschule für Ver-
waltung und Rechtspflege festgelegt, ohne ein
schlüssiges Gesamtkonzept für die Ausbildung
vorlegen zu können. Der vorliegende Gesetzent-
wurf enthält eine ganze Reihe von rechtlichen Ha-
ken und Ösen. Beispielsweise ist nach Ansicht des
Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes nicht si-
chergestellt, dass die Ausbildung im gesamten
Bundesgebiet anerkannt wird.

Immerhin sind wir mit diesem Gesetz aber schon
weiter als im Königreich Hannover. Herr McAllister,
die Ausbildung muss nämlich in Braunschweig und
Oldenburg anerkannt werden. Das war vor 1866
nicht der Fall.

(Beifall bei den GRÜNEN - David
McAllister [CDU]: Was habe ich damit
zu tun?)

- Es ist doch Ihr Gesetzentwurf, oder?

(David McAllister [CDU]: Ja, aber wa-
rum beschimpfen Sie mich?)

Es soll doch ein fortschrittlicher Gesetzentwurf
sein, dachte ich.

Gegen das Ziel, die Ausbildung des mittleren und
des gehobenen Dienstes sowie die Fortbildung im
Bereich der Steuerverwaltung enger zu verzahnen,
ist im Prinzip nichts einzuwenden. Aber der vorlie-
gende Gesetzentwurf stößt auf erhebliche Kritik.
Insbesondere die Tatsache, dass die Ausbildung
nicht mehr mit einem akademischen Grad ab-
schließt, sondern lediglich mit einem Diplom als
Berufsbezeichnung, halte ich für problematisch.

Ich will Ihren Gesetzentwurf darüber hinaus an drei
Kriterien messen.

Erstens. Bietet dieser Entwurf Rechtssicherheit für
Studentinnen und Studenten, die ihr Studium be-
reits begonnen haben? - Nein, das ist nicht der
Fall. Sie werden wahrscheinlich in der Luft hängen.
Es ist zweifelhaft, ob die alte Berufsbezeichnung
künftig akzeptiert wird.

Zweitens. Wird das neue Modell dazu führen, dass
mehr qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber für
diese Ausbildung gewonnen werden können? -
Nein, auch das ist nicht der Fall. Herr Althusmann,
die neue Akademie macht den gehobenen Dienst
in der Finanzverwaltung nicht attraktiver. In unse-
ren Finanzämtern brauchen wir aber exzellent
ausgebildete Frauen und Männer, die bei Be-
triebsprüfungen oder bei der Steuerfahndung mit
Steuerabteilungen großer Konzerne und Firmen
konfrontiert werden, welche zudem von guten An-
wälten beraten werden. Hier können wir uns über-
haupt keinen Reputationsverlust bei der Ausbil-
dung leisten.

(Zustimmung von Professor Dr. Albert
Lennartz [GRÜNE])
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Wir brauchen künftig sogar deutlich bessere Aus-
bildungen. Die Steuerbeamten müssen mit Kolle-
gen in ganz Europa kommunizieren können. Sie
müssen illegale internationale Karussellgeschäfte
bei der Umsatzsteuer verhindern und steuerges-
taltende Maßnahmen erkennen und bewerten. Im
letzten Jahr haben Betriebsprüfungen bundesweit
zu Steuermehreinnahmen von 14 Milliarden Euro
geführt. Das zeigt, über welche finanzielle Dimen-
sion wir hier reden.

Drittens. Ist dieses Modell auch langfristig eine
sinnvolle Maßnahme zur Ausbildung im öffentli-
chen Dienst, und ist künftig eine engere Koopera-
tion mit anderen Bundesländern möglich? - Auch
das ist nicht der Fall. Hier in Niedersachsen wird
eine neue Ausbildungskleinstaaterei geschaffen.
Nicht nur in Niedersachsen wird es dann völlig
verschiedene Modelle für die Ausbildung für den
gehobenen Dienst bei Steuerbeamten, Polizisten
und Rechtspflegern geben. Auch länderübergrei-
fend ist die Flexibilität mindestens eingeschränkt,
wenn nicht unmöglich.

Meine Damen und Herren, wir haben im Rahmen
der Ausschussberatung dieses Gesetzes gefor-
dert, eine Expertenanhörung durchzuführen, ins-
besondere um zu klären, wie diese Fragen in an-
deren Bundesländern gesehen werden. Leider
haben Sie diesen Vorschlag zurückgewiesen.
Stattdessen wollen Sie möglichst schnell Fakten
schaffen, um Ergebnisse in der Phase 2 Ihrer Ver-
waltungsreform präsentieren zu können.

(Reinhold Coenen [CDU]: Die sind
doch da!)

Meine Damen und Herren, das ist nicht angemes-
sen. Diese Neuordnung der Ausbildung im öffentli-
chen Dienst wird den Herausforderungen, vor de-
nen wir stehen und zu denen der demografische
Wandel zählt, nicht gerecht. Deshalb machen wir
bei Ihrem Gesetzentwurf nicht mit. Er geht eindeu-
tig in die falsche Richtung. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Herr Minister Schünemann, Sie haben noch einmal
um das Wort gebeten. Bitte schön!

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Der Kollege Aller hat hier dargestellt,
dass wir die kommunalen Spitzenverbände und die
Kommunen quasi gezwungen haben, in der Zu-
kunft eine kommunale Fachhochschule zu grün-
den. Ich möchte in diesem Zusammenhang einen
Brief zitieren:

„Sehr geehrter Herr Minister Schüne-
mann!

Der Presse und den Berichten einiger
meiner Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter ist zu entnehmen, dass die
Landesregierung im Zusammenhang
mit der Verwaltungsreform des Lan-
des auf dem Gebiet der Ausbildung
plant, den bestehenden Dualismus
zwischen Fachhochschule einerseits
und Studieninstituten andererseits
aufzulösen. Geplant, so wird mir be-
richtet, sei die Gründung einer kom-
munalen Fachhochschule, die die
bislang getrennten Ausbildungsgänge
unterschiedlicher Ausbildungsträger
zusammenführt. Die Landeshaupt-
stadt begrüßt eine derartige Entwick-
lung außerordentlich. Rat und Ver-
waltung haben bereits im Jahr 2001
aus Anlass der Beendigung der Be-
leihung der Studieninstitute eine
gleichartige Initiative ergriffen, um ei-
ne zeitgemäße und praxisnahe Aus-
bildung sicherzustellen. Ich kann Ih-
nen zusagen, dass die Landeshaupt-
stadt sich, wenn gewünscht, engagiert
in die Umsetzung eines derartigen
Konzeptes einbringen wird.

Mit freundlichen Grüßen

Ihr Herbert Schmalstieg.“

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von der CDU: Hört, hört!)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Wir sind damit am Ende der allgemeinen Ausspra-
che und kommen zur Einzelberatung.

(Zuruf von der SPD)
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- Herr Bartling, ich bitte, dass auch Sie der Sitzung
folgen.

(Heinrich Aller [SPD]: Wo bilden Sie
denn künftig aus? - Gegenruf von Mi-
nister Uwe Schünemann)

- Herr Aller, ich habe Ihnen nicht das Wort erteilt.
Bitte lassen Sie uns in der Beratung fortfahren.

Wir sind bei der Einzelberatung. Ich rufe auf:

§ 1. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung des
Ausschusses vor. Wer möchte ihr folgen? - Wer ist
dagegen? - Das Erste war die Mehrheit.

§ 2. - Unverändert.

§ 3. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung des
Ausschusses vor. Wer möchte ihr folgen? - Wer ist
dagegen? - Das Erste war die Mehrheit.

§ 4. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung des
Ausschusses vor. Wer ist dafür? - Wer ist dage-
gen? - Das Erste war die Mehrheit.

§ 5. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung des
Ausschusses vor. Wer ist dafür? - Wer ist dage-
gen? - Das Erste war die Mehrheit.

§ 6. - Unverändert.

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.

Wer dem Gesetzentwurf in der Schlussabstim-
mung zustimmen möchte, den bitte ich, sich zu
erheben. - Wer möchte den Gesetzentwurf ableh-
nen? - Das Erste war die Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ta-
gesordnungspunkt 5. Wer der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses zustimmen will, den bitte ich
um sein Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Das
Erste war die Mehrheit.

Wir kommen nun zum

Tagesordnungspunkt 6:
Erste Beratung:
Dokumentation der individuellen Lernent-
wicklung: nur mit Einführung von Unter-
stützungsangeboten! - Antrag der Fraktion
der SPD - Drs. 15/3009

Ich erteile Herrn Poppe von der SPD-Fraktion das
Wort. Bitte schön, Herr Poppe!

Claus Peter Poppe (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! „CDU: Schulen brauchen jetzt Ruhe.“ -
Das war letzte Woche in der HAZ zu lesen. Heute
schreibt sie sogar etwas von „Ruhe-Mantra“. In der
NP hieß es:

„CDU will bei Schulreformen Pausen
einlegen.“

Sie, Herr McAllister, hatten sich eindeutig so ge-
äußert, wohl auch, um Ihren Kultusminister ein
bisschen zu bremsen.

(David McAllister [CDU]: Nein!)

Aber Vorsicht! Vor uns liegt schon der nächste
Streich, der den Schulen ins Haus steht, nämlich
die verpflichtende Dokumentation der individuellen
Lernentwicklung, verpflichtend ab 1. August 2006.

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]:
So etwas ist doch selbstverständlich!)

So sehr kann man die CDU-Fraktion beim Wort
nehmen.

In der gleichen Weise, wie sich die Probleme im
Gesetzgebungsverfahren gezeigt haben, wieder-
holen sie sich bei der Dokumentation der individu-
ellen Lernentwicklung. In gleicher Weise gibt es bei
den Fraktionen keine Differenzen im Ziel, in glei-
cher Weise gibt es aber ganz erhebliche Zweifel an
der Art der Durchführung.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Welche?)

Wie gesagt, im Anliegen sind wir uns einig. Indivi-
dualisierung der Förderung - das wird in unserem
Bildungskonzept „individueller Förderplan“ genannt
und taucht bei Ihnen in ähnlicher Weise auf. Wie
immer aber steckt der Teufel im Detail. Ich nenne
einige solcher Details: Wie sind die Schulen auf die
Aufgabe vorbereitet? Wie sind die Rahmenbedin-
gungen? Wie werden die Schulen unterstützt?
Welche Fördermöglichkeiten haben sie?

Erster Punkt: Wie sind die Schulen vorbereitet? -
40 Schulen waren Pilotschulen und haben sich
redlich bemüht. Sie haben Handreichungen erhal-
ten, die erkennbar vorläufiger Natur waren. Das
war zu Beginn eines solchen Prozesses verständ-
lich, reicht aber für die flächendeckende Umset-
zung nicht aus.

Fortbildung hat es für Schulleitungen gegeben, für
Lehrerinnen und Lehrer nur ganz vereinzelt. In den
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entsprechenden Workshops, etwa des Schullei-
tungsverbandes Niedersachsen, lese ich in den
Ergebniszusammenfassungen:

„Die Frage der Finanzierung blieb un-
geklärt.“

Oder:

„Hoher Zeitbedarf, wenig Förderstun-
den, Material ist oft nicht vorhanden.“

So bereiten Sie Ihre Schulen vor.

(Zustimmung von Silva Seeler [SPD])

So kommt es dann, dass an einigen Schulen bis-
her nur eilig gebastelte Zeitpläne kursieren, an
anderen die Übersetzung von Beobachtungen in
Kürzeln von „++“ für „sehr stark“ bis „!!“ für „fort-
dauernder Unterstützungsbedarf“ per Computer-
software vorbereitet wird, um Zeit zu sparen.

Zweiter Punkt: Wie sind die Rahmenbedingungen?
- Ich stelle mir sehr konkret im nächsten Schuljahr
die Klasse 5 eines Gymnasiums mit 32 und mehr
Schülerinnen und Schülern vor. Eine Dokumenta-
tion der individuellen Lernentwicklung ist ein er-
heblicher zusätzlicher Aufwand; darüber müssen
wir wohl nicht diskutieren.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das sind vier
Schüler mehr als vorher!)

Der Aufwand wäre aber gerechtfertigt, wenn die
Unterrichtsqualität und die Lernergebnisse da-
durch spürbar gesteigert würden. Ist das in einer
Klasse von 32 Schülerinnen und Schülern mög-
lich? Ist das ohne die Chance, Kleingruppen zu
bilden, möglich? Ist das ohne die schon erwähnte
Vorbereitung der Kollegien auf die neue Aufgabe
möglich? - Natürlich nicht! Für ein solches Vorha-
ben müssen andere Rahmenbedingungen und
bessere Chancen für die Einrichtung von Förder-
kursen her.

Dritter Punkt: Was mache ich mit den gesammel-
ten Erkenntnissen? - Ich erkenne z. B., dass gra-
vierende Schwächen in mehreren Fächern vorlie-
gen, und kann eventuell präziser sagen, wo sie
liegen. - Das ist zweifellos ein Vorteil.

Aber wie sehen die Konsequenzen aus? - Wenn
die gesammelten Daten zu nichts anderem führen
als zu der schon jetzt bekannten Beratung mit dem
Tenor „Geh doch an eine andere Schule!“, dann

ändert sich außer der Gesprächsführung über-
haupt nichts.

Wenn die Konsequenz darin besteht, dass Gym-
nasien Schülerinnen und Schülern mit Schwächen
bezahlte Nachhilfestunden durch Ältere empfeh-
len, dann ist das zwar vielleicht eine Hilfe, aber
nach meiner Kenntnis nicht im Sinne des Erlasses.
Aber wer weiß schon genau, was im Sinne dieses
Erlasses ist; denn über die Art der Förderung ist
am wenigsten darin zu finden.

Es ist wieder so wie bei der Fitnesslandkarte, wie
bei der Selbständigkeit und wie bei Schulpro-
grammen: Was nützt mir alles Messen, was nützt
mir alles Planen, wenn ich in der alltäglichen Wirk-
lichkeit immer an die gleichen Grenzen stoße und
keine Unterstützung erhalte?

(Zustimmung bei der SPD)

Es geht übrigens auch anders: Die Hamburger
Bildungssenatorin Alexandra Dinges-Dierig will in
einem Schulversuch die Möglichkeit individueller
Förderung erproben, und zwar anstelle des Sit-
zenbleibens. Anstelle der Klassenwiederholung
sind die Schülerinnen und Schüler zur Teilnahme
an schulischem Förderunterricht verpflichtet. Dafür
werden die Ressourcen genutzt, die sonst für die
Wiederholung verwendet werden. Übrigens: Die
Bildungssenatorin ist eine CDU-Politikerin.

Das gleiche Problem, wie schon erwähnt, gibt es
im Übrigen auch dann, wenn ich Stärken erkenne
und die Stärken des Schülers oder der Schülerin
mit differenzierten Anregungen fördern will. Auch
dazu brauche ich selbstverständlich Ressourcen.
Aber Zeit steht den Schulen auch dann nicht zur
Verfügung.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Die habt ihr
doch zur Verfügung gestellt!)

Die berühmten Poolstunden, Herr Klare, sind
längst mehrfach verbraucht; da bleibt nicht einmal
mehr eine Pfütze. Das Ziel der individuellen Förde-
rung wird zur Fata Morgana. So sieht die Schulpo-
litik der CDU-Fraktion aus!

(Beifall bei der SPD - Minister Bern-
hard Busemann: Muss man eigentlich
alles erkaufen?)

Sie dürfen sich nicht wundern, wenn bei einem
solchen Vorgehen der Unmut in den Schulen wei-
ter wächst. Es geht nicht um die Frage, Herr Mi-
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nister, ob Reformen zu schnell oder zu langsam
angegangen werden.

(Minister Bernhard Busemann: Das ist
keine Reform! Das ist eine Selbstver-
ständlichkeit!)

Wir kennen ja allmählich Ihre Art, argumentativ
auszuweichen. Es geht nur um die Frage, ob das
Vorhaben gut oder schlecht angegangen und or-
ganisiert worden ist. Die Antwort ist einfach: Die
organisatorische Vorbereitung ist ein einziges hilf-
loses Gewurschtel. Sie machen einen guten und
richtigen Ansatz kaputt

(Minister Bernhard Busemann: Ich
gehe davon aus, dass die Lehrer das
schon können, wenn sie die Uni ver-
lassen!)

und machen den Schulen möglicherweise auch
noch Vorwürfe, wenn es nicht klappt.

(Beifall bei der SPD)

Unser Antrag, meine Damen und Herren, zeigt
einen einfachen Ausweg auf: Evaluieren Sie zuerst
sorgfältig die Ergebnisse der Pilotschulen. Sorgen
Sie bei aller Selbständigkeit vor Ort für eine im
Grundsatz vergleichbare Handhabung. Organisie-
ren Sie das, was alle Experten, auch im Rahmen
der Anhörung zur selbständigen Schule, immer
und immer wieder gefordert haben, nämlich ein
durchdachtes Unterstützungssystem für die Vorbe-
reitung der Betroffenen und für die Förderung, die
sich notwendigerweise an die Dokumentation der
Lernentwicklung anschließen muss. Gehen Sie
diesen Weg mit uns! - Danke schön.

(Beifall bei der SPD - Karl-Heinz Klare
[CDU]: Herr Poppe, Sie haben ein
völlig falsches Verständnis von Lern-
entwicklung!)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Nächste Rednerin ist Frau Korter, Bündnis 90/Die
Grünen.

Ina Korter (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zum
Glück scheint es in diesem Hause nicht mehr strit-
tig zu sein, dass wir eine bessere individuelle För-
derung der Schülerinnen und Schüler brauchen.
Die ist aber nur möglich, wenn zunächst einmal der
Lernstand für jede Schülerin und jeden Schüler

erfasst und jeweils ein Förderplan entwickelt wird.
Das ist natürlich erst einmal neu und kostet ein
ganzes Stück Einarbeitung, Fortbildung und Zeit-
aufwand; das ist unbestritten. Es ist wenig motivie-
rend, wenn Lehrkräfte viel Zeit in diese Aufgabe
investieren sollen, ohne zu wissen, wie danach die
Unterstützung durch wen erfolgen soll.

Meine Damen und Herren, Sie kennen das alle
von Besuchen beim Arzt: Die Diagnose ist nur der
erste Schritt. Entscheidend ist dann aber die Fra-
ge: Was folgt daraus? Wie können festgestellte
Defizite und Probleme behoben werden? Wie kön-
nen Stärken ausgebaut werden? Und vor allem:
Wer soll das wann tun?

Genauso wie der Hausarzt nicht alle Probleme
allein löst, sondern Unterstützung für den Hei-
lungsprozess durch seine Verordnungen und
manchmal durch die Hinzuziehung spezialisierter
Fachkräfte braucht, sind auch Lehrerinnen und
Lehrer auf Zeitressourcen zur Förderung und auf
Unterstützung durch andere Fachdisziplinen an-
gewiesen. Von mehr Stunden für individuelle För-
derung ist aber seit Jahren keine Rede. Im Ge-
genteil: Mit Erlass von 2004 wurde zusammenge-
strichen, wo es nur ging. Unterstützung und Bera-
tung für die Schulen ist lange ebenso wenig in
Sicht gewesen. Ich hoffe, das ändert sich dem-
nächst. Herr Busemann, Sie haben zwar bereits im
Dezember 2004 vollmundig ein neues Unterstüt-
zungs- und Beratungskonzept angekündigt. Es
liegt aber bisher immer noch nicht vor, und wir
haben Juli 2006.

Sie schreiben schlanke Erlasse, haben die externe
Beratung jetzt endlich auch im Schulgesetz festge-
schrieben. Aber alles bleibt heiße Luft, wenn ein
fachliches Konzept noch vollständig fehlt.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

Anstatt die jetzt so dringend nötige Unterstützung
der Lehrerinnen und Lehrer, der Eltern und Schü-
ler auszubauen, machen Sie das Gegenteil. Sie
streichen z. B. die schulpsychologische Beratung
rapide zusammen, obwohl sie gerade jetzt so be-
nötigt wird.

Herr Busemann, dass Ihnen die erheblich be-
lasteten Lehrerinnen und Lehrer angesichts Ihrer
zum Teil großen, völlig unnötigen Erlassflut sehr
skeptisch gegenüberstehen, kann ich gut nachvoll-
ziehen; denn Sie stoßen mit Ihrem Aktionismus in
den Schulen auch deshalb auf Widerstand und
Frustration, weil Sie Unterstützung von außen zwar
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ständig versprochen haben, aber bis jetzt immer
das Gegenteil getan haben, nämlich abgebaut und
abgebaut haben. Deshalb war es sehr bezeich-
nend, dass Ihr Fraktionsvorsitzender, Herr McAl-
lister, in der letzten Woche einen Stopp der Refor-
men verkündet hat. Offenbar hat auch Ihre eigene
Partei längst die Nase voll von der Hoppla-hopp-
Politik. Die Konsequenz kann aber jetzt nicht sein,
nichts mehr zu tun, sondern muss sein, endlich
das Richtige zu tun.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, in
der Analyse haben Sie mit Ihrem Antrag Recht. Für
uns kann das aber nicht bedeuten, etwas grund-
sätzlich Richtiges und für die individuelle Förde-
rung dringend Nötiges auf die lange Bank zu
schieben. Ich wundere mich deshalb über die Ziel-
richtung Ihres Antrags. Anstatt vom Minister zügig
ein vernünftiges Unterstützungs- und Beratungs-
konzept und Ressourcen für die individuelle Förde-
rung zu verlangen, anstatt zu beantragen, dass
überall im Land ausreichend Fachkräfte für Unter-
stützung und Beratung wirksam eingesetzt werden,
stoßen Sie mit Herrn McAllister in das gleiche Horn
und sagen: Schluss mit Reformen, stopp erst ein-
mal! - Das kann nicht die richtige Antwort sein,
wenn es um die Förderung jedes einzelnen Schü-
lers und jeder einzelnen Schülerin geht.

Herr Busemann, Sie werden hier wahrscheinlich
gleich erzählen, dass Sie gerne mehr Förderzeit,
mehr Schulpsychologen, mehr Sozialpädagogen
und externe Fachkräfte einstellen würden, dass
Ihnen aber leider das Geld fehlt. Das ist nicht rich-
tig. Damit möchte ich auf den Kollegen Poppe
zurückkommen. Sie setzen das Geld nur falsch
ein. Allein das Sitzenbleiben kostet das Land jähr-
lich 80 Millionen Euro. Schaffen Sie das Sit-
zenbleiben endlich ab, und investieren Sie diese
Mittel in Förderkonzepte für einzelne Schülerinnen
und Schüler! Da wäre es richtig angelegt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Minister, unsere Unterstützung für die Doku-
mentation der individuellen Lernentwicklung und
für die nötigen Konsequenzen daraus haben Sie.
Aber bringen Sie sie voran, und zwar richtig und
nicht nur auf dem Papier, im Gesetz und in Erlas-
sen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Pfeiffer, CDU-
Fraktion.

Daniela Pfeiffer (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Zunächst einmal möchte ich - wie schon
so oft - von dieser Stelle aus den Lehrerinnen und
Lehrern meinen allerherzlichsten Dank ausspre-
chen. Sie alle leisten gute und qualifizierte Arbeit.
Es ist kein hilfloses Gewurschtel, Herr Poppe.

(Beifall bei der CDU - Claus Peter
Poppe [SPD]: Das machen Sie!)

Sie werden den Anforderungen von uns allen
durchaus gerecht; sie stellen sich diesen Anforde-
rungen.

Der Antrag der SPD stellt genau das infrage.

(Ursula Körtner [CDU]: Genau!)

In Ihrem Antrag weisen Sie darauf hin, dass nach
Ihrer Meinung erst die Erfahrungen der Pilotschu-
len ausgewertet werden müssten; erst dann sei die
Dokumentation der individuellen Lernentwicklung
verbindlich in allen Schulen einzuführen. Wir sehen
das ein bisschen anders. Wenn Sie einmal § 54
des Niedersächsischen Schulgesetzes lesen, dann
finden Sie schon dort - auch ohne den Erlass -
eine Verpflichtung des Schulwesens, die Unter-
schiede von Schülerinnen und Schülern in den
Bildungschancen durch eine besondere Förderung
der benachteiligten Schülerinnen und Schüler aus-
zugleichen.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU] - Silva Seeler [SPD]: Warum
machen Sie dann Pilotschulen?)

Aber auch die hoch begabten Schülerinnen und
Schüler sollen besonders gefördert werden.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Dies bedeutet darüber hinaus schlicht, dass es
bereits jetzt Aufgabe jedes Lehrers und jeder Leh-
rerin in Niedersachsen und, ich vermute, in unse-
rem föderalen Land auch anderswo in Deutsch-
land, ist, unterschiedlichste Lernfortschritte aufzu-
nehmen und besonders zu beachten, Talente be-
sonders zu fördern.

(Beifall bei der CDU)
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Das bedeutet, dass jede Lehrkraft die Lernaus-
gangslage festhalten muss. Sie muss die zu er-
strebenden Ziele erheben und die Maßnahmen
festlegen, mit denen diese Ziele erreicht werden
sollen. Diese Beschreibung und Einschätzung des
Fördererfolgs ist durch die Lehrkräfte sowie durch
die Schüler zu dokumentieren.

(Beifall bei der CDU)

Was ich Ihnen hier vorgetragen habe, habe ich bei
meinem Sohn schon vor Jahren in dessen Grund-
schulzeit erlebt. Hier hat es genau solche Doku-
mentationen bereits vor dem Jahr 2000 ohne die
Vorgabe des entsprechenden Erlasses gegeben.
Ich gehe nicht davon aus, dass diese Berichte, die
auch damals mit uns Eltern und mit den Schülern
diskutiert wurden, nach Abschluss der jeweiligen
Gespräche in den Papierkorb geworfen wurden.
Nur, es muss erst einmal jemand kommen, der es
wirklich kann. Damals war es nämlich in das Belie-
ben der Schulen gestellt, so zu verfahren oder
auch nicht.

(Claus Peter Poppe [SPD]: Das
Schulgesetz gilt für alle!)

Die Lehrerinnen und Lehrer machen also längst
das, was wir jetzt verbindlich festschreiben und
was jetzt in einen Erlass gegossen wird.

(Beifall bei der CDU)

Die Grundlage dafür gibt es schon lange im Nie-
dersächsischen Schulgesetz. Die Vorgabe per
Erlass klärt jetzt, dass differenzierte Angaben im
Arbeits- und Sozialverhalten als fächerübergrei-
fende Bereiche sowie in den Kernkompetenzen
Lesen, Rechtschreibung und Mathematik zu täti-
gen sind. Die Lehrkräfte fügen jetzt endlich ihre
individuellen Beobachtungen zusammen. Es wird
also noch besser, ja transparenter für alle Betei-
ligten. Die Schüler tragen automatisch mit dazu bei
und bekommen damit mehr Eigenverantwortung
übertragen. Ihr Selbstwertgefühl wird damit ge-
stärkt.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Jetzt müssen sie - ebenso wie die Eltern - mit den
Lehrkräften in einen Dialog treten, um selbst mit in
die Verantwortung für ihre Entwicklung genommen
zu werden. Wir haben auf diesen Dialog schon bei
Einführung des Niedersächsischen Schulgesetzes
2003 sehr viel Wert gelegt. Es ist also durch die

Dokumentation, durch die nun der gesamte Ent-
wicklungsstand eines jeden Schülers und einer
jeden Schülerin - zunächst nur von Klasse eins bis
Klasse fünf - festgehalten wird, ein ganzheitliches
Zusammenführen aller Lernbereiche möglich. Die-
se Gesamtbetrachtung ist jetzt schon Usus.

(Beifall bei der CDU)

Auch jetzt schon vergleichen Lehrkräfte ihre Beo-
bachtungen von Lernverhalten und Leistungen,
beziehen die Schüler in ihre Planungen ein, ziehen
Rückschlüsse und beschließen Maßnahmen, die
für die individuelle Lernentwicklung förderlich sind.
Jetzt aber werden alle Schüler, und zwar auch
diejenigen, bei denen es bisher schwierig war, sie
zu erreichen, durch den neuen Erlass mit ins Boot
genommen, um ein realistisches Bild ihrer Lern-
möglichkeiten zu entwickeln und Mitverantwortung
für ihren Bildungs- und Ausbildungsweg zu über-
nehmen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dieser Schritt hin zur Chancengleichheit war längst
überfällig. Da werden auch Sie, meine Damen und
Herren von der Opposition, mir zustimmen.

Neu bei der ganzen Sache ist, dass die Eltern über
die Zeugnisse hinaus Rückmeldungen über das
Lernen und den Lernstand ihrer Kinder erhalten,
dass sie über die Entwicklung unterrichtet werden
und eine Leistungsbewertung bekommen, die dif-
ferenzierter als bisher üblich alle Lernbereiche
betrifft.

Es wird keine landeseinheitliche Form der Doku-
mentation geben. Damit können Schulen, die be-
reits gut entwickelte Verfahren für ihre spezifischen
Bedingungen eingeführt haben, diese auch beibe-
halten.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir geben lediglich vor, dass innerhalb einer
Schule eine einheitliche Form zur Dokumentation
eingesetzt wird. Dies erwächst nämlich aus der
von uns allen gewünschten Eigenverantwortlichkeit
der Schulen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie sehen also, meine Damen und Herren: Wir
benötigen keine genormten Unterstützungssyste-
me. Fortbildungsangebote wird es im kommenden
Schuljahr ohnehin in allen Regionen Niedersach-
sens geben.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es besteht mithin kein Grund, warum sich Schulen,
die sich noch nicht ganz sattelfest fühlen, nicht
noch Rat bei den Pilotschulen holen sollten.

(Ursula Körtner [CDU]: Genau das ist
ja auch vorgesehen!)

- Das ist vorgesehen. - Die Schulen tun, wie wir
erörtert haben, nichts, was sie bisher nicht auch
getan haben, nur tun sie es jetzt unter Umständen
anders, nämlich sogar unterstützt durch einen
Grundsatzerlass. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Nächster Redner ist der Kollege Hans-Werner
Schwarz, FDP-Fraktion.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr Poppe, wir sind über Ihren Antrag
in der Tat sehr verwundert. Erst alles und immer
noch mehr fordern und dann, wenn die Sache ins
Rollen kommt, kräftig auf die Bremse treten. Wäre
Ihre Bildungspolitik ein Fahrrad, dann wären Sie
mit diesem Antrag gerade über den Lenker geflo-
gen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wo ist denn eigentlich das Problem? Hatten Sie Ihr
Dagegen-Soll bisher noch nicht erfüllt, oder warum
machen Sie das jetzt wieder so zum Reibungs-
punkt in der Diskussion? Schon 2003 haben Sie in
Ihrem Antrag zur Qualität der Grundschule gefor-
dert, die Landesregierung solle „die individuelle
Förderung jedes Kindes sicherstellen.“ Dazu solle
sie „die Vernetzung von Kindertagesstätten und
Grundschulen verstärken.“ Das war, wie gesagt,
2003. Nun hat Ihre Partei gerade im Juni ein
Pamphlet „Zukunft durch Bildung“ veröffentlicht.

(Werner Buß [SPD]: Ein Pamphlet?)

- Eine Dokumentation. Oder wie hätten Sie es
gern? Ich schließe mich Ihnen an.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Dokumenta-
tion! - Astrid Vockert [CDU]: Ein in-
haltloses Papier!)

Sie haben eine Dokumentation veröffentlicht, in
der eine Menge steht, aus unserer Sicht hin und
wieder auch Unsinn. Seltsamerweise ist sie aber
genau in dem Bereich, um den es hier jetzt geht,
durchaus mit den von unserer Regierung schon
ergriffenen Maßnahmen vergleichbar. Wir sind uns
einig, aber Sie werfen sich, wie so oft, hinter den
Zug bzw. hinter Ihr eigenes Abteil. Auf Seite 10
Ihres Beschlusses verlangen Sie für Kitas: „Die
Entwicklung der Kinder wird dokumentiert. So ga-
rantieren wir eine effektive individuelle Förderung
der Kinder.“ Eine Seite weiter verlangen Sie kon-
kret ein „Berichtsheft“ und noch eine Seite später
einen „bruchlosen und individuellen Übergang vom
Kindergarten in die Grundschule“. Auf Seite 18 ist
die Rede von einem „Lernbegleitheft“; das dürfte
dasselbe sein.

Dann allerdings verlangen Sie die Abschaffung der
Zensuren. In dem Antrag hingegen fordern Sie
eine Vereinheitlichung.

(Claus Peter Poppe [SPD]: Wo steht
das?)

Darüber müssten wir vielleicht auch noch etwas
eingehender beraten.

Wogegen spricht sich denn eigentlich Ihr Antrag
aus?

(Ursula Körtner [CDU]: Das weiß kei-
ner! Das wissen sie selber nicht!)

Die Landesregierung hat die Lerndokumentation
als Modellprojekt aufgelegt, und das war ein Erfolg.
Das Ministerium hat Handreichungen zur Verfü-
gung gestellt, und die Pilotschulen haben ihre indi-
viduellen Ansätze veröffentlicht. Auf dieser Basis
kann das Projekt nun für alle Schulen ausgeweitet
und kontinuierlich weiterentwickelt werden. Was
spricht eigentlich dagegen?

(Ursula Körtner [CDU]: Das wissen sie
selber nicht!)

Ich kann mit dem Antrag nichts anfangen. Wir sind
uns doch einig, dass die Dokumentation der indivi-
duellen Lernentwicklung eine gute Sache ist. Frau
Kollegin Pfeiffer hat hier dezidiert dargelegt, was
bisher gemacht worden ist und wie es weitergehen
soll. Deswegen will ich das jetzt gar nicht weiter
ausführen.

Die offene Gestaltung der Dokumentation ent-
spricht doch voll und ganz der Eigenverantwortung
der Schulen. Auf Basis der Handreichungen und
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der Beispiele können sie einen individuellen Weg
finden. Unsere Lehrer haben die Entwicklung ihrer
Schüler doch auch schon vorher dokumentiert. Wie
sonst kann man denn eigentlich Zeugnisse schrei-
ben?

(Ursula Körtner [CDU]: Das war schon
zu SPD-Zeiten so!)

Die Systematisierung hilft allen; da sind wir uns
einig. Also lassen wir uns gemeinsam weiter daran
arbeiten. Für konstruktive Vorschläge, sehr ge-
ehrter Herr Poppe, haben wir immer ein offenes
Ohr.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Herr Minister Busemann, Sie haben jetzt das Wort.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Heute
ist ja wirklich der Tag der bildungspolitischen De-
batten. Aber, mit Verlaub, manchmal braucht man
auch als Kultusminister eine gewisse Nervenstär-
ke, um bestimmte Argumentationsketten nachzu-
vollziehen.

(Walter Meinhold [SPD]: Die brauchen
wir aber auch, Herr Minister!)

- Das weiß ich, Herr Kollege Meinhold. Das verbin-
det uns beide ja auch.

Wenn wir über die Eigenverantwortliche Schule
diskutieren, findet man alles richtig, aber wenn es
zum Schwur kommt, ist plötzlich alles falsch.

Dasselbe gilt für die Dokumentation der individu-
ellen Lernentwicklung. Auch dort gibt es einen
Grundkonsens. Aber wenn es dann irgendwann
einmal konkret wird, heißt es gleich wieder: Das ist
zu kompliziert, das verstehen wir nicht, Unterstüt-
zung muss her, Ressourcen müssen her.

Können wir das Thema nicht einfach einmal eine
Hausnummer tiefer hängen? Können wir es nicht
einmal aus der parlamentarischen Debatte her-
ausholen und es im Schulalltag umsetzen? Im Ziel
sind wir uns doch einig. Spätestens seit PISA wis-
sen wir doch, wo die Fehler liegen, und diese
Fehler wollen wir doch alle miteinander korrigieren.

Wir alle wollen, dass Schülerinnen und Schüler
entsprechend ihren Fähigkeiten und Fertigkeiten

optimal gefordert und gefördert werden. Das Ziel
der begabungsgerechten individuellen Förderung
ist schon seit längerem im Schulgesetz verankert.
In den Grundsatzerlassen und eben auch durch
die Verpflichtung zur Dokumentation der individu-
ellen Lernentwicklung wird es nur noch konkreti-
siert. Jetzt sind wir an dem Punkt angelangt, wo es
um die Umsetzung geht. Ich bitte darum, das
Thema nicht so hoch zu ziehen.

Der Begriff der individuellen Förderung ist schon
seit längerem Standard in der Lehrerausbildung.

(Ursula Körtner [CDU]: So ist es!)

Die vielen guten Lehrerinnen und Lehrer, die wir
bekommen, wissen, was damit gemeint ist und
was damit zu geschehen hat.

Jetzt geht es um die Umsetzung an den Schulen.
Manche Schulen dokumentieren schon seit Jahr
und Tag und manchen - das befremdet mich
manchmal sogar - muss man immer wieder erklä-
ren, wie es gehen soll und was wir uns dabei den-
ken.

Meines Erachtens kann man in diesem Kontext
nicht von einem übereilten Vorgehen sprechen. Im
Schuljahr 2004/2005 haben wir die Verpflichtung
zur Dokumentation ausgesetzt, um den Schulen
Zeit zu geben, sich auf die neue Aufgabe vorzube-
reiten. Sie erinnern sich sicherlich noch an das
Lamento: Was haben die da nur schon wieder für
eine Idee gehabt? Was sollen wir denn noch alles
gleichzeitig machen? - Daraufhin haben wir ge-
sagt: Wir setzen es ein Jahr aus, dann kann man
sich entsprechend vorbereiten.

Auf einer Fachtagung mit Eltern- und Lehrerver-
bänden und mit Schülervertretungen im März 2005
gab es breite Übereinstimmung über die Notwen-
digkeit der individuellen Unterstützung. Es folgte
eine weitere Aussetzung der Verpflichtung zur
Dokumentation um ein Jahr, um in einer Pilotphase
mit insgesamt 47 Schulen aller Schulformen zu
erproben, wie die Dokumentation gelingen kann.
Rund 100 weitere Schulen kamen freiwillig dazu
und haben die Pilotphase begleitet. Selbstver-
ständlich haben wir die Erfahrungen, Hinweise und
Anregungen der Pilotschulen systematisch ausge-
wertet. Es gab einen ständigen Informationsaus-
tausch, regionale Tagungen, Unterstützung durch
Multiplikatoren und eine strukturierte Abfrage. Im
Ergebnis haben die beteiligten Schulen bedarfsge-
rechte und vor allem auch arbeitsökonomische



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  94. Plenarsitzung am 11. Juli 2006

11031

Dokumentationsformen entwickelt. Wir verfügen
jetzt über erprobte Beispiele für alle Schulformen.

Meine Damen und Herren, bei der Umsetzung in
den Schulen geben wir den Schulen bewusst ei-
nen großen Gestaltungsfreiraum; denn wir sind auf
dem Weg in die Eigenverantwortliche Schule. Ich
will auch gar nicht alles vorschreiben. Aber ich
sage Ihnen auch: Erst wird kritisiert, dass wir Er-
lasse herausgeben, aber wenn irgendwo wieder
etwas abzufragen ist, heißt es: Wo bleiben die
Richtlinien, wo bleiben die Erlasse? - Insofern
müssen Sie schon einmal insgesamt klären, wie
Sie mit uns umgehen wollen.

(Beifall bei der CDU)

In der Eigenverantwortlichen Schule wollen wir den
Gestaltungsspielraum auch in diesem Bereich in
den Schulen haben. Ich sage auch in diesem Zu-
sammenhang wieder: Mir kommt niemand durch
die Wache, der nichts macht. Darum geht es! Wie
man es dann macht, ist an den Schulen höchst
eigenverantwortlich zu klären.

In dem Kontext müssen bestimmte Vorgaben um-
gesetzt werden, damit die Dokumentation ihren
Zweck auch erfüllt; denn sie begleitet die Schüle-
rinnen und Schüler während ihrer gesamten
Schulzeit. Wenn sie oder er die Schule wechselt,
soll die neue Schule wichtige Informationen erhal-
ten, um den individuellen Unterstützungsbedarf zu
erfassen und ihm gerecht zu werden.

Im Gegensatz zu Ihnen, meine Damen und Herren
von der Sozialdemokratie, ist für uns die Ver-
gleichbarkeit ein unverzichtbares Element bei der
Dokumentation der individuellen Lernentwicklung.
Jede Schule muss sich auf ein einheitliches Kon-
zept verständigen. Verpflichtend müssen in allen
Schulen differenzierte Angaben zum Arbeits- und
Sozialverhalten gemacht werden. Die Bereiche
Lesen, Rechtschreibung und Mathematik werden
in allen Schulen erfasst. Weiterhin sind in der
Grundschule die Wahrnehmungsfähigkeit und die
Ausprägung der Motorik in den Blick zu nehmen.
Bei den weiterführenden Schulen ist es der Lern-
entwicklungsstand in der ersten Fremdsprache.

Meine Damen und Herren, wir beginnen mit der
verpflichtenden Dokumentation bewusst im ersten
und im fünften Schuljahrgang, damit unsere Lehr-
kräfte nicht überfordert werden und Erfahrungen
für die Fortschreibung nutzen können. Wir begin-
nen also mit dem ersten und dem fünften Schul-

jahrgang, und die Dokumentation wird dann ent-
sprechend Jahr für Jahr aufgestockt.

Dieses Verfahren ist mit den Lehrerverbänden und
anderen, also der Schulszene insgesamt, so ab-
gestimmt worden. Die Schulen machen das auch
nicht aus dem hohlen Bauch heraus. Sie erhalten
Handreichungen, es  gibt Beispielsammlungen im
Internet und begleitende Fortbildungsangebote im
kommenden Schuljahr. In vielen Regionen gibt es
bereits Netzwerke zwischen den Schulen, die sich
austauschen und beraten. Weil nach dem Material
gefragt wird, weise ich darauf hin, dass die Hand-
reichungen zur individuellen Lernentwicklung und
ihre Dokumentation im Entwurf ebenso fertig ge-
stellt sind wie Materialien aus der Schulpraxis zu
den Handreichungen für diesen gesamten Sektor.
Ich meine, dass die Schulen das notwendige Rüst-
zeug an die Hand bekommen, um die Dokumenta-
tion in einzelnen Schritten - eins plus fünf und
dann aufstockend - umzusetzen.

Abschließend, meine Damen und Herren: Individu-
elle Lernentwicklung bewegt sich im Feld von For-
dern und Fördern. Das geschieht nicht irgendwie
am Rand, sondern das ist Kernaufgabe von Schu-
le.

Wir haben hier auch so manche Diskussion rund
um die Gesamtschule gehabt. Wissen Sie, was ich
an den Gesamtschulen ganz interessant finde? -
Dass sie um dieses Kriterium nicht herumjaulen.
Die machen es und werben sogar damit. Also, es
geht doch! Insofern muss ich dem Schulwesen im
Übrigen sagen: Schaut euch da an, wie so etwas
funktioniert; dann muss ich auch nicht mit allzu
vielen Erlassen und Handreichungen arbeiten.
Das, was man leisten kann und als notwendig
erkannt hat, muss man entsprechend umsetzen
und darf nicht die übliche Funktionärsdebatte dar-
über führen, wie viele Stunden, wie viele Stellen,
wie viel Geld, wie viel Freizeit und wie viel Entlas-
tung usw. dafür benötigt wird.

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Meinhold?

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Nein, ich gestatte keine Zwischenfragen, Frau
Präsidentin. Ich bin auch gleich fertig.

 (Ursula Helmhold [GRÜNE]: Das ist
aber schade, Herr Minister!)
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- Heute haben wir lange genug über Schule gere-
det. Sie wissen sowieso, dass ich debattierfreudig
bin.

(Zuruf von Werner Buß [SPD])

- Ist das jetzt die schweigende oder die applaudie-
rende Zustimmung dafür, nicht so lange zu reden,
Herr Buß? - Auch da sind wir einmal einig. Trotz-
dem ist das ein sehr wichtiges Thema. Denken Sie
an Ihre Enkel!

Uns geht es darum, Transparenz und Nachhaltig-
keit für die Lernentwicklung sicherzustellen. Ich
finde, dass man nicht immer so gewaltig debattie-
ren, sondern es mit den Schulen einfach einmal
machen, also nicht künstlich zu einem Problem
aufbauschen sollte. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Wir sind damit am Ende der Beratung angelangt
und kommen zur Ausschussüberweisung.

Wer diesen Antrag an den Kultusausschuss über-
weisen möchte, den bitte ich um sein Handzei-
chen. - Ist jemand anderer Meinung? - Enthält sich
jemand der Stimme? - Dann ist einstimmig so ent-
schieden worden.

Ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 7:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
dienstrechtlicher Vorschriften - Gesetzent-
wurf der Landesregierung - Drs. 15/2999

Dazu ist Ihnen heute Morgen schon gesagt wor-
den, dass die Landesregierung darum bittet, die-
sen Gesetzentwurf direkt an die Ausschüsse zu
überweisen. Federführend soll der Ausschuss für
Inneres und Sport sein, mitberatend der Aus-
schuss für Rechts- und Verfassungsfragen. Wer
möchte so verfahren? - Wer ist dagegen? - Das ist
einstimmig so entschieden.

Wir kommen zu

Tagesordnungspunkt 8:
Erste Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Kommunalabgabenge-
setzes, des Niedersächsischen Verwal-
tungskostengesetzes und anderer Gesetze
- Gesetzentwurf der Landesregierung -
Drs. 15/3000

Das Wort hat Herr Minister Schünemann. Bitte
schön!

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Der von der Landesregierung vorge-
legte Gesetzentwurf sieht Änderungen der kom-
munalen Abgabenvorschriften, der Verwaltungs-
kostenvorschriften sowie eine Änderung der Land-
kreisordnung und des Regionsgesetzes vor. Dieser
Gesetzentwurf verfolgt im Wesentlichen das Ziel,
die kommunale Abgabenerhebung rechtlich abzu-
sichern und im Vollzug zu vereinfachen.

(Zustimmung von David McAllister
[CDU])

Andere Regelungen dienen der Verwaltungsver-
einfachung und der Kosteneinsparung beim Abga-
benvollzug. Im Ergebnis werden die kommunalen
Gestaltungs- und Handlungsspielräume erweitert
und verbessert. Das ist ein weiterer Schritt zur
Stärkung unserer Kommunen in Niedersachsen.

Meine Damen und Herren, die vorgeschlagenen
Änderungen entsprechen auch den Wünschen der
Kommunen. Vor allem mit der Erweiterung des
Gestaltungsspielraums der Kommunen bei der
Abgabenerhebung wird den Anliegen der Kommu-
nen Rechnung getragen.

An dieser Stelle möchte ich nicht sämtliche Ände-
rungsvorschläge des Gesetzentwurfes vorstellen,
sondern beschränke mich auf wenige Punkte.

Besonders hervorheben möchte ich, dass es den
Städten und Gemeinden, in denen die staatliche
Anerkennung als Kur-, Erholungs- oder Küstenba-
deort auf Ortsteile begrenzt ist, zukünftig gesetzlich
ermöglicht werden soll, die Fremdenverkehrsbei-
träge auch in ihren nicht anerkannten Gebietsteilen
zu erheben. Somit können diese Kommunen die
Fremdenverkehrskosten zwischen den Fremden-
verkehrsbetrieben zukünftig gerechter verteilen.
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Denn nicht nur die Betriebe im anerkannten Gebiet
werden durch die Fremdenverkehrseinrichtungen
bevorteilt, sondern auch Wirtschaftsbetriebe au-
ßerhalb des anerkannten Gebiets. Insgesamt wird
die Erweiterung des Beitragserhebungsgebietes zu
einer gerechteren Belastung der vom Fremdenver-
kehr profitierenden Wirtschaftsunternehmen füh-
ren.

Eine vergleichbare Regelung wird auch für die
Erhebung der Kurbeiträge vorgeschlagen. Nach
dem geltenden Recht können Städte und Gemein-
den, in denen nur Ortsteile als Kur-, Erholungs-
oder Küstenbadeort staatlich anerkannt sind, auch
nur in diesen Ortsteilen Kurbeiträge erheben. Zu-
künftig soll es diesen Kommunen überlassen blei-
ben, ob sie die Kurbeitragspflicht auf weitere Ge-
meindegebietsteile oder auf das gesamte Gemein-
degebiet ausdehnen wollen. Die Begrenzung der
Kurbeitragserhebung auf diejenigen Personen, die
im staatlich anerkannten Teil der Gemeinde zu
Heil-, Kur- oder Erholungszwecken Unterkunft
nehmen, wird häufig als ungerecht empfunden.
Denn oft suchen sich Personen günstige Unter-
künfte in den nicht anerkannten Ortsteilen der
Stadt oder der Gemeinde, nutzen aber gleichwohl
die Kur- und Erholungseinrichtungen und besu-
chen die im Rahmen des Kurprogramms gebote-
nen Veranstaltungen. Mit der vorgeschlagenen
Regelungsänderung wird den betroffenen Städten
und Gemeinden die Grundlage für die Heranzie-
hung dieses Personenkreises zu Kurbeiträgen
geboten.

Im gemeindlichen Ermessen soll es künftig auch
liegen, den Kreis der Mitwirkungspflichtigen am
Kurbeitragsverfahren auszuweiten. Aus Gründen
einer Kosten sparenden, vollständigen und damit
gerechten Beitragserhebung soll es den Städten
und Gemeinden aufgrund einer Satzungsänderung
ermöglicht werden, weitere Personen und Unter-
nehmen in das Kurbeitragsverfahren einzubezie-
hen, die in rechtlichen oder wirtschaftlichen Bezie-
hungen zu den Kurbeitragspflichtigen stehen.

Schließlich werden mit dem Gesetzentwurf die
Rechte der Abgabepflichtigen bei grundstücksbe-
zogenen Gebühren und Beiträgen verbessert.
Hierzu wird im Interesse von mehr Bürgernähe,
Kundenorientierung und zur Erhöhung der Kos-
tentransparenz vorgeschlagen, einen Rechtsan-
spruch auf Einsichtnahme in die Gebühren- und
Beitragsermittlungsgrundlagen gesetzlich zu ver-
ankern. Mit diesem Änderungsvorschlag wird

zugleich einem Anliegen der Mieter- und Grundei-
gentümerverbände entsprochen.

Meine Damen und Herren, insgesamt soll mit dem
Gesetzentwurf der finanzielle Selbstgestaltungs-
spielraum der Kommunen verbessert werden. Ein-
nahmeverbesserungen können bei den Kommu-
nen eintreten, wenn sie von den abgaberechtlichen
Ermächtigungen Gebrauch machen. Soweit mit
dem Entwurf darauf abgezielt wird, das Abgaben-
aufkommen zu sichern und durch gebotene Klar-
stellungen den Verwaltungsvollzug zu vereinfa-
chen, sind auch in der Vollzugspraxis Kostenein-
sparungen möglich.

Gleichzeitig werden mit dem Gesetzentwurf auch
Änderungen des Niedersächsischen Verwaltungs-
kostengesetzes vorgeschlagen. Als wesentliche
Änderung möchte ich hier auf die Neufassung des
§ 18 hinweisen. Die Regelung soll sich zukünftig
an das bereits modernisierte und durch die Recht-
sprechung geprüfte Kurbeitragsrecht im Kommu-
nalabgabengesetz orientieren. Es soll also eine
Gleichstellung des Staatsbades mit den kommu-
nalen Bädern erreicht werden.

Schließlich wird mit dem Gesetzentwurf vorge-
schlagen, die Rechtspflicht zur Erhebung von
Straßenausbaubeiträgen, wie sie für Gemeinden
mit dem Gesetz vom 15. November 2005 wieder
eingeführt wurde, nicht auf Kreisstraßen auszu-
dehnen. Die Entscheidung über die Erhebung von
Straßenausbaubeiträgen für Kreisstraßen soll auch
weiterhin im Ermessen der Landkreise und der
Region Hannover liegen.

Da alle diese Punkte auch von den kommunalen
Spitzenverbänden ausdrücklich begrüßt werden,
gehe ich davon aus, dass der Gesetzentwurf
schnell beraten und in Kraft treten kann. Ich würde
mich auf jeden Fall darüber freuen und bedanke
mich dafür.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt
Herr Professor Dr. Lennartz das Wort.

Professor Dr. Hans-Albert Lennartz (GRÜ-
NE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
will es kurz machen. Ich will nicht im Einzelnen auf
die Details eingehen. Das werden wir in den Be-
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ratungen in den Ausschüssen noch tun und dann
in der abschließenden Beratung hier formulieren
können.

Ich möchte zunächst an das Stichwort „Deregulie-
rungsoffensive“ der Landesregierung anknüpfen.
Sie haben sich kürzlich im Kabinett wieder mit
diesem Thema befasst. Eine Kabinettsvorlage
wurde zur Kenntnis genommen, in der die Ziele
einer Deregulierungsoffensive bis zur Wahl 2008
bzw. bis zum Ende dieser Wahlperiode beschrie-
ben sind. Zugleich ist in der Kabinettsvorlage aus-
geführt, dass es durchaus Probleme im Bereich
der Deregulierung - also des Abbaus, der Reduzie-
rung von Rechtsvorschriften - gebe.

Wenn ich mir dieses Gesetz anschaue und gleich-
zeitig zurückschaue, so stelle ich fest: Wir haben
im Landtag seit Anfang 2004, wenn ich sehr re-
striktiv zusammenzähle, acht Gesetze beschlos-
sen, die sich mit der NGO, mit der Haushaltswirt-
schaft der Gemeinden und mit vergleichbaren An-
gelegenheiten der Kommunen beschäftigen. So
viel zum Stichwort Deregulierung!

Herr Innenminister Schünemann, Sie sollten für
Ihren Bereich dieses Stichwort wirklich ernst neh-
men und überlegen, ob solche „Lumpensammler-
gesetze“ wie dieses notwendig sind. Im Ministeri-
um sagt offensichtlich das zuständige Referat:
„Ach, Mensch, wir könnten auch mal wieder eine
Anpassung im Kommunalabgabengesetz machen.
Im Verwaltungskostengesetz gibt es da auch seit
einem halben Jahr eine Beschwerde; da sollten wir
jetzt mal tätig werden.“ Muss das unbedingt sein?
Das widerspricht ganz klar der Ansage, die Sie als
Landesregierung vertreten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zur Sache: Warum legen Sie, Herr Minister, bzw.
legt die Landesregierung nicht mal ein Gesetz vor,
mit dem Sie eine allgemeine Ermächtigung zur
Erhebung von Abgaben und Gebühren durch die
Kommunen schaffen? Das würde bedeuten, dass
die bisherige Feinsteuerung der Kommunen, die
faktisch dazu führt, dass die Kommunen im Kom-
munalrecht wie unmündige Kinder behandelt wer-
den, aufgehoben wird. Die Gemeinden müssen,
wenn sie Gebühren oder sonstige Kosten be-
schließen, Satzungen erlassen. Satzungen sind
Rechtsnormen. Diese Rechtsnormen unterliegen
der verwaltungsgerichtlichen Normenkontrolle. Das
heißt, es ist eine Rechtskontrolle jeder kommuna-
len Satzung gewährleistet. Sie sollten sich im Sin-

ne einer inhaltlichen Deregulierung von dieser
Feinsteuerung zurückziehen, die in den Gesetzen,
die Sie vorlegen, dokumentiert ist. Sie sollten
ernsthaft darüber nachdenken, diese allgemeine
Ermächtigung zu erteilen. Das ist für meine Beg-
riffe ein Verständnis des Umgangs zwischen
Kommunen und Land, wo man dann wirklich von
einem partnerschaftlichen Verhältnis und nicht von
einem patriarchalischen Verhältnis sprechen
könnte. - Damit bin ich schon am Ende. Schönen
Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Jetzt hat der Kollege Hiebing von der CDU-Frak-
tion das Wort.

Bernd-Carsten Hiebing (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die-
ser Gesetzentwurf zur Änderung des Niedersäch-
sischen Kommunalabgabengesetzes, des Nieder-
sächsischen Verwaltungskostengesetzes und an-
derer Gesetze soll zum einen - so ist es Absicht
der Landesregierung - die kommunalabgaben-
rechtlichen Vorschriften den tatsächlichen und
rechtlichen Entwicklungen anpassen. Zum Zweiten
sind einige Passagen darin, die Reaktionen auf
obergerichtliche Rechtsprechung in die richtige
Richtung bringen. Weitere Änderungen zielen u. a.
auf Verwaltungsvereinfachung und Kosteneinspa-
rung bei der Abgabenerhebung ab. Mit dem Ge-
setzentwurf sollen auch einige Klarstellungen er-
folgen.

Meine Damen und Herren, geändert wird ebenfalls
mit gleicher Zielrichtung das Niedersächsische
Verwaltungskostengesetz. Die Änderungen der
NLO und des Gesetzes über die Region Hannover
bezwecken, dass die Erhebung von Straßenaus-
baubeiträgen in das Ermessen der Landkreise
bzw. der Region Hannover gestellt werden. Da
gehören sie auch hin.

(Zustimmung bei der CDU)

Meine Damen und Herren, nun zu den wesentli-
chen Änderungen. Ich sollte versuchen, Ihnen hier
das Wesentliche vorzutragen.

Erstens. Zu den gebührenfähigen Kosten gehören
neben den Verwaltungskosten auch die Gemein-
kosten einschließlich anteiliger Kosten der Quer-
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schnittsämter. Das hat in der Vergangenheit
durchaus zu strittigen Entscheidungen geführt.

Zweitens. Bei grundstücksbezogenen Abgaben
wird aus Gründen der Transparenz ein gesetzli-
ches Einsichtsrecht in die Ermittlungsgrundlagen
eingeführt. Das ist sehr bürgerfreundlich und trägt
dazu bei, dass das Vertrauen der Bürgerinnen und
Bürger in den Staat durchaus befördert wird.

Drittens. Im Beitragsrecht wird auch ein Rückzah-
lungsanspruch für Vorausleistungen begründet.
Das ist ebenfalls sehr wichtig, damit der Bürger
nicht das Gefühl hat, er gibt das Geld dem Staat
und sieht es nie wieder und hat keinerlei Rechts-
ansprüche. Das ist hier durchaus sehr bürger-
freundlich geklärt.

Die wichtigsten Entscheidungen sind, dass der
Fremdenverkehrsbeitrag in Zukunft in anerkannten
Erholungsorten für das gesamte Gemeindegebiet
erhoben werden kann, wenn dort der Tourismus
auch wirtschaftliche Vorteile bietet. Dasselbe gilt
vom Grundsatz her in Zukunft auch für den Kur-
beitrag.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich fas-
se die wichtigsten Punkte dieses Gesetzentwurfes
zusammen. Zum einen wird damit den Wünschen
der kommunalen Spitzenverbände recht umfäng-
lich gefolgt. Es gibt durchaus - das hat die Anhö-
rung ergeben - Bedenken der Industrie- und Han-
delskammern. Aber auch die werden wohl noch
ausgeräumt werden können.

Ich darf feststellen, dass bei den Benutzungsge-
bühren für Grundstücke Bürgerinnen und Bürger
künftig - das finde ich sehr wichtig - grundsätzlich
ein Einsichtsrecht haben. Das schafft auch Ver-
trauen in staatliches Handeln. Das schafft mehr
Kostentransparenz. Selbst bei durchaus etwas
vertretbarem Mehraufwand bei der Verwaltung
rechtfertigt es dieses Vertrauen in staatliches Han-
deln, dass wir so verfahren.

Bei Fremdenverkehrsgemeinden können die Ge-
meinden durch Satzung bestimmen, dass in allen
Teilen des Gemeindegebietes ein Fremdenver-
kehrsbeitrag erhoben wird. Das erscheint zumin-
dest mir als Kompromiss sehr sinnvoll und geeig-
net. Damit werden die Lasten auf viele Schultern
verteilt. In den Tourismusgemeinden haben viele
für diese Verbesserung gekämpft.

Ich wünsche mir aber auch - davon bin ich fest
überzeugt -, dass gerade vor Ort mit hoher Ver-

antwortung und auch mit hohem Augenmaß hin-
sichtlich der Höhe des Kurbeitrages oder des
Fremdenverkehrsbeitrages vorgegangen wird.

Mehr Verantwortung für die Kommunen, meine
Damen und Herren, bedeutet Stärkung von
Selbstverwaltung. So wird Verantwortung nach
unten verlagert. Die Eigenverantwortung der Bür-
gerinnen und Bürger, aber auch die Verantwortung
der Gemeindegremien sind hier gefragt. Das ist im
besten Sinne bürgerfreundlich.

Daher meinen wir, dass wir nach intensiven Bera-
tungen diesem Gesetzentwurf, wenn es so weit ist,
die Zustimmung geben können. - Herzlichen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Wir kommen damit zur Ausschussüberweisung.

Federführend soll der Ausschuss für Inneres und
Sport sein, mitberatend die Ausschüsse für
Rechts- und Verfassungsfragen sowie für Haushalt
und Finanzen. Wer möchte so entscheiden? - Wer
ist dagegen? - Dann ist einstimmig so entschieden
worden.

Ich rufe jetzt auf den

Tagesordnungspunkt 9:
Zweite Beratung:
Fahrgastrechte verankern - Kundencharta
auch im Nahverkehr - Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 15/1609 - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr - Drs. 15/2988

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr in der Drucksa-
che 2988 lautet auf Annahme in geänderter Fas-
sung.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Ich erteile Herrn Hagenah von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort.
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Enno Hagenah (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Knapp eineinhalb Jahre nach Einbrin-
gung unseres Antrages für gesetzlich verankerte
Fahrgastrechte auch im Nahverkehr erkennen nun
auch CDU und FDP das Problem der Einschrän-
kung von Verbraucherrechten im Bereich Bus und
Bahn an. - So zunächst Ihr Bekenntnis im vorlie-
genden Änderungsvorschlag. Dennoch wollen Sie
sich aber weiterhin vor einer Lösung drücken: Sie
schieben die nationale und europäische Ebene
vor, obwohl bei uns auf Länderebene gehandelt
werden könnte und müsste. Der Änderungsvor-
schlag der Koalitionsfraktionen kann nur als Lip-
penbekenntnis bezeichnet werden, weil er nichts
Konkretes zu bieten hat. Da ist ja selbst die große
Koalition in Schleswig-Holstein mit ihrem Modell-
versuch weiter als Sie in Niedersachsen.

Sie in Niedersachsen wollen bei der Landesaufga-
be Nahverkehr auf nationale und europäische Re-
gelungen warten. Beim Kombi-Lohn, wo es wirklich
Sinn gemacht hätte, eine bundeseinheitliche Re-
gelung zu vereinbaren, startet aber der Minister-
präsident einen medienwirksamen niedersächsi-
schen Alleingang. Was soll nun gelten?

Die Rechte von Verbrauchern im ÖPNV schieben
Sie aufs tote Gleis. Rund 50 % der Bevölkerung
haben keinen regelmäßigen Zugang zu einem
Pkw; sie sind auf öffentliche Verkehrsmittel ange-
wiesen. Bei Ausfall, Verspätung oder verpassten
Anschlüssen sind die Kundenrechte gegenüber
den Verkehrsunternehmen bei uns nicht ausrei-
chend.

Unser Antrag zielt nicht nur auf eine national ein-
heitliche gesetzliche Regelung der Verbraucher-
rechte der Bus- und Bahnkunden im Fern- und
Nahverkehr - das wollen Sie ja letztendlich auch -,
sondern wir wollen auch auf Landesebene jetzt
handeln und gemeinsam mit den Verkehrsunter-
nehmen und -verbünden eine einheitliche Kunden-
charta erarbeiten. Das geht, und dazu sind die
auch bereit.

(Zustimmung von Stefan Wenzel
[GRÜNE])

Das würde zu einem fairen Wettbewerb führen und
die Attraktivität und Qualität des ÖPNV bei uns
entscheidend verbessern. Fahrgastrechte sind ein
Gewinn für alle - für die Fahrgäste, aber auch für
die Unternehmen; denn zufriedene Kunden kom-
men wieder. Die Erfahrungen anderer europäi-

scher Länder haben das belegt: Klar geregelte
Fahrgastrechte führen zu einer Steigerung der
Pünktlichkeit von Bus und Bahn, ohne die Fahr-
preise zu verteuern.

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen von
CDU und FDP! Mit dem von CDU und FDP vorge-
legten Änderungsvorschlag zeigen Sie einmal
mehr, dass Sie den ÖPNV als wichtigen wirtschaft-
lichen und sozialen Faktor für die gesamte Infra-
struktur unseres Landes immer noch nicht ausrei-
chend erkannt und anerkannt haben. Wenn Sie
den Umstieg auf Bus und Bahn attraktiver machen
wollten, dann würden Sie sich nicht gegen mehr
Transparenz und Verbraucherrechte sperren. Die-
ser Leistungs- und Innovationsmotor ist dort wie im
übrigen Wirtschaftsleben dringend nötig, und zwar
nicht erst übermorgen, sondern schon heute. -
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Herr Kollege Will von der SPD-Fraktion hat jetzt
das Wort. Bitte schön, Herr Will!

Gerd Will (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen bereits im
Januar 2005 vorgelegte Entschließungsantrag be-
fasst sich mit der Sicherung der Fahrgastrechte im
Nahverkehr. Obwohl dieser Antrag in der Beratung
der Ausschüsse lange geschmort hat, ist er heute
nicht weniger aktuell. Die Verkehrsunternehmen
fallen bei der Personenbeförderung nach wie vor
unter die besonderen Bestimmungen des Allge-
meinen Eisenbahngesetzes und des Personenbe-
förderungsgesetzes. Diese schließen eine Verant-
wortung der Verkehrsunternehmen für die Folgen
einer Verspätung bzw. eines Fahrtausfalls aus-
drücklich aus.

Diese Regelungen sind jedoch nicht mehr zeitge-
mäß. Die Verkehrsunternehmen treten ihren Kun-
den gegenüber als Wirtschaftsunternehmen auf
und sind deshalb auch grundsätzlich haftungs-
rechtlich mit anderen Unternehmen gleich zu be-
handeln.

Darauf hat die Bahn selbst reagiert. Denn im Fern-
verkehr hat der Kunde inzwischen einen Anspruch
auf Entschädigung. Seit Ende 2004 gilt die neue
Kundencharta der Deutschen Bahn im Fernver-
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kehr. Kommen ICE oder IC mehr als eine Stunde
zu spät ans Ziel, gibt es 20 % des Ticketpreises als
Gutschein zurück. Selbst nach Bahnangaben hat
sich diese Regelung sehr bewährt. Pro Tag wer-
den ca. 700 Gutscheinkarten ausgegeben.

Meine Damen und Herren, nach unserer Auffas-
sung ist die Kundencharta ein erster wichtiger
Schritt. Einen darüber hinausgehenden Rege-
lungsbedarf sieht jedoch auch die Europäische
Union. Dort ist eine Regelung bzw. eine Richtlinie
in Vorbereitung, die bei Verspätung entsprechende
Erstattungen vorsieht. Die Bundesregierung be-
reitet Entwürfe für nationale Regelungen vor.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, insbesondere der
öffentliche Personennahverkehr ist ein wesentli-
cher Bestandteil staatlicher Daseinsvorsorge und
wird durch Steuergelder entsprechend gestützt. Es
ist daher auch notwendig, die Fahrgastrechte ent-
sprechend zu stärken. Bei öffentlich ausgeschrie-
benen und vergebenen Fahrdienstleistungen ver-
ankert der Auftraggeber in den Verträgen Quali-
tätskriterien der Beförderung. Dabei geht es insbe-
sondere auch um Pünktlichkeit.

Es ist auch in den Beratungen im Wirtschaftsaus-
schuss deutlich geworden, dass in der Vergan-
genheit bei Verspätungen entsprechende Pönalen
von den Verkehrsunternehmen gezahlt werden
mussten. Auch das hat zu einer deutlichen Leis-
tungsverbesserung und -steigerung geführt, so-
dass in den letzten Jahren diese Pönalen nicht
angefallen sind. Sie haben sich damit als sinnvoll
und richtig erwiesen. Das Gleiche muss gegenüber
dem Fahrgast gelten, der seine Fahrkarte bezahlt
und - ob beruflich oder privat - auf funktionierende
pünktliche Nahverkehrsbeförderung angewiesen
ist.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Änderungs-
vorschlag der Fraktionen von CDU und FDP bleibt
jedoch im Allgemeinen und hat einen starken Ap-
pellationscharakter. Darin heißt es u. a.:

„Die Landesregierung wird gebeten,
diesen Entscheidungsprozess auf eu-
ropäischer und nationaler Ebene zu
begleiten.“

Das reicht uns nicht aus, zumal viele Verkehrsun-
ternehmen bereits häufig vor Ort die Dinge auf
freiwilliger Basis regeln.

Aber auch das größte Verkehrsunternehmen be-
ginnt sich zu bewegen. Ich verweise auf den am

28. Mai begonnenen Modellversuch der Deutschen
Bahn AG in Schleswig-Holstein, die Kundencharta
des Fernverkehrs auch im Nahverkehr anzuwen-
den.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein Gesetzent-
wurf der Fraktion der Grünen zur Stärkung der
Fahrgastrechte ist im April in den Deutschen Bun-
destag eingebracht worden. Dieser ist zusammen
mit dem Bericht der Bundesregierung zur „Quali-
tätsoffensive im öffentlichen Personenverkehr -
Verbraucherschutz und Kundenrechte stärken“ zur
Grundlage einer tatsächlichen Stärkung der Fahr-
gastrechte im Nah- und Fernverkehr zu machen.
Die Landesregierung ist hier in der Pflicht, sich
aktiv in diese Diskussion einzubringen.

Im Anhang dieses Berichtes wird über Fahrgast-
rechte in ausgewählten europäischen Nachbar-
staaten wie Belgien, Dänemark, Frankreich und die
Niederlande - um nur einige zu nennen - ausführ-
lich berichtet. Man muss feststellen: Diese Länder
sind wesentlich weiter. Was dort möglich und nicht
wettbewerbsmindernd ist, muss auch hier bei uns
möglich sein.

Schauen wir z. B. in die GVH-Kundengarantien:
Der Großraumverkehr Hannover garantiert seinen
Fahrgästen bereits seit dem 1. November 2003
eine pünktliche Ankunft und saubere Beförderung.

(Zustimmung von Walter Meinhold
[SPD])

Dort heißt es u. a. unter „Pünktlichkeitsgarantie“:

„Sollten Sie als Fahrgast aus Grün-
den, die das Verkehrsunternehmen zu
verantworten hat, um mehr als 20 Mi-
nuten später Ihr Ziel erreichen, als der
aktuelle Fahrplan ... vorgibt, erhalten
Sie vom GVH ein entsprechendes
Tagesticket zugesandt. Abo-Kunden
bekommen den Gegenwert auf ihr
Konto überwiesen. In der Zeit von 23
bis 5 Uhr werden die Kosten für eine
Taxifahrt bis maximal 20 Euro erstat-
tet.“

Was für den Großraumverkehr Hannover als regi-
onaler Dienstleister möglich ist, muss auch für die
großen Verkehrsunternehmen wie die Bahn mög-
lich werden.
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(Walter Meinhold [SPD]: Sehr richtig! -
Zustimmung von Enno Hagenah
[GRÜNE])

Vor diesem Hintergrund werden wir der Empfeh-
lung des Ausschusses nicht folgen und damit den
Änderungsvorschlag ablehnen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Jetzt hat Frau Kollegin Rühl von der CDU-Fraktion
das Wort. Bitte schön!

Brunhilde Rühl (CDU):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Hagenah, ich will heute nicht mehr
allzu viele Worte machen. Wir haben im Januar im
Ausschuss Ihren Antrag diskutiert und vertagt. Im
Juni haben wir uns im Ausschuss umfassend in-
formieren lassen. Unser Änderungsvorschlag liegt
Ihnen vor; und Sie wissen um den Diskussions-
stand der EU-Regelungen. Wenn in diesem Jahr
das dritte Eisenbahnpaket auf der EU-Ebene ver-
abschiedet wird, kann es 2007 in nationales Recht
umgesetzt werden. Diese europäische Verordnung
über die Fahrgastrechte im Eisenbahnverkehr wird
im Moment im EU-Parlament beraten und wird im
Kern - das war Ihnen ja immer sehr wichtig - 25 %
Entschädigung bei mehr als 60 Minuten und 50 %
bei mehr als 120 Minuten Verspätung im grenz-
überschreitenden Nah- und Fernverkehr vorsehen.

(Vizepräsidentin Astrid Vockert
übernimmt den Vorsitz)

Auch die Arbeitsgruppe der Justizministerkonfe-
renz hat inzwischen dreimal getagt. Die zuständi-
gen Bundesministerien werden nach der Sommer-
pause einen ausführlichen Bericht erhalten. Dann
wird die Bundesregierung Entwürfe für die natio-
nalen Regelungen vorlegen.

Lieber Herr Hagenah, Sie wissen ganz genau,
dass bei uns in Niedersachsen zwischen den Auf-
gabenträgern und den Verkehrsunternehmen Ver-
kehrsverträge abgeschlossen wurden, in denen
u. a. Pünktlichkeitswerte vereinbart wurden. Mit der
DB Regio AG wurden für die Dauer des Verkehrs-
vertrages eine Mindestpünktlichkeitsquote von
95 % und Pönalen - Herr Will, das wissen die
Leute nicht; ich habe auch noch einmal nachge-
guckt; das sind tatsächlich Strafgelder - bis zu

3,7 Millionen Euro pro Jahr für Verstöße gegen
diesen Wert vereinbart.

(Beifall bei der CDU)

Es gab keinen Verstoß, und die DB Regio AG
musste nicht zahlen.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Diese Verkehrsverträge sind die richtige Stell-
schraube, wie wir meinen. Zusätzliche Regelungen
für den Nahverkehr sollten sich so eng wie möglich
an den zu erwartenden EU-Verordnungen orientie-
ren, damit der Fahrgast nicht mit einem Flicken-
teppich unterschiedlicher Regelungen im Fern- und
Nahverkehr, im nationalen und internationalen
Verkehr auseinander setzen muss.

(Beifall bei der CDU)

Auch halten wir es für außerordentlich wichtig,
dass erweiterte Fahrgastrechte für die Verkehrs-
unternehmen noch bezahlbar sind, damit sie nicht
über Preiserhöhungen auf die Bahnkunden über-
tragen werden.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Was fürchten die Verkehrsunternehmen nach Ihrer
Ansicht mehr - die Pönalenregelung, also die Straf-
gelderregelung, oder die Kundencharta? Was lässt
die Verkehrsunternehmen eine hohe Pünktlich-
keitsrate anstreben: Taxifahrten und Gutscheine
für einzelne Kunden oder Millionenbeträge, wenn
die Pünktlichkeitsquote nicht erreicht wurde? - Ich
denke, das können Sie sich selbst beantworten.

(Ursula Körtner [CDU]: Sagen Sie es
ihnen lieber!)

Meine Damen und Herren, Herr Hagenah, ich
möchte aber auch noch die Gelegenheit wahr-
nehmen, um auf schon bestehende Kundenrechte
hinzuweisen. Im Einklang mit der zukünftigen eu-
ropäischen Regelung hat die DB am 28. Mai 2006
ein Pilotprojekt in Schleswig-Holstein gestartet und
ihren Kunden des Nahverkehrs erstmals einen
rechtlich einklagbaren Anspruch auf Entschädi-
gung bei Verspätungen eingeräumt. Das ist doch
schon etwas. Abschließende Ergebnisse liegen
noch nicht vor. Sollte das Modell aber erfolgreich
sein, könnte es die bundesweite Einführung einer
Verspätungshaftung der Bahn im Nahverkehr ge-
ben. Seit Oktober 2004 gibt es die Verspätungs-
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haftung im Rahmen der Kundencharta für den
Fernverkehr. Derzeit werden täglich 900 - Herr
Will, Sie sprachen von 700 - Gutscheinkarten aus-
gegeben. Auch haben die Bahnkunden seitdem
Anspruch auf Erstattung von Taxi- und sogar Ho-
telkosten, sofern sie wegen einer Verspätung nach
24 Uhr ihr Ziel erreichen, logischerweise aber nur
dann.

Ich wollte Ihnen hiermit aufzeigen, dass wir uns
ganz bestimmt nicht drücken, Herr Hagenah, wie
Sie eben sagten. Wir sind schon lange über den
§ 17 der Eisenbahnverkehrsordnung von vor 100
Jahren hinaus. Wir sind auch schon lange über
das Jahr 2000 hinaus. Wir in Niedersachsen sind
zeitgemäß. Kein Fahrgast ist der Bahn bei Ver-
spätungen, Herr Hagenah, völlig hilflos ausgelie-
fert. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die FDP-Fraktion hat Frau
Kollegin König das Wort. Bitte schön, Sie haben
das Wort!

Gabriela König (FDP):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Schon in der ersten Beratung
des Antrags hat die FDP-Fraktion deutlich ge-
macht, dass auch bei der Bahn Gewährleistungs-
regelungen gelten müssen, wie sie in anderen
Wirtschaftsbereichen selbstverständlich sind. Wer
eine vereinbarte Leistung nicht erbringt, muss Er-
satz leisten. Aber natürlich müssen die diesbezüg-
lichen Regelungen realistisch sein und dürfen sie
die Verkehrsunternehmen nicht mit unnötig hohen
Kosten belasten; denn nichts ist verbraucherfeind-
licher als hohe Kosten.

(Zustimmung von Jörg Bode [FDP])

Die Forderungen der Grünen in ihrem ursprüngli-
chen Antrag, der ja hauptsächlich den Wahlkampf
in NRW unterstützen sollte,

(Zuruf von der CDU: Das ist fehlge-
schlagen!)

würden aber nur zu neuer Bürokratie und damit zu
höheren Kosten und höheren Preisen führen. Wo-
her soll dieses Geld nun auch noch kommen?
Genau das wollen wir nicht. Daher haben wir einen

überarbeiteten Antrag vorgelegt, der sich auf das
Wesentliche konzentriert.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir wollen einheitliche und transparente Regeln in
ganz Deutschland, die möglichst an die Regelun-
gen im europäischen Ausland angepasst sind.
Gleichzeitig muss die Umsetzung einfach und effi-
zient sein, um mögliche Preissteigerungen zu ver-
meiden. Die EU hat bereits einen Verordnungs-
entwurf zu dieser Problematik vorgelegt. Für den
Nah- und Fernverkehr kann er übernommen wer-
den. Dabei werden wir aber ein Auge darauf ha-
ben, dass die EU-Regelungen bei der Umsetzung
nicht wie schon so oft deutlich verschärft werden.

Beim Nahverkehr liegen die Dinge deutlich anders.
In der ersten Beratung hat Herr Hagenah die frei-
willige Qualitätsoffensive der GVH in höchsten
Tönen gelobt. Gleichzeitig fordert er aber die Ein-
richtung einer Schlichtungsstelle. Das passt nicht
zusammen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Im Gegenteil, das könnte sogar zu Begehrlichkei-
ten führen. Bereits heute haben wir im Nahverkehr
eine Pünktlichkeitsquote von 95 %, wie wir eben
gehört haben. Viel mehr lässt sich kaum erreichen.
Wenn sich ein Bus oder eine Bahn deutlich ver-
spätet, liegt es meist an höherer Gewalt, die nie-
mand absichern kann. Dann nützt natürlich auch
keine Schlichtungsstelle mehr. Der Ansatz des
Landes, in die Verträge mit den Nahverkehrsge-
sellschaften Qualitätsstandards aufzunehmen und
Vertragsstrafen bei Nichteinhaltung zu verhängen,
ist wesentlich effizienter und, wenn ich mir den
Nahverkehr bei uns ansehe, offenbar auch sehr
erfolgreich.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Warten wir also noch ein paar Wochen auf die
endgültige Version der EU-Vorlage, um beim Bund
auf eine möglichst rasche Übernahme in nationa-
les Recht zu drängen. Insofern kommt dieser An-
trag, Herr Hagenah, deutlich zur falschen Zeit. -
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen hat sich Herr Kollege Hagenah noch ein-
mal zu Wort gemeldet. - Bitte schön!
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Enno Hagenah (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Die Vorlagen waren einfach zu gut,
um nicht darauf zu antworten. Ich habe mich natür-
lich gefragt, Frau Rühl, warum Sie in Ihrem Ände-
rungsantrag mit der FDP zusammen überhaupt
noch Fahrgastrechte für die ferne Zukunft anstre-
ben, wenn heute schon alles so gut ist. Sie setzen
sich dafür ein, dass das Europarecht, das es noch
gar nicht gibt und das vom Bundestag irgendwann
umgesetzt werden wird, für solche Fahrgastrechte
sorgen wird. Gleichzeitig sagen Sie, es sei nicht
nötig, so etwas auf Landesebene umzusetzen, wie
es in unserem Antrag gefordert wird, weil solche
Rechte schon vorhanden seien. Was wollen Sie
denn nun eigentlich? Entweder kommt noch etwas
Besseres - dann könnten wir es heute schon auf
Landesebene realisieren -, oder das Bestehende
ist schon gut genug. Mit diesem Widerspruch Ihrer
Argumentation bin ich nicht klargekommen. Nach
unserer Auffassung könnten wir auf Landesebene
Besseres als das tun, was heute möglich ist. Wenn
der VDV uns sogar anbietet, eine Schlichtungs-
stelle einzurichten - er hat dies angekündigt, aber
bisher leider keine Unterstützung von Landesseite
bekommen -, dann verstehe ich nicht, warum dies
aus FDP-Sicht unternehmensfeindlich sein soll.
Schließlich ist der VDV der Zusammenschluss der
Unternehmen. - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die Landesregierung hat sich
Herr Minister Hirche zu Wort gemeldet. Bitte
schön!

(David McAllister [CDU]: Jetzt kommt
die Wahrheit!)

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Die Landesregierung setzt sich selbst-
verständlich für einen Interessenausgleich zwi-
schen dem Fahrgast und den Beförderungsunter-
nehmen im Nah- und Fernverkehr ein. Nur ein
Unternehmen, das die Verantwortung für die zu
erbringende Leistung übernimmt, kann auf Dauer
Kunden gewinnen. Wenn wir hier zu neuen Rege-
lungen kommen, dann ist aber wichtig, dass Be-
lastungen der mittelständischen Eisenbahnver-

kehrsunternehmen so weit es geht vermieden wer-
den und der bürokratische Aufwand für die Prüfung
und Abwicklung von Ersatzansprüchen nicht zu
Kostensteigerungen führt. Im Übrigen hat der Bun-
desrat schon im März 2003 mit den Stimmen Nie-
dersachsens die Bundesregierung aufgefordert,
die Rechtsstellung der Bahnkunden zu verbessern
und den Verbraucherschutz zu verstärken. 2003
hatten wir eine rot-grüne Regierung auf Bundes-
ebene. In deren Amtszeit ist nichts erfolgt. Die
Bundesregierung hat lediglich ein Gutachten zum
Thema „Qualitätsoffensive im öffentlichen Perso-
nennahverkehr - Verbraucherschutz und Kunden-
rechte stärken“ in Auftrag gegeben. Eine Arbeits-
gruppe der Justizministerkonferenz wird auf der
Grundlage dieses Gutachtens noch in diesem
Sommer Vorschläge zur Verbesserung des zivil-
rechtlichen Verbraucherschutzes für Bahnkunden
und den öffentlichen Personennahverkehr vorle-
gen. Auf europäischer Ebene - darauf haben ins-
besondere Frau Rühl und Frau König schon hin-
gewiesen - hat die EU-Kommission einen Verord-
nungsentwurf zu dem Thema „Fahrgastrechte im
grenzüberschreitenden Eisenbahnverkehr“ vorge-
legt. Die Ergebnisse dieser Initiative sollten nach
Meinung der Landesregierung abgewartet werden;
denn eine spezifische niedersächsische Regelung
würde zu einem Flickenteppich im internationalen
Fern- und Nahverkehr führen, statt die Fahrgast-
rechte verständlich und einfach zu regeln.

Ein Regelungsbedarf im Nahverkehr ist auch aus
Gründen, die Frau Rühl eingangs genannt hat,
nicht nötig. Wir haben in Niedersachsen in den
Verkehrsverträgen zwischen Aufgabenträgern und
Verkehrsunternehmen bereits jetzt Vertragsstrafen
für Verspätungen verankert. Dabei geht es um
Größenordnungen von bis zu 4 Millionen Euro im
Jahr. Damit haben wir in Niedersachsen - auch das
ist unterstrichen worden - eine Pünktlichkeitsquote
von 95 % im Nahverkehr erreicht. Angesichts die-
ser Quote kann man sagen: Es besteht kein weite-
rer Handlungsbedarf; denn bestimmte Verspätun-
gen wird es immer geben. Sie lassen sich in einem
Liniennetz überhaupt nicht vermeiden.

Ergänzend werden in Ausschreibungsverfahren
freiwillige Angebote im Bereich der Fahrgastrechte
in den Zuschlagkriterien bewertet. Natürlich verfol-
gen wir mit Interesse den Pilotversuch in Schles-
wig-Holstein. Wir werden ihn auch gemeinsam
auswerten. Aber angesichts dessen, dass zu 95 %
Pünktlichkeit gewährleistet ist, meinen wir, dass
hier an der falschen Stelle Geschütze aufgefahren
werden. Die Fahrgastrechte sind in Niedersachsen
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besser gewährleistet als anderswo, und zwar mit
den Instrumenten, die die Landesregierung ange-
wendet hat, ohne dass es zu einer zusätzlichen
Bürokratisierung kommt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Weitere Wortmeldungen sehe
ich nicht.

Ich schließe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Damit ist der Beschlussempfehlung des Ausschus-
ses gefolgt worden.

Ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 10:
Zweite Beratung:
Förderung der Baukultur in Niedersachsen
- Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 15/2209 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit -
Drs. 15/2989

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses lautet
auf Annahme in geänderter Fassung.

Eine Berichterstattung ist zu diesem Tagesord-
nungspunkt nicht vorgesehen.

Ich eröffne die Beratung. Zu Wort gemeldet hat
sich für die SPD-Fraktion der Kollege Harden. Bitte
schön!

Uwe Harden (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! „Abwicklung der Baukultur“ - das wäre die
richtige Überschrift über dem Änderungsantrag von
CDU und FDP gewesen. Die Überschrift „Weiter-
entwicklung der Baukultur in Niedersachsen“ ist
nämlich ein Euphemismus. Ihnen geht es nicht um
die Förderung der Baukultur, meine Damen und
Herren von den Regierungsfraktionen, sondern
Ihnen geht es darum, sich ein missliebig geworde-
nes Thema vom Halse zu schaffen.

(Beifall bei der SPD)

Damit sind wir bei der Verbindung von Baukultur
und politischer Kultur, soweit man bei Ihnen davon
reden kann.

(Widerspruch bei der CDU - Heinz
Rolfes [CDU]: Ungeheuerlich war
das!)

- Das hat Sie wohl getroffen. - Gut. War nicht ganz
so schlimm gemeint, aber in diesem Fall trifft es
zu.

Der Umgang der CDU mit dem Thema Baukultur
zeigt nämlich beispielhaft auf, wie wenig sich die
CDU um das kümmert, was sie vor der Landtags-
wahl 2003 großspurig verkündet hat. Der Slogan
war: ehrlich, mutig, klar. - Aber nichts davon ist
wahr.

(Beifall bei der SPD)

Im Herbst 2002 - also kurz vor der Landtagswahl -
brachte die CDU-Fraktion einen Antrag mit dem
Titel „Förderung der Baukultur in Niedersachsen“
in den Landtag ein. Er beinhaltete so schöne For-
derungen wie ein Aktionsprogramm „Niedersach-
sen baut auf Kultur“ und die Selbstverpflichtung
der Landesregierung zu dem Grundsatz: „Der
Staat schützt die kulturelle Überlieferung“. In bes-
ter Wulff‘scher Schwülstigkeit heißt es da:

„Die Gestaltung unseres Landes in
der Tradition Niedersachsens, die
Bewahrung des Landes vor Gleichar-
tigkeit und Gleichförmigkeit und vor
Einheitsarchitektur und Zersiedelung
ist von herausragender Bedeutung.
Planen, Konstruieren und Bauen sind
heute mehr denn je Vorgänge, die
neben fundiertem technischen Wissen
und Können hohe Verantwortung
verlangen vor dem Bürger, vor der
Umwelt und vor Zeit und Zukunft.“

(Zuruf von der CDU: Wo habt Ihr das
denn nachgelesen?)

- Das habt ihr aufgeschrieben.

(Erneuter Zuruf von der CDU: Si-
cher?)

- Ja, ja, sicher. - Diesen Antrag brachte die CDU-
Fraktion im Dezember 2002 in den Landtag ein.
Weniger als drei Jahre später, im September 2005,
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hat sich in Sachen Baukultur nichts getan, aber
auch gar nichts, in Sachen Bauen übrigens auch
nichts. Deshalb bringt die SPD einen Antrag zur
Förderung der Baukultur ein, und zwar wortgleich
zu dem Antrag, den die CDU hier im Jahr 2002
vorgelegt hat.

(Zuruf von der CDU: Habt ihr auch
noch abgeschrieben? - David McAl-
lister [CDU]: Urheberrechte!)

- Das brauchten wir nicht. Das kann man ja jetzt
übernehmen. - Den haben wir nicht etwa deshalb
genommen, weil uns dessen Duktus so gut gefal-
len hätte, sondern deshalb, weil er doch bedeu-
tende Teile enthielt, die unserer Meinung nach alle
im Hause unterschreiben könnten. Uns ging es
doch um das Ziel, die Baukultur zu fördern.

Etliche Monate haben die Fachpolitiker an durch-
aus möglichen Verbesserungen gefeilt, bis die
Regierungsfraktionen mit dem vorliegenden Sam-
melsurium an Versatzstücken herausgekommen
sind. Dieses Sammelsurium ist nicht einmal dis-
kussionswürdig. Der erste Absatz macht überhaupt
keinen Sinn. Ich lese ihn einmal vor. Da heißt es:

„Niedersachsen verfügt über ein um-
fangreiches baukulturelles Erbe, an-
erkannte Planungs- und Umweltstan-
dards und eine hoch entwickelte Inf-
rastruktur. Gerade bei den Verände-
rungen der gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen
ist ein innovatives und wettbewerbs-
fähiges Planungs- und Bauwesen
wichtig, ein sichtbares ‚MARKENZEI-
CHEN‘, mit dem die Bürger sich
ebenso identifizieren wie die Fach-
leute des Baugewerbes. So wird Le-
bensqualität gesteigert und die Att-
raktivität der Städte und Gemeinden
gesichert.“

Was bringt uns das voran?

(Zurufe von der CDU)

- Das bringt uns doch nicht voran. Es ist lediglich
eine Feststellung. Wir wollen doch etwas machen,
um die Baukultur zu fördern. Das macht überhaupt
keinen Sinn.

Weiterhin soll der Landtag begrüßen, dass sich
das staatliche Baumanagement bereits im Jahr
2001 im Leitbild zur Baukultur bekannt hat. - Ist ja

schön, dass es so ist. Aber ist denn der Antrag, der
uns hier vorliegt, im Finanzministerium geschrie-
ben worden? - Das Staatliche Baumanagement
kann einer der Akteure sein, aber doch nicht der
einzige und der wichtigste Akteur.

Dann folgt in Ihrem Sammelsurium das übliche
Bekenntnis zu mittelstandsfreundlichen Vergaben.
Schöner wäre natürlich eine aktive Baupolitik an-
stelle des Stop and Go der letzten Jahre gewesen.
Davon hätte der Mittelstand wirklich etwas gehabt,
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch.

(Zuruf von der CDU)

- Sie haben ja nicht einmal einen Spatenstich hin-
gekriegt.

Dann soll der Landtag die Landesregierung bit-
ten - - -

(Unruhe)

- Kann man hier vielleicht auch in Ruhe reden oder
so?

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Ja, selbstverständlich, Herr Kollege Harden, be-
komme ich von hier oben aus Ruhe rein. Das
hängt aber auch vom Grad der Provokation und
den Formulierungen ab, sodass man auch selbst
ein bisschen zur Ruhe beitragen kann.

(Beifall bei der CDU - David McAllister
[CDU]: Sehr gut!)

Jetzt ist aber Ruhe. Sie haben die volle Aufmerk-
samkeit. - Herr Kollege Dinkla und Herr Kollege
Rolfes, auch Sie hören jetzt zu. - Herr Harden, Sie
haben das Wort.

Uwe Harden (SPD):

Weiterhin soll der Landtag die Landesregierung
bitten, den Dialog mit Kammern und Verbänden zu
führen, damit sich diese bitte schön um die Förde-
rung der Baukultur kümmern. Also, meine Damen
und Herren von der CDU und von der FDP: In
Sachen Baukultur ist das ein schlichter Offenba-
rungseid. Da werden 2002 die Backen aufgebla-
sen, nach gewonnener Wahl wohlfeile Gespräche
mit den Kammern geführt und Erwartungen ge-
weckt, dann aber folgt lange nichts. Wir konfrontie-
ren Sie mit Ihrem eigenen Antrag aus dem Jahr
2002. Nach Ablauf eines knappen Jahres schred-
dert die CDU ihren eigenen Antrag aus dem Jahr
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2002 und lässt sich mutmaßlich im Finanzministe-
rium etwas zusammenstoppeln, was sie uns als
Weiterentwicklung der Baukultur unterschieben
will. Wir sind ja einiges an Pfusch gewöhnt, aber
das geht nun wirklich zu weit.

(Beifall bei der SPD)

Mit Baukultur hat Ihr Änderungsantrag absolut
nichts zu tun, mit Debattenkultur auch nicht und mit
politischer Kultur ebenfalls herzlich wenig.

(Beifall bei der SPD)

Das passt aber zum Umgang von CDU und Lan-
desregierung mit ihren Ankündigungen. Im Wahl-
programm war noch von einer Stärkung der Bau-
wirtschaft die Rede. Auf Seite 21 ist nachzulesen,
dass Sie höhere Mittel für Städtebauförderung und
eine Anhebung der Mittel für Wohnungsbauförde-
rung wollten. Außerdem haben Sie die Kürzung
der Mittel im Landesstraßenbereich kritisiert.
Wohlgemerkt: Sie wollten überall mehr. - Was aber
haben Sie gemacht? - 2005: Streichung der Städ-
tebauförderung. 2006: Streichung der Wohnungs-
bauprogramme, Verzicht auf Bundesmittel beim
Stadtumbau West und Kürzung der Mittel für die
Landesstraßen um 55 % auf 30 Millionen Euro.
Kurz gesagt: Ihnen ist es piepegal, was Sie vor der
Wahl versprochen haben. Ihre Regierungsjahre
sind mit gebrochenen Versprechen gepflastert.
Selbst dort, wo man ein Versprechen - wie bei der
Förderung der Baukultur - fast umsonst halten
könnte, pfeifen CDU und Ministerpräsident auf ihr
eigenes Wort.

Tun Sie sich und uns und damit auch der Bau- und
der politischen Kultur einen Gefallen: Ziehen Sie
diesen unsäglichen Änderungsantrag zurück, und
stimmen Sie wenigstens dem Antrag zu, den Sie
bereits 2002 vorgelegt und den wir für Sie 2005
wieder eingebracht haben!

(Beifall bei der SPD - David McAllister
[CDU]: Eine Sternstunde des deut-
schen Parlamentarismus!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die CDU-Fraktion hat nun
Herr Kollege Beckmann das Wort.

(Zuruf von der CDU: Jetzt spricht end-
lich jemand, der Ahnung von der Sa-
che hat! - Gegenruf von der SPD:
Kleingärtner, sei ruhig dahinten! -

Bernd Althusmann [CDU]: Das sind
ganz ehrenwerte Menschen!)

- Es wäre schön, wenn immer nur einer hier im
Hause sprechen würde. - Herr Kollege Beckmann,
Sie haben das Wort.

Rainer Beckmann (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Es ist richtig, dass wir 2002 einen Antrag
gestellt haben, den Sie im Jahre 2005 abgeschrie-
ben und dann unter Ihrem Namen hier noch einmal
eingebracht haben. In der Zwischenzeit sind aber
vier Jahre vergangen. Sie sind in Ihrem Antrag bei
der Förderung der Baukultur stehen geblieben. Wir
sprechen in unserer Beschlussempfehlung hinge-
gen von der Weiterentwicklung der Baukultur; denn
es ist in der Tat schon einige Zeit ins Land gegan-
gen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es ist sicherlich richtig, dass wir alle uns in den
Zielen einig sind und dass eine gute Baukultur eine
entscheidende Voraussetzung für die Schaffung
und für die Erhaltung einer lebenswerten Umwelt
ist. Wir sind uns einig, dass der Verlust von Bau-
qualität in unseren Städten, aber auch im ländli-
chen Raum nur durch Unterstützung und Förde-
rung der Baukultur aufgehalten werden kann. Wir
sind uns auch einig, dass eine hoch entwickelte
Baukultur nur durch gemeinsame Anstrengungen
aller, d. h. durch das Engagement von öffentlichen
und privaten Bauherren, durch Initiativen von
Kammern und Verbänden sowie durch Impulse
aus Politik, Verwaltung und Wirtschaft, erreicht
werden kann.

Unterschiedlich hingegen sind die Vorstellungen
über den richtigen Weg, wie diese Ziele erreicht
werden können, und ganz besonders über die
Adressaten, die angesprochen werden sollen. Die
vorliegende Beschlussempfehlung, die wir erar-
beitet haben, bietet die Gelegenheit, den nieder-
sächsischen Weg im Jahre 2006 noch einmal in
aller Deutlichkeit zu formulieren.

(Zustimmung bei der CDU)

Das Land bekennt sich entschieden zu seiner ei-
genen Verantwortung für qualitätsvolles Planen
und Bauen. Es setzt den Schwerpunkt bei den
eigenen Maßnahmen aber auf die Förderung des
Bewusstseins für Baukultur bei den Bürgerinnen
und Bürgern des Landes. Denn Kultur kann man
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nicht verordnen. Auch Baukultur kann man nicht
verordnen. Die Politik kann nur die Grundlage für
baukulturelles Engagement schaffen. Dies sollte
ohne ein Mehr an Bürokratie geschehen, ohne den
Landeshaushalt durch aufgeblähte Subventions-
programme zu belasten und ohne die Verantwortli-
chen vor Ort zu bevormunden und zu gängeln, wie
Sie, Herr Harden, es öffentlich und eben gerade
auch hier dargestellt haben.

(Zustimmung bei der CDU)

Wo Sie, meine Damen und Herren, mehr Staat
haben wollen, wollen wir mit Sicherheit weniger
Staat. Von diesem Weg werden wir uns auch
durch das, was Sie hier fordern, mit Sicherheit
nicht abbringen lassen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

In dem geänderten Entschließungsantrag betonen
wir ausdrücklich, dass wir uns auch weiter auf
hohem Niveau engagieren werden.

(Lachen bei der SPD)

Baukultur hat Tradition in Niedersachsen. Unzähli-
ge Beispiele belegen das. Da es darum geht, diese
Tradition zu erhalten und fortzuführen, soll im Titel
des Antrags nicht allein von der Förderung, son-
dern von der Weiterentwicklung der Baukultur die
Rede sein. Das ist ein hoher Anspruch, dem sich
die Landesregierung und auch wir uns stellen wer-
den.

Die Landesregierung wird auch weiterhin konse-
quent die originären Aufgaben eines öffentlichen
Bauherrn wahrnehmen. Sie ist sich der großen
Verantwortung, die damit verbunden ist, bewusst.
Denn nur durch eigene Kompetenz bei der Defini-
tion von Qualitätsstandards, bei der Auswahl von
Auftragnehmern und bei der Vergabe und der Ab-
nahme von Leistungen können die Voraussetzun-
gen für das Entstehen qualitativ hochwertiger
Bauten geschaffen werden, ohne dass dies den
finanziellen Rahmen sprengt.

Durch die konsequente Neustrukturierung der
Bauverwaltung des Landes im Rahmen der Ver-
waltungsmodernisierung werden zukünftig noch
umfangreicher als bisher fachliche Planungsleis-
tungen durch freiberuflich Tätige erbracht werden
können. Denn gerade in den Büros der kompe-
tenten, kreativen und engagierten Architekten und
Ingenieure wird die Grundlage für hohe Planungs-
qualität gelegt. Ich weiß, dass man sich gerade

dort der Verantwortung für die Baukultur bewusst
ist und sich ihr besonders verpflichtet fühlt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Mit der Zusammenarbeit zwischen verantwor-
tungsbewussten Bauherren und fachlich ambitio-
nierten Auftragnehmern einerseits und dem Land
andererseits wurde eine wichtige Voraussetzung
dafür geschaffen, dass man der Vorbildfunktion für
die Weiterentwicklung der Baukultur in Nieder-
sachsen gerecht wird. Über die Funktion des Nie-
dersächsischen Staatspreises für Architektur brau-
che ich hier vertiefend nichts mehr zu sagen. Wir
haben an dieser Stelle oft genug darüber gespro-
chen. Für die Stärkung von bürgerschaftlichem
Engagement und Eigeninitiative werden allerdings
zahlreiche Akteure benötigt, die aus ihrer jeweili-
gen Rolle heraus maßgebliche Einflüsse auf die
Weiterentwicklung der Baukultur nehmen können,
viel mehr, als es das Land Niedersachsen über-
haupt tun kann.

Es gibt eine gemeinsame Initiative, die sich „Ar-
chitektur macht Schule“ nennt. Dies ist eine Initiati-
ve der Architektenkammer, unterstützt vom Nie-
dersächsischen Kultusministerium. Diese Initiative
hat dort angesetzt, wo kulturelle Bildung am wirk-
samsten erfolgen kann, nämlich im Schulunterricht
an niedersächsischen Schulen. Es ist aus unserer
Sicht auch in diesem Falle entscheidend, dass die
entsprechenden Projekte vor Ort von engagierten
Personen - Lehrern, Architekten und Landschafts-
planern - initiiert werden. Denn nur dann kann die
notwendige Begeisterung für Baukultur geweckt
werden. Mit weiteren Initiativen wie dem Tag der
Architektur, dem Tag des offenen Gartens, der
offenen Pforte oder dem Tag des offenen Denk-
mals haben zahlreiche Kammern und Verbände
der Umwelt, der Baukultur sowie der Nachhaltigkeit
einen größeren Dienst erwiesen, als manche wis-
senschaftliche Diskussion das hätte tun können.
Wir meinen, genau um solche Projekte geht es.
Hier werden wertvolle Effekte für die Förderung
und Weiterentwicklung der Baukultur erzielt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn es uns gelingt, durch solche Projekte Anre-
gungen und Anstöße für andere neue Projekte zu
geben, und wenn private Initiativen den Einzelnen
viel unmittelbarer erreichen, als es staatliche Pro-
gramme trotz bester Absicht jemals schaffen, dann
ist, wie ich meine, für die Weiterentwicklung der
Baukultur im Lande Niedersachsen der Weg geöff-
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net. Wir schauen der Zukunft zuversichtlich entge-
gen. - Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen hat nun Frau Kollegin Polat das Wort.

Filiz Polat (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
habe gesehen, dass sich in den Reihen der CDU
- das gilt auch für die Ministerin - viele über die
Äußerungen von Herrn Beckmann amüsiert haben.
Es gibt auch allen Grund dazu.

(Ursula Körtner [CDU]: Wir haben uns
gefreut, Frau Kollegin!)

Der Antrag ist, wie bereits gesagt wurde, der vierte
Vorstoß insgesamt und der zweite Vorstoß in die-
ser Legislaturperiode, Baukultur als einen festen
Bestandteil der Politik dieser Landesregierung zu
verankern. Nach den ersten Beratungen - das
muss ich zugeben - war ich sehr zuversichtlich;
denn es existierte kurzzeitig ein gemeinsamer Text
für einen Entschließungsantrag, auf den sich die
baupolitischen Sprecherinnen und Sprecher aller
Fraktionen verständigt hatten. Frau Peters, Herr
Beckmann, Herr Harden und ich saßen zusam-
men. Das war für uns ein klares Signal, dass sich
das Land Niedersachsen endlich dieses Themas in
ehrlicher Weise annehmen wollte.

Meine Damen und Herren, Baukultur ist in allen
Bundesländern ein etabliertes Politikfeld. Das
müssen auch Sie zur Kenntnis nehmen. Ebenso
hat der Bund mit der Einrichtung der Stiftung Bau-
kultur ein eindeutiges Zeichen gesetzt. Diesem
Vorhaben haben Sie sich im letzten Jahr noch
verweigert.

Ich komme zurück zum Antrag. Uns wurde dann
nach Wochen im Sozialausschuss ein von der
CDU-Fraktion überarbeiteter Text vorgelegt, der
Ihnen nun als Beschlussempfehlung vorliegt. Mei-
ne Damen und Herren, dieser Antrag - das hat
Herr Harden schon deutlich gemacht - ist wirklich
eine Provokation gegen all diejenigen, die sich seit
Jahren ohne die Unterstützung des Landes für
unser baukulturelles Erbe einsetzen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Es wurde der klare Auftrag an die Landesregierung
formuliert, ein Aktionsprogramm „Niedersachsen
baut auf Kultur“ zu initiieren. Was machen Sie? -
Sie formulieren den Text um und geben den Auf-
trag, die Baukultur zu fördern, gleich an die Kam-
mern und Verbände ab. Das ist wirklich unglaub-
lich und eine echte Farce.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Ich wundere mich wirklich. Ich bin mir nicht sicher,
ob die Fachministerin hierzu sprechen wird, aber
ich hoffe nicht, dass sie für diesen Antrag den Kopf
hinhalten muss, wo doch offensichtlich das Haus
des Finanzministers für dieses sehr seltsame
Sammelsurium verantwortlich ist.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Meine Damen und Herren, ich halte diese Be-
schlussempfehlung für äußerst unseriös und, wie
gesagt, für provokant,

(David McAllister [CDU]: Was?)

eben ein echter Möllring. Das zeigt aber nun wie-
der einmal in äußerst klaren Worten, welche Politik
diese Landesregierung verfolgt. So kann man es
natürlich auch machen - aber nicht mit uns. - Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die FDP-Fraktion spricht
nun Frau Kollegin Peters. Sie haben das Wort.

Ursula Peters (FDP):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und
Herren! Ich bin in der komfortablen Lage, dass ich
weder 2001/2002 noch jetzt für den neuen Antrag
in seiner ursprünglichen Fassung zuständig bin.
Ich gehöre weder der CDU noch der SPD an, von
daher kann ich mich jetzt schön zwischen die Rei-
hen stellen.

Wir als FDP haben diesen Antrag niemals unter-
stützt, und wir würden diesen Antrag auch nicht
unterstützen. Frau Polat, Sie müssen in den Vor-
besprechungen etwas missverstanden haben. Ich
habe immer finanzielle Bedenken geltend ge-
macht. Sie erinnern sich sicherlich.
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(Dieter Möhrmann [SPD]: Sie haben
früher Finanzierungsvorschläge ge-
macht? Guck an!)

Der vorliegende geänderte Entschließungsantrag
stellt den derzeitigen Status der Baukultur in Nie-
dersachsen vor, der mit gutem Gewissen als ganz
ordentlich bezeichnet werden kann. Das lässt sich
entwickeln. Deshalb bitten wir die Landesregie-
rung, den Dialog mit den Kammern und Verbänden
und insbesondere mit den Bildungsträgern zu ver-
stärken, um Bewusstsein und Eigeninitiative auch
im Bereich der Baukultur zu stärken. Bewusstsein
und Eigeninitiative sind bei den Grünen und bei
der SPD offensichtlich nicht stark angesehen. Das
kann ich bei Parteien verstehen, die glauben, das
Glück der Menschen ließe sich mit Gesetzen, Vor-
schriften, Beiräten, schlicht mit Vorgedachtem
erreichen, das dann alle nach-denken sollen. Mei-
ne Partei sieht das anders: Nach-denken ist gut,
selbst denken ist besser.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Bewusstsein und Eigeninitiative sind Schlüssel-
funktionen in unserer Gesellschaft, die es zu för-
dern gilt. Sicher, das Land, die Landesregierung
trägt Verantwortung für einen Teil der gebauten
Umwelt. Das Land übernimmt diese Verantwortung
auch; Der Kollege Beckmann hat das bereits aus-
geführt. Aber Kultur, auch Baukultur, soll und muss
sich aus der Gesellschaft heraus entwickeln dür-
fen. Dabei ist Staatshandeln nur ein sehr kleiner
Teil.

(Beifall bei der FDP)

Das Staatshandeln steht zudem immer unter dem
Druck der Finanzen. Das, meine Damen und Her-
ren, kann ich in diesem Fall noch nicht einmal ne-
gativ verstehen. Markenzeichen, Denkmalschutz-
beiträge, Kartierungen, all so etwas kostet Geld, all
so etwas kostet Bürokratie. Dieses Geld ist das
Geld anderer Leute, nämlich der Bürger, das wir
nehmen müssen, um es einem gut gemeinten
Zweck zuzuführen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Aber wenn der Bürger diesen Zweck gut findet,
dann soll er bitte sein eigenes Geld nehmen - ohne
den teuren Umweg über den Staat - und für diesen
guten Zweck ausgeben dürfen. Wenn der Bürger
nichts tun möchte, ja, wenn er diesen Zweck nicht
so gut findet wie Sie, wie wir vielleicht, müssen wir

ihm dann Geld abnehmen, um ihn zwangsbeglü-
cken zu dürfen? - Nein, meine Damen und Herren.

Die Entschließung ist eine Aufforderung an die
Niedersächsische Landesregierung und an die
Entscheidungsträger im Baubereich. Sie ist ein
Signal, dass das Thema wichtig ist - nicht mehr,
aber auch nicht weniger. Wir fordern und fördern
Bewusstsein und Eigeninitiative. Dieser Ansatz
entspricht einem liberalen Weltbild. Den goldenen
Zügel vergangener Zeiten haben wir oft genug als
Katzengold erlebt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Es liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor.

Ich schließe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen möchte, den bitte ich nunmehr um ein
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Das Erste war die Mehrheit.

(Zuruf von der SPD: Aber knapp!)

- Wir sind uns hier oben einig. Ich habe im Vorfeld
vorsichtshalber einmal durchgezählt, Herr Kollege.
Dann bin ich immer auf der sicheren Seite.

Tagesordnungspunkt 11 - heute Morgen ist es
gesagt worden - entfällt, weil die Vorlage zurück-
gezogen worden ist. Deswegen kann ich schon
aufrufen

Tagesordnungspunkt 12:
Zweite Beratung:
Niedersachsen durch ein Informationsfrei-
heitsgesetz fit machen für die demokrati-
sche Wissensgesellschaft im 21. Jahrhun-
dert - Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen - Drs. 15/1027 - Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Rechts- und Ver-
fassungsfragen - Drs. 15/3028

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses lautet
auf Ablehnung.

(Unruhe)
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Auch hier ist keine Berichterstattung vorgesehen,
sodass ich die Beratung eröffnen kann, wenn es
im Hause etwas ruhiger geworden ist. - Herzlichen
Dank. Herr Kollege Briese von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, Sie haben das Wort.

Ralf Briese (GRÜNE):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Mit der heutigen
Ablehnung des vorliegenden Antrages beweisen
die Mehrheitsfraktionen dieses Landtags eines
ganz deutlich: Sie haben Angst vor einem interes-
sierten, kritischen und kontrollierenden Bürger. Sie
wollen nicht, dass das Wissen des Staates allen
Bürgerinnen und Bürgern, allen Niedersächsinnen
und Niedersachsen zugänglich gemacht wird. Sie
haben Angst, Sie fürchten sich vor einer aktiven
Bürger- und Zivilgesellschaft, die Zugang zu den
Informationen unseres Staates hat. Sie haben
auch Angst vor der Kontrolle durch kritische Jour-
nalisten; das haben wir in diesem Bundesland und
in dieser Legislatur auch schon erlebt.

(Beifall bei den GRÜNEN - Oh! bei
der CDU)

Meine Damen und Herren, ich will auch ganz deut-
lich sagen: Ich finde es, ehrlich gesagt, einen Witz
oder einen Hohn, dass hier immer sehr gerne die
Freiheit und die Eigenverantwortung betont wer-
den, dass gesagt wird, die Bürger müssten mehr
eigene Verantwortung übernehmen. Aber dann,
wenn es ganz konkret wird, wenn es darum geht,
dem Einzelnen einmal etwas mehr Rechte zu ge-
ben, wenn es darum geht, sich staatlicherseits zu
öffnen, wenn es darum geht, sich auch einmal
kontrollieren zu lassen und nicht immer nur andere
zu kontrollieren, dann knicken Sie ein, dann krie-
gen Sie ganz viel Angst, dann lehnen Sie entspre-
chende Initiativen ab. Das finde ich, ehrlich gesagt,
bizarr und irritierend.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir for-
dern hier keine Revolution. Gewähren Sie einfach
ein bisschen mehr Informationsfreiheit. Geben Sie
das Wissen des Staates frei. Viele andere Länder
haben uns das schon vorgemacht. Dort sind die
Verwaltungen nicht zusammengebrochen, dort ist
nicht der große Verwaltungsnotstand ausgebro-
chen, sondern die Gesetze in diesen Ländern
funktionieren sehr, sehr gut. Einzelne Bundeslän-
der haben die entsprechenden Gesetze, und auch
viele Staaten auf dieser Erde haben Informations-

freiheitsgesetze. Überall dort funktioniert es hervor-
ragend.

Die Totschlagargumente, die hier wahrscheinlich
gleich wieder von der Mehrheit bemüht werden,
stimmen empirisch einfach nicht. Weder kommt es
zu mehr Bürokratie und Verwaltung, noch gibt es
allzu viele Bürger, die völlig unsinnige Anträge
stellen.

(Bernd Althusmann [CDU]: So wie die
Grünen in der Regel!)

Das ist schlicht und ergreifend falsch. Informati-
onsfreiheitsgesetze funktionieren ganz hervorra-
gend.

(Beifall bei den GRÜNEN - David
McAllister [CDU]: Ach so!)

Es wird etwas vom Staatsverständnis der Mehr-
heitsfraktionen und auch des Innenministeriums
deutlich. Sie gehen immer noch mit dem alten
preußischen Obrigkeitsstaatsmodell durch die
Gegend.

(David McAllister [CDU]: Ach so!)

Sie tragen quasi eine virtuelle Pickelhaube.

(Zustimmung bei den GRÜNEN und
bei der SPD)

Das ist das Amtsverständnis dieses Innenministe-
riums und dieser Mehrheitsfraktionen. Sie wollen
immer nur andere überwachen. Sie wollen andere
kontrollieren. Sie wollen anderer Telefone anzap-
fen. Aber selber, meine Damen und Herren, wollen
Sie sich nicht in die Karten schauen lassen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Statt also moderner Dienstleister für den Bürger zu
sein, statt ein aufgeklärtes, modernes Staatsver-
ständnis zu präsentieren, statt Hierarchien zwi-
schen Bürgern und Staat abzubauen, leben Schü-
nemann und Konsorten

(Lebhafter Widerspruch bei der CDU
und bei der FDP)

- Minister Schünemann und das Kabinett -

(Bernd Althusmann [CDU]: Und die
Abgeordneten der CDU und der FDP!)
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immer noch nach dem Modell des paternalisti-
schen Sicherheitsstaates. Sie misstrauen den
Menschen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Ihnen zu
Recht!)

Das ist Ihr Menschenbild, meine sehr verehrten
Damen und Herren.

Wir reden im 21. Jahrhundert gerne von der Wis-
sensgesellschaft. Das ist eine ganz wichtige Voka-
bel. Überall heißt es: Die Leute sollen sich besser
informieren;

(Bernd Althusmann [CDU]: Warum
gelingt das bei Ihnen nicht?)

sie sollen kritisch sein; sie sollen am Staat partizi-
pieren. - Aber wenn es praktisch wird, wenn es
darum geht, einen Zugang zu schaffen, dann las-
sen Sie es.

Es gibt hundert gute Gründe für Informationsfrei-
heit,

(Bernd Althusmann [CDU]: Keinen
haben Sie vorgetragen!)

von einer modernen Verwaltung über mehr Bürger-
rechte und verbesserten investigativen Journalis-
mus - den können wir in diesem Bundesland sehr
gut brauchen -

(Bernd Althusmann [CDU]: Investiga-
tiven Journalismus? Was wollen Sie?)

bis hin zur Eindämmung von Korruption - auch das
ist ja ein großes Problem.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Kollege Briese, die hundert guten Gründe
können Sie jetzt nicht mehr nennen.

Ralf Briese (GRÜNE):

Ich komme zum Schluss.

(Bernd Althusmann [CDU]: Sie sind
am Ende!)

Es ist ein deutliches Zeichen von Angst, Schwäche
und Illiberalität, wenn man den Niedersachsen die
Informationsfreiheit nicht gewährt. Die Liberalen
zeigen mit der Ablehnung dieses Antrages wieder
einmal, wofür sie gut sind, nämlich für gar nichts.

Das Einzige, was sie mitmachen können, sind
Polizeigesetze und mehr Überwachung.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Verfas-
sungswidrige Polizeigesetze!)

Aber wenn es darum geht, liberale Akzente zu
setzen, ducken sie sich weg.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Für die CDU-Fraktion Herr Dr. Biester!

Dr. Uwe Biester (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
habe Verständnis dafür, dass der Kollege Briese
mit Energie für dieses Thema ficht. Es ist nicht das
erste Mal. Einen vergleichbaren Antrag haben wir
schon in der letzten Legislaturperiode gehabt. Ich
wage die Prognose, dass wir, wenn wir diesen
Antrag gleich erwartungsgemäß ablehnen, in der
nächsten Periode wieder einen vergleichbaren
Antrag bekommen werden.

(Ralf Briese [GRÜNE]: Andere lernen
schneller dazu!)

Dieses Thema ist eben Ihr Steckenpferd.

Herr Kollege Briese, wir gehen mit einer anderen
Blickrichtung an dieses Thema heran.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Ja!)

Wir fragen uns schlicht und ergreifend: Brauchen
wir ein solches Gesetz eigentlich? Wir stellen fest,
dass es umfangreiche Akteneinsichtsrechte für
Betroffene und all diejenigen gibt, die ein berech-
tigtes Interesse an einer Akteneinsicht darlegen
können. Wir haben diverse Regelungen über Ver-
öffentlichungspflichten.

Herr Briese, das obrigkeitliche Handeln der Ver-
waltung, das Sie hier darstellen, entspricht gar
nicht der Wirklichkeit in Niedersachsen. Darauf
lege ich großen Wert. Wir haben schon lange eine
gewandeltes Bild der Verwaltung. Unsere Verwal-
tung hat das obrigkeitsstaatliche Denken schon
lange abgelegt, trägt den Dienstleistungsgedanken
in sich und stellt den Service für den Bürger in den
Vordergrund.

(Zustimmung bei der CDU)
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Wir sind davon überzeugt, dass dies ausreicht.

Es besteht also aus unserer Sicht keine Rege-
lungslücke. Deshalb brauchen wir auch kein Ge-
setz. Wir wollen Rechtsvorschriften abbauen. Neue
Gesetze wollen wir nur dann, wenn wirklich ein
zwingender Bedarf besteht. Den sehen wir nicht.

Meine Damen und Herren, wie sähe die praktische
Umsetzung eines solchen Gesetzes aus? Sie räu-
men selber ein, dass das umfassende Aktenein-
sichtsrecht, das Sie meinen gewähren zu können,
tatsächlich nicht so umfassend sein kann. Sie sa-
gen: Es gibt natürlich Ausnahmetatbestände. Es
gibt insbesondere das Recht der Einzelperson auf
informationelle Selbstbestimmung, das dazu führt,
dass nicht uneingeschränkt Akteneinsicht gewährt
werden kann. Sie sagen in Ihrem Antrag selber,
interne Vorgänge der Willensbildung der Regie-
rung dürften nicht betroffen sein. Geheimhaltungs-
vorschriften - Strafverfolgung, Polizei, Arzt- und
Mandantengeheimnis, Steuergeheimnis - dürften
nicht betroffen sein. Der Schutz von persönlichen
Daten und von Privat-, Betriebs- und Geschäftsge-
heimnissen sei zu wahren. - In der Tat. Dann frage
ich mich, wo eigentlich der Unterschied zwischen
Ihrem Informationsfreiheitsgesetz und der Wirk-
lichkeit liegt, die wir in Niedersachsen schon lange
haben. Da gibt es keinen Unterschied.

(Zustimmung bei der CDU)

Ich will einfach einmal ein Szenario aufmalen. Ich
stelle mir vor, ein Rentner aus dem Harz kommt
auf den Gedanken, einen Brief an das Wirt-
schaftsministerium zu schreiben und die Vorlage
der Akten zur Realisierung des JadeWeserPorts zu
verlangen. Dazu sagen Sie: Das ist kein Problem;
er hat ein entsprechendes Informationsrecht, auch
wenn er im Harz wohnt und örtlich nicht betroffen
ist. Er soll Akteneinsicht haben, und zwar in vier
Wochen.

In vier Wochen müssen also die Aktenberge, die
zu diesem Thema sicherlich vorhanden sind, im
Hinblick darauf gesichtet werden, ob Bestandteile
diese Akten aus den von Ihnen selbst genannten
Gründen nicht preiszugeben sind. Sie setzen also
hoch bezahlte Verwaltungsbeamte daran, die ge-
samten Vorgänge darauf zu prüfen, welche Sa-
chen herauszugeben sind und welche nicht. Da
geht es um schwierige rechtliche Erwägungen;
daran müssen Sie einen hoch dotierten Beamten
setzen, der die entsprechende Befähigung hat.

Immerhin drohen bei unberechtigtem Zurückhalten
von Aktenteilen Rechtsstreitigkeiten.

Das alles geschieht, um die Neugierde eines Men-
schen zu befriedigen, der kein Betroffener ist, der
kein berechtigtes Interesse hat, der sich dieses
Themas aus reiner Neugierde annimmt. Dann
sagen Sie auch noch, die Höhe der damit verbun-
denen Gebühren dürfe nicht abschreckend sein.
Den gesamten Verwaltungsaufwand, den Sie los-
treten, sollen wir bitte schön aus allgemeinen
Steuermitteln bezahlen. Fotokopiekosten darf man
vielleicht noch erheben.

Das halten wir einfach nicht für erforderlich.

(Zustimmung bei der CDU)

Ich sage es ganz deutlich: Wir halten das System,
dass jemand, der ein berechtigtes Interesse hat
oder betroffen ist, eine Akte einsehen kann, für
völlig ausreichend und völlig in Ordnung.

Ich komme auf den Tagesordnungspunkt 8 zurück.
Da haben wir über ein Gesetz zur Änderung des
Kommunalabgabengesetzes beraten. Da sehen
wir z. B. ein Recht auf Einsicht in Bemessungs-
grundlagen von Gebührenbescheiden vor. Wo wir
das Gefühl haben, den Betroffenen wirklich zu
helfen, tun wir das auch und schreiben ein Akten-
einsichtsrecht in das jeweilige Spezialgesetz.

Aber ein so allgemeines Gesetz, jeden Bereich
betreffend, nur die Neugierde befriedigend, lehnen
wir ab.

(Beifall bei der CDU und Zustimmung
bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Für die SPD-Fraktion hat sich Frau Kollegin Grote
zu Wort gemeldet.

Susanne Grote (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Mit dem vorliegenden Antrag strebt die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen die Verabschie-
dung eines Niedersächsischen Akteneinsichts- und
Informationszugangsgesetzes, auch kurz Informa-
tionsfreiheitsgesetz genannt, an. Ein Informations-
freiheitsgesetz kann grundsätzlich Transparenz,
Akzeptanz und Effizienz staatlichen Handelns er-
höhen. Auch kann dadurch Korruption aufgedeckt
werden. Vor über zwei Jahren wurde der Antrag
eingebracht. Es ist nunmehr an der Zeit, dass wir
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die Verwaltung in Niedersachsen zu einem trans-
parenten, service- und kundenorientierten Partner
der Bürgerinnen und Bürger machen. Wir fordern
die Landesregierung auf, ein Niedersächsisches
Informationsfreiheitsgesetz zu formulieren.

(Zuruf von der CDU: Die braucht nicht
aufgefordert zu werden!)

Auch wir von der SPD-Landtagsfraktion haben, als
der Antrag gestellt wurde, nicht sofort „Hurra!“
geschrien, da wir eine Überlastung der zur Aus-
kunft verpflichteten Stellen und einen weiteren
Kostendruck insbesondere auf die Kommunen
nicht mittragen. Aber wir haben uns intensiv mit
den Erfahrungsberichten der Länder Nordrhein-
Westfalen und Schleswig-Holstein auseinander
gesetzt. In beiden Ländern hat sich gezeigt, dass
das eingeführte Informationsfreiheitsgesetz weder
zu der befürchteten Überlastung - entgegen Ihrem
Szenario, sehr geehrter Herr Kollege Biester; ich
kann auch nicht erkennen, warum Niedersachsen
hier eine Ausnahme bilden sollte - noch zu einem
verstärkten Kostendruck geführt hat.

(Reinhold Coenen [CDU]: Woher wis-
sen Sie das?)

- Es gibt Erfahrungsberichte. Herr Kollege, setzen
Sie sich damit auseinander! Lesen Sie sie nach!

So haben beispielsweise in Schleswig-Holstein in
den ersten zwei Jahren nach In-Kraft-Treten des
Informationsfreiheitsgesetzes knapp 2 000 Bürge-
rinnen und Bürger einen Antrag auf Informations-
zugang gestellt. Durchschnittlich sind das kaum
mehr als fünf Anträge pro Behörde. Die Aktenein-
sicht erfolgte in vielen Fällen komplikationslos.
Über die gestellten Anträge wird meist zügig und
positiv entschieden. Die praktischen Erfahrungen
in Nordrhein-Westfalen haben verdeutlicht, dass
der Entscheidung über die Gebührenfestsetzung
ein besonderes Augenmerk geschenkt werden
sollte. Keinesfalls darf der gesamte Verwaltungs-
aufwand höher liegen als die zu vereinnahmende
Gebühr.

Mit „Verwaltungsaufwand“ meine ich in erster Linie
nicht die eigentliche Informationsfreiheit durch
Akteneinsicht, sondern vielmehr den mit der Ge-
bührenfestsetzung verbundenen Sollstellungs-,
Überwachungs- und Kassenaufwand. Insbesonde-
re bei niedrigen Gebühren besteht die Gefahr,
dass die haushaltstechnische Abwicklung und
Kontrolle der gezahlten Gebühren für die Behörde

insgesamt höher ist als die Gebühr für die Informa-
tion selbst.

Die Lösung dieses Problems liegt aber nicht in der
Forderung nach höheren Gebühren. Dies würde
die Bürgerinnen und Bürger vielmehr abschrecken
und die Informationsfreiheit ad absurdum führen.
Vielmehr haben einige Kommunen in Nordrhein-
Westfalen selbst entschieden, in diesen Fällen auf
eine Erhebung von Gebühren zu verzichten, um
den Aufwand zu minimieren. Dies ist meines Er-
achtens der geeignete Weg, um die Informations-
freiheit zu fördern.

Ähnliche positive Resultate liegen auch aus Bran-
denburg und Berlin vor. Ich bin mir sicher, dass
auch in Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vorpom-
mern sowie auf Bundesebene überwiegend positi-
ve Erfahrungen gemacht werden. Hier liegen die
Informationsfreiheitsgesetze erst seit kürzester Zeit
vor.

Die Bürgerinnen und Bürger werden als Partner
und nicht als Bittsteller angesehen. Langfristig wird
die gelebte Informationsfreiheit die Korruptionsbe-
kämpfung unterstützen, da die Akteneinsicht nicht
nur dem Bürger in konkreten, ihn vor Ort betreffen-
den Fällen Transparenz bietet, sondern auch Jour-
nalisten neue Wege eröffnet. Die Chance zur Auf-
hebung und Aufdeckung von Korruption wird durch
den Einblick in Originalakten erheblich gesteigert.

Gestatten Sie mir an dieser Stelle ein Wort zum
Informationsfreiheitsgesetz auf Bundesebene.
Dieses Gesetz wurde unter Rot-Grün entwickelt
und mithilfe der FDP beschlossen. Die Bundes-
tagsfraktion der FDP hat grundsätzlich den freien
Zugang zu Informationen begrüßt. Der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung ging den Liberalen auf
Bundesebene aber anscheinend nicht weit genug,
wie aus dem Entschließungsantrag der FDP
- Bundestagsdrucksache 15/5625 - deutlich wird.
Deshalb haben sich die Abgeordneten der FDP im
Bundestag der Stimme enthalten. Ich hätte nun
ganz gern Herrn Hirche direkt angesprochen, aber
offensichtlich ist er nicht anwesend.

(Bernd Althusmann [CDU]: Er steht
draußen vor der Tür! Ich habe ihn ge-
rade gesehen! Er hört Ihnen auch zu!
- Gegenruf von Sigrid Leuschner
[SPD]: Ach! - Gegenruf von Bernd
Althusmann [CDU]: Er ist FDP-
Minister! Er hört alles!)

- Wunderbar! Das stimmt mich froh.
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Herr Hirche hat nach meinen Informationen die
Abstimmung der von der FDP mitregierenden Län-
der koordiniert - und zwar im Bundesrat - und dafür
gesorgt, dass diese Länder der Linie der Bundes-
tags-FDP folgen. Warum haben Sie, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen der FDP-Fraktion, den vorlie-
genden Antrag dann in den Ausschüssen abge-
lehnt?

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Er war so
schlecht geschrieben!)

- Warum haben Sie keinen Änderungsantrag ein-
gebracht, wenn er schlecht geschrieben ist?

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Frau Kolle-
gin, Sie werden gleich staunen!)

Ich finde es schade - auch für Sie, Herr Kollege
Rösler -, dass sich bei Ihnen, liebe Kolleginnen
und Kollegen der Fraktionen der CDU und der
FDP, offensichtlich noch nicht die Erkenntnis
durchgesetzt hat, dass Transparenz der öffentli-
chen Verwaltung nicht nur die demokratischen
Beteiligungsrechte der Bürgerinnen und Bürger
stärkt und damit der Staatsverdrossenheit entge-
genwirkt, sondern dass diese Transparenz Mani-
pulation und Korruption erschwert. Vielleicht den-
ken Sie einmal darüber nach! - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die FDP-Fraktion Herr
Professor Dr. Zielke, bitte!

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
alle wissen: Information ist immer gut. - Wir Libe-
rale wissen - und wir stehen mit diesem Wissen
zum Glück nicht allein da -: Freiheit ist gut.

(Beifall bei der FDP - Zurufe von der
SPD)

Also ist Informationsfreiheit super gut.

(Beifall bei der FDP)

Aber wir erlauben es uns auch, gegenüber neuen
Gesetzen grundsätzlich skeptisch zu sein, auch
wenn sie mit super guten Überschriften und hehren
Zielen wie der gläsernen Verwaltung daherkom-
men.

Herr Briese, freie Demokraten sind immer an vor-
derster Front dabei, wenn es darum geht, die
Rechte der Bürger gegenüber dem Staat sinnvoll
zu stärken.

(Beifall bei der FDP)

Aber schon Montesquieu wusste: Wenn es nicht
notwendig ist, ein Gesetz zu machen, dann ist es
notwendig, kein Gesetz zu machen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
David McAllister [CDU]: Bravo!)

Der Bund hat ein Informationsfreiheitsgesetz be-
schlossen, und einige Länder hatten sich schon
vorher eigene Regelungen gegeben. Die meisten
Länder haben aber kein derartiges Gesetz be-
schlossen, und zwar einfach deshalb, weil sie es
nicht brauchen.

In der letzten Legislaturperiode haben die Grünen
vergeblich versucht, der niedersächsischen SPD,
die damals regierte, Zustimmung zu einem ent-
sprechenden Antrag abzuringen, obgleich damals
im Windschatten von Rot-Grün in Berlin allerlei
möglich war. Damals hat es eine umfangreiche
Anhörung gegeben, und das Urteil der Experten
war deutlich: Ein Informationsfreiheitsgesetz ist
praktisch überflüssig.

Wenn auch nur ein Hauch von Betroffenheit exis-
tiert, hat die oder der Betroffene schon jetzt ein
umfassendes Recht auf Akteneinsicht. Was die
angeblich korruptionsmindernde Wirkung angeht,
so ist sie wohl eher Wunschdenken als durch kon-
krete Fälle belegbar. Trotzdem hatten Sie, liebe
Grüne, keine Scheu, Ihren alten Antrag in dieser
Legislaturperiode zu recyceln, nämlich am 27. Mai
2004. Damals hatten wir das Konnexitätsprinzip
noch nicht in der Verfassung; jetzt haben wir es.

Frau Kollegin Bockmann von der SPD-Fraktion
wies an jenem Tag zu Recht darauf hin, wir könn-
ten einen Gesetzentwurf nicht unabhängig von den
finanziellen Folgen, gerade auch für die Kommu-
nen, diskutieren. Ich erlaube mir, aus ihrer damali-
gen Rede zu zitieren, einfach deswegen, weil man
es kaum besser ausdrücken kann. Frau Bockmann
sagte:

„Vor diesem Hintergrund habe ich mir
den vorliegenden Antrag einmal an-
gesehen. Ich habe die kostenintensi-
ven Positionen einmal mit Textmarker
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gelb markiert. Die ganze Seite ist fast
gelb.“

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP)

„Sie haben gefordert, dass lediglich
der Materialaufwand, nicht aber der
Arbeitsaufwand ersetzt werden soll,
dass die öffentlichen Stellen Ver-
zeichnisse führen sollen, die geeignet
sind, die Aktenordnung und den Ak-
tenbestand sowie den Zweck der ge-
führten Akten erkennen zu lassen,
dass Statistiken über die Anzahl der
bewilligten und der abgelehnten An-
träge vorhanden sein müssen und
dass last, but not least die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter in den Behör-
den Fachleute sein sollen. Die Akten
sollen ja nicht von Registraturbeamten
dahin gehend durchgesehen werden,
wo Rechte Dritter tangiert werden,
und datenschutzgerecht weitergege-
ben werden.“

(Beifall bei der FDP - Dr. Philipp Rös-
ler [FDP]: Respekt! - Christian Dürr
[FDP]: Das war sehr gut!)

Gemäß Konnexitätsprinzip müsste das Land den
Kommunen diesen Aufwand auf Cent und Euro
erstatten. Umso mehr hat es mich gewundert, dass
die SPD-Fraktion im Ausschuss die Ablehnung des
Antrages der Grünen abgelehnt hat, ihn also jetzt
indirekt mitträgt. Wir von der FDP-Fraktion nehmen
Sachargumente jedenfalls ernst und lehnen den
Antrag in dieser Form ab.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Dr. Philipp Rösler [FDP]: Sehr gut!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Zu einer Kurzintervention auf
Professor Dr. Zielke hat sich Herr Kollege Briese
zu Wort gemeldet. Sie haben anderthalb Minuten.
Bitte schön!

Ralf Briese (GRÜNE):

Herr Zielke, liebe FDP-Fraktion, das, was Sie hier
hinlegen, ist der totale politische Eiertanz und die
absolute Paradoxie. Das will ich Ihnen einmal sa-
gen.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Wie die
Grünen beim Schulgesetz!)

Ich weiß noch aus der ersten Beratung, dass Sie
Ihren Wirtschaftsminister gefeiert und gesagt ha-
ben: Wunderbar, dass er dafür gesorgt hat, dass
wir jetzt auf Bundesebene das Informationsfrei-
heitsgesetz bekommen haben. Es ist eine ganz
tolle Sache, dass wir das jetzt haben. Wir brau-
chen Informationsfreiheit.

Der zweite Punkt: Wir hatten eine CeBIT-
Fachtagung. Da waren Sie nicht da, sondern ha-
ben eine Vertreterin geschickt. Sie hat mit den
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der
Länder und mit Professoren, die sich in dem The-
ma einigermaßen auskennen, gesprochen und
gesagt: Informationsfreiheit aus liberaler Sicht
finde ich eine ganz tolle Sache. Das tragen wir mit.
Das finden wir sehr vernünftig. Vielleicht schaffen
wir es nicht mehr in dieser Legislaturperiode. Aber
prinzipiell sind wir sehr dafür.

Dann will ich einmal Ihre sachlich-fachliche Bera-
tung im Ausschuss zumindest etwas paraphrasie-
ren. Da kam nämlich gar nichts von Ihnen. Sie
haben keinen Änderungsantrag geschrieben, übri-
gens die CDU auch nicht. Sie haben keine Ergän-
zung vorbereitet. Sie haben nicht etwa gesagt:
„Der Antrag geht in die richtige Richtung, aber
dieses und jenes passt uns nicht. Da und da muss
man ihn optimieren“, sondern es stand von vorn-
herein fest, dass Sie sich gegen Minister Schüne-
mann nicht durchsetzen können. Deswegen wird
das hier abgelehnt. Sie haben einfach nicht den
Mumm und die Traute, einen vernünftigen liberalen
Akzent zu setzen. Das ist der Grund dafür, dass
Sie jetzt sehr verschwurbelt eine ganze Menge
Argumente dafür anbringen, dass man diesem
Antrag nicht zustimmen kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie können sich schlicht und ergreifend gegen
Ihren Koalitionspartner nicht durchsetzen. Eigent-
lich weiß die FDP: Informationsfreiheit ist eine
vernünftige Sache. Aber Sie schaffen es einfach
nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich
schließe damit die Beratung.
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Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will, den bitte ich nunmehr um das
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Damit ist der Beschlussempfehlung des
Ausschusses gefolgt.

Ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 13:
Einzige (abschließende) Beratung:
Überregulierung im Finanzsektor abbauen
- den Mittelstand stärken - Antrag der Frak-
tionen der CDU und der FDP - Drs. 15/2828 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr - Drs. 15/3029

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses lautet
auf Annahme. Eine Berichterstattung ist nicht vor-
gesehen.

Zu Wort gemeldet hat sich für die CDU-Fraktion
der Herr Kollege Hoppenbrock.

Ernst-August Hoppenbrock (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist
noch gar nicht so lange her, da war es, wenn ein
Unternehmer, ein Einzelhändler oder auch ein
Landwirt zur Bank ging und einen Kredit, ein Dar-
lehen für Geschäftserweiterungen, für Betriebs-
mittel oder für die Finanzierung eines großen Auf-
trages haben wollte, relativ einfach, dies zu be-
kommen. Die Bank legte in erster Linie Wert auf
Sicherheiten. Aber auch persönliche Bekannt-
schaft spielte eine große Rolle.

Meine Damen und Herren, das ist heute anders.
Die Geschäftswelt und damit auch die Finanzwirt-
schaft haben sich in den letzten Jahren rasant
verändert. Die Globalisierung, aber auch die ver-
änderten, sehr komplexen Geschäftsabläufe, die
zum Teil nicht überschaubar sind, stellen heute
andere Anforderungen an die Vergabe und auch
an die Überwachungskriterien. Dieser neuen, wei-
tergehenden Aufgabenstellung folgen die EU-
Vorgaben von Basel II.

Aber wie so oft schießen wir Deutschen bei der
Umsetzung von Basel II weit über das Ziel hinaus.
Inzwischen ist die staatliche Regulierungswut für
die kleinen Banken zu einer unerträglichen Belas-
tung geworden. Allein die derzeit in Arbeit befindli-

che Regierungsvorlage zur Umsetzung von Ba-
sel II umfasst 563 Seiten hochkomplexer und kom-
plizierter Texte. Die gesetzlichen Anforderungen
machen keinen Unterschied zwischen kleinen und
global agierenden Banken.

Das ist in anderen europäischen Ländern, wie in
Österreich und in den Niederlanden, anders gere-
gelt. Dort hat die Kreditwirtschaft mehr Freiräume.

Zur Überwachung des Kredit- und Versicherungs-
wesens sowie des Wertpapierhandels hat die
Bundesregierung im Jahre 2002 die Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht, BaFin, gegrün-
det. Grundlage für die Überwachung des Banken-
sektors ist das Gesetz über das Kreditwesen,
KWG, mit 64 Paragrafen, untergliedert in unzählige
Absätze.

Damit wir uns nicht falsch verstehen: Eine funktio-
nierende Bankenaufsicht ist ein Aushängeschild
für den Finanzstandort Deutschland. Das wird
auch auf internationaler Ebene sehr positiv be-
wertet und anerkannt. In ihrem Bestreben jedoch,
alles bis ins kleinste Detail regeln zu wollen und zu
überwachen, ist die BaFin weit über das Ziel hi-
nausgegangen. Das gilt besonders für den über-
drehten Verwaltungsaufwand und die Kosten für
die kleineren Kreditinstitute. Da stehen bei den
Sonderprüfungen nach § 44 KWG Aufwand und
Ertrag oft in keinem vernünftigen Verhältnis mehr.
Nach dem Kreditwesengesetz müssen deutsche
Banken insgesamt mehr als 70 Anzeigepflichten
erfüllen. In Kombination mit diversen Sonderprü-
fungen sind - so hat man berechnet - 15 % des
Personals allein für staatliche Überwachungstätig-
keiten gebunden.

Deshalb fordern wir eine Rückkehr zur Beteiligung
des Bundes an der Finanzierung der BaFin in Hö-
he von mindestens 10 % und außerdem eine Be-
teiligung der BaFin von ebenfalls mindestens 10 %
an den Prüfungskosten der Banken. Damit würde
zum einen ein stärkeres Kostenbewusstsein entwi-
ckelt, und es wäre zumindest ein erster Anreiz
gegeben, nochmals zu prüfen, ob eine bestimmte
Prüfung wirklich notwendig ist.

Fakt ist auch: Heute kontrolliert sich die BaFin
weitgehend selbst. Manchmal hat man den Ein-
druck, die BaFin sucht sich zur eigenen Selbst-
bestätigung immer neue Aufgaben.

(Beifall bei der CDU)
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Bezahlen müssen das die zu prüfenden Banken
und damit letztendlich wir alle, nämlich die Kunden.

Im Bundesfinanzministerium werden zurzeit die
Mindestanforderungen an das Kreditgeschäft und
die Mindestanforderungen an die Ausgestaltung
der inneren Revision zu den Mindestanforderun-
gen an das - man höre - Risikomanagement zu-
sammengefasst. Es ist gut und sinnvoll, mehrere
Regeln zusammenzufassen.

Der bisherige Entwurf sieht auch Öffnungsklauseln
für kleinere Institute vor. Dabei muss es dann aber
auch in der endgültigen Gesetzesfassung bleiben.
Es darf nicht wieder zu neuer Bürokratie für die
Banken und damit zu neuen Problemen bei der
Kreditvergabe für den Mittelstand kommen.

Es gibt aber auch Erfreuliches zu berichten. Als ein
erster Schritt wurde im vergangenen Jahr auf Initi-
ative Bayerns § 18 KWG den Erfordernissen der
Praxis angepasst. Der Schwellenwert, der die
Banken dazu verpflichtet, die Verhältnisse ihrer
Kreditnehmer offen zu legen, stieg von 250 000
auf 750 000 Euro. Damit sind die Bedingungen
gegenüber den ausländischen Mitbewerbern zu-
mindest in diesem Punkt wieder angeglichen. In
Österreich z. B. gilt dieser um das Dreifache höhe-
re Schwellenwert schon lange. Die österreichi-
schen Banken konnten deswegen in der Vergan-
genheit im benachbarten Süddeutschland schnel-
ler und unbürokratischer Kredite vergeben als ihre
deutschen Mitbewerber.

Mit dem vorliegenden Antrag unterstützen CDU
und FDP eine einstimmige Initiative der Wirt-
schaftsministerkonferenz - dazu gehören auch
SPD-Kollegen, die Wirtschaftsminister in den Län-
dern sind -, durch den Abbau von Überregulierung
und Formalismus mittleren und kleinen Banken die
Chance zum wirtschaftlichen Überleben zu geben.
Die dazu notwendigen Öffnungsklauseln dienen
nicht nur den Banken, sondern sie kommen der
gesamten mittelständischen Wirtschaft zugute.

Meine Damen und Herren von der Opposition, Sie
werden wahrscheinlich gleich sagen, die meisten
unserer Forderungen seien bereits von Rot-Grün
auf den Weg gebracht worden. Das ist absolut
falsch. Das haben Sie im Ausschuss behauptet.

(Günter Lenz [SPD]: Wir sagen nie
etwas Falsches!)

Es gab eine Kleine Anfrage von vielen Kollegen
der SPD. In der Antwort auf diese Kleine Anfrage

hat Ihnen das Wirtschaftsministerium nachgewie-
sen, dass es falsch ist.

Der vorliegende Antrag ist hoch aktuell. Lediglich
bei § 18 KWG hat sich etwas geändert. Da ist et-
was passiert - das ist auch in Ordnung so -, und
zwar auf Druck von Bayern und nicht auf Druck
eines SPD-regierten Landes. Der vorliegende An-
trag ist also hoch aktuell. Damit unterstützen wir
die betroffenen Banken und vor allem die mittel-
ständische Wirtschaft in Niedersachsen.

Ich möchte zum Schluss das Zitat von Professor
Zielke etwas abändern - er hatte etwas von Mon-
tesquieu zitiert -: Wenn es nicht nötig ist, über die
Maßen etwas zu kontrollieren, dann ist es nötig, es
nicht zu kontrollieren. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die SPD-Fraktion hat sich
Frau Kollegin Geuter zu Wort gemeldet. Bitte
schön!

Renate Geuter (SPD):

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Der Überschrift Ihres Antrages „Überregulie-
rung im Finanzsektor abbauen - den Mittelstand
stärken“ können sicherlich alle im Landtag vertre-
tenen Parteien grundsätzlich zustimmen.

(Dr. Harald Noack [CDU]: Dann ma-
chen Sie es doch!)

Bei intensiver Beschäftigung mit den Inhalten ist
freilich festzustellen, dass die darin enthaltenen
Forderungen alle gängigen Klischees bedienen,
die derzeit im Zusammenhang mit der Umsetzung
europäischer Richtlinien öffentlich diskutiert wer-
den

(Beifall bei der SPD)

und die durch die Ereignisse und Entscheidungen
der letzten Wochen und Monate mehr als überholt
sind. Daher lässt Ihr Antrag nur den Schluss zu,
dass Sie weder der Einschätzung Ihrer eigenen
Landesregierung trauen noch der Arbeit der Gro-
ßen Koalition in Berlin unter der Führung der
Kanzlerin Frau Merkel.

(Reinhold Hilbers [CDU]: Machen Sie
sich darüber bloß keine Sorgen!)
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Wir sind der Niedersächsischen Landesregierung
sehr dankbar dafür, dass sie eine Kleine Anfrage
der SPD-Fraktion zu Bürokratie bei Kreditinstituten
deutlich seriöser beantwortet hat, als das in Ihrem
Antrag der Fall ist.

(Beifall bei der SPD)

Sie hat nämlich zu Recht darauf hingewiesen, dass
Regelungen im Bereich der Kreditwirtschaft kei-
neswegs willkürlich erlassen werden, sondern dem
Ziel dienen, die berechtigten Interessen der Gläu-
biger von Kreditinstituten nicht zu gefährden. Ban-
kenaufsicht ist - das hat auch die Niedersächsi-
sche Landesregierung in ihrer Antwort ausdrück-
lich bestätigt - nicht nur für die Kreditinstitute un-
verzichtbar. Sie liegt vor allem auch im Interesse
der Kunden. Diese wollen mit Recht eine gewisse
Sicherheit für ihr den Kreditinstituten anvertrautes
Geld haben. Es kann nämlich nicht hingenommen
werden, dass die Banken ihre Gewinne zwar pri-
vatisieren, sich ihre Risiken aber im Falle einer
Instabilität von der öffentlichen Hand gegenfinan-
zieren lassen wollen.

Das Thema Bürokratieabbau ist ein Dauerbrenner
- wir haben viele Anträge dazu hier im Landtag -
und auch aktuell in aller Munde. Bei allen Forde-
rungen nach Abbau von tatsächlichen oder ver-
meintlichen Überregulierungen dürfen wir aller-
dings nicht übersehen, dass nur in einem sachge-
recht geregelten Markt die Kreditwirtschaft ihre
wichtige volkswirtschaftliche Funktion erfüllen
kann. Die Qualität der Rechtsetzung ist ein wichti-
ger Standortfaktor und die staatliche Aufsicht ein
Gütesiegel für den Finanzplatz Deutschland im
globalen Wettbewerb.

Ich darf in diesem Zusammenhang an das Ge-
spräch des Haushalts- und des Wirtschaftsaus-
schusses mit den Vertretern der Banken am Jah-
resanfang erinnern. Dort haben die Vertreter der
Banken ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sie
gerade wegen dieser Rechtssicherheit ihre Bank-
geschäfte besonders gern in Deutschland abwi-
ckeln.

(Dieter Möhrmann [SPD]: So ist es!)

Meine Damen und Herren von den Regierungs-
fraktionen, Sie fordern in Ihrem Antrag, dass die
Bundesregierung bei der nationalen Umsetzung
der EU-Regelungen im Kontext von Basel II keine
strengeren Regeln anwendet, als von der EU vor-
gesehen. Ihnen wird in diesem Zusammenhang
sicherlich nicht entgangen sein, dass bereits seit

Februar 2006 ein Gesetzentwurf zur Umsetzung
der neu gefassten Bankenrichtlinie und der Kapi-
taladäquanzrichtlinie im Deutschen Bundestag
vorliegt.

(Bernd Althusmann [CDU]: Den haben
Sie nämlich mit beschlossen!)

Bemerkenswert ist, dass alle im Bundestag ver-
tretenen Parteien bei der Diskussion über diesen
Gesetzentwurf in den letzten Wochen positiv her-
ausgestellt haben, dass in diesem Regelwerk die
Interessen der kleinen und mittleren Unternehmen
besondere Berücksichtigung finden, weil Mit-
telstandskredite zukünftig eine besondere Be-
handlung erfahren können.

(Dieter Möhrmann [SPD]: Das weiß
Herr Hoppenbrock aber nicht!)

Ein wesentlicher Teil Ihres Antrages hat sich damit
bereits erledigt.

(Beifall bei der SPD)

Wir alle wissen um die Bedeutung des Mittelstands
für unsere Wirtschaft, gerade auch im Hinblick auf
Beschäftigung und Ausbildung. Die Interessenver-
tretung für die kleineren und mittleren Unterneh-
men haben entgegen einem öffentlich gern ver-
breiteten Eindruck nämlich nicht einzelne Parteien
oder Gruppierungen gepachtet, sondern sie ist
gemeinsame Aufgabe aller politisch Verantwortli-
chen. Es waren die deutschen Vertreter, die in den
letzten Jahren in intensiven Verhandlungen auf
europäischer Ebene durchgesetzt haben, dass mit
Basel II die kleineren und mittleren Betriebe besse-
re Bewertungen als bisher bekommen werden, weil
sie mit einem niedrigeren Risikogewicht belegt
werden und weil ihre Risiken demnächst stärker
als bisher differenziert werden können. Mit beson-
derer Freude verweise ich in diesem Zusammen-
hang auf die Äußerungen des CDU-Abgeordneten
Dautzenberg, der in der Bundestagsdiskussion zu
diesem Gesetzentwurf vor wenigen Wochen for-
muliert hat:

„Der Gesetzentwurf ... setzt die EU-
Richtlinien zu Basel II - genau so wie
wir es uns im Koalitionsvertrag vorge-
nommen haben; d. h. im Grundsatz -
1:1 um. Wir satteln keine neuen oder
weitergehenden Regeln und Regulie-
rungen auf die EU-Richtlinie auf ...“
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Meine Damen und Herren, wenn Ihr Parteifreund
Recht hat, hat sich auch ein großer Teil Ihres An-
trages erledigt.

(Beifall bei der SPD)

Mit der Einführung dieser neuen risikoorientierten
bankenaufsichtlichen Instrumente als Ergebnis der
Umsetzung von Basel II muss sicherlich eine Prü-
fung einhergehen, welche konventionellen Auf-
sichtsmaßnahmen im Gegenzug ersetzt oder ver-
ringert werden können. Das gilt natürlich auch für
die so genannten Kampagneprüfungen oder Son-
derprüfungen gemäß § 44 Kreditwesengesetz, die
in Ihrem Antrag ausdrücklich benannt werden. Die
Große Koalition in Berlin hat sich aus gutem Grund
darauf verständigt, im Bereich der Bankenaufsicht
genau diese Doppel- und Mehrfachüberprüfungen
abzubauen und die Regulierung der Finanzaufsicht
auf das notwendige Maß zurückzuführen. Ich
empfehle in diesem Zusammenhang die Lektüre
des Koalitionsvertrages.

(Beifall bei der SPD)

Eine Änderung hat die Bundesregierung bereits
Anfang dieses Jahres vorgenommen. Durch die
Ergänzung des Kreditwesengesetzes ist die BaFin
befugt, aufsichtsrelevante Informationen, die be-
reits bei einer anderen Aufsichtsbehörde vorliegen,
dort auch abzufragen. Leider fehlt in Ihrem ge-
samten Antrag eine Konkretisierung, welche Dere-
gulierungsmaßnahmen Sie über das hinaus, was
bereits beschlossen, vereinbart oder auf den Weg
gebracht worden ist, noch fordern. Das hätten wir
uns sehr gewünscht.

(Beifall bei der SPD)

Zu dem in Ihrem Antrag enthaltenen Hinweis auf
die Mindestanforderungen an das Risikomanage-
ment darf ich noch einmal aus der Antwort der
Landesregierung auf die Anfrage der SPD-Fraktion
zitieren:

„Die Mindestanforderungen für das
Kreditgeschäft sind aufgegangen in
die - im Dezember 2005 veröffent-
lichten - Mindestanforderungen an
das Risikomanagement (MaRisk). Sie
sind grundsätzlich sinnvoll und dienen
auch dem Schutz von Kapitalanle-
gern. Die Einführung des neuen Re-
gelwerkes wurde genutzt, um auch
Deregulierungen in vertretbarem
Umfang vorzunehmen.“

Ich entnehme dieser Antwort, dass Sie dem, was
Ihre eigene Landesregierung für vertretbar hält,
nicht zustimmen können.

(Beifall bei der SPD - Glocke der Prä-
sidentin)

Ergänzend erinnere ich noch einmal an das er-
wähnte Gespräch mit den Banken im Januar die-
ses Jahres, in dem ebenfalls bestätigt wurde, dass
die bisherigen Regelungen der MaRisks nicht nur
eins zu eins übernommen worden sind. Die neue
Fassung enthält auch bereits die von Ihnen gefor-
derten Öffnungsklauseln, die den Instituten ent-
sprechend ihrer Größe und der Art ihrer Geschäfte
große Gestaltungsspielräume ermöglichen.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Frau Kollegin Geuter, kommen Sie bitte zum
Schluss!

Renate Geuter (SPD):

Dadurch haben die Kreditinstitute auch die Mög-
lichkeit, eigenverantwortlich den Umfang der ge-
forderten Dokumentationen festzulegen.

Meine Damen und Herren von den Regierungs-
fraktionen, Ihr Antrag enthält eine Vielzahl von
überholten und ausschließlich populistischen For-
derungen, die entweder schon erfüllt sind, die sich
im parlamentarischen Verfahren befinden oder die
bereits vereinbart sind. Er ist daher überflüssig.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Zu einer Kurzintervention auf
die Kollegin Geuter hat Herr Kollege Hoppenbrock
das Wort. Bitte schön!

(Karin Stief-Kreihe [SPD]: Er zieht
jetzt den Antrag zurück!)

Ernst-August Hoppenbrock (CDU):

Frau Kollegin Geuter, das ist jetzt keine Rechtha-
berei, aber ich frage mich, wieso die Wirtschafts-
ministerkonferenz, der auch SPD-Wirtschafts-
minister angehörten, in diesem Jahr genau diese
Forderungen gestellt hat. Die Umsetzung von Ba-
sel II, die aber noch nicht erfolgt ist, und das, was
die BaFin treibt, sind zwei grundverschiedene Din-
ge. Die BaFin ist die Institution, die das umsetzt.
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Ich frage mich: Kann es in Deutschland denn nicht
möglich sein, dass ein Mittelständler zur Bank geht
und dort gemeinsam mit demjenigen oder derjeni-
gen, der oder die in seinem Büro für Finanzen
zuständig ist, seine Unterlagen vorlegt - also ohne
eine Controlling-Abteilung, wie es sie ja nur in grö-
ßeren Firmen gibt, einzuschalten -, ohne damit die
bisher von der BaFin geforderten Formalien zu
verletzen? Es ist doch täglich Brot in den Kredit-
ausschusssitzungen, dass gesagt wird: § 18 KWG
ist in diesem Fall nicht erfüllt, und deshalb muss
der Antrag abgelehnt werden. Das aber ist doch
purer Formalismus, und genau das wollen wir än-
dern. Wir möchten, dass die Kreditwirtschaft auch
wieder auf normalem Weg praxisgerecht mit ihren
Kunden umgehen kann.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Frau Kollegin Geuter hat ein-
einhalb Minuten für die Antwort. Bitte schön!

Renate Geuter (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
sind uns ja darüber einig, dass bei der BaFin noch
einiges geregelt werden muss. Aber ich erinnere
daran, dass in der Koalitionsvereinbarung, die
auch die CDU mit unterschrieben hat, steht: Wir
warten erst einen Erfahrungsbericht ab - der soll im
Herbst 2006 vorliegen -, und aufgrund dieses Er-
fahrungsberichtes setzen wir folgende Instrumen-
tarien um: erstens Abschaffung von Doppelprüfun-
gen, zweitens Zurückführen der Finanzierung auf
das notwendige Maß und drittens Aufgabenkritik
bei der BaFin insgesamt.

(Dieter Möhrmann [SPD]: Sie weiß,
wovon sie redet!)

Das ist, wie gesagt, in Berlin vereinbart worden.
Wenn Sie unabhängig von dem Erfahrungsbericht
schon vorher etwas machen wollen, dann sollten
Sie das hier auch benennen. - Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen Herr Kollege Hagenah, bitte schön!

Enno Hagenah (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr Hoppenbrock, Sie haben schon
von Frau Geuter gehört, dass die Initiative, die hier
von CDU und FDP begonnen worden ist, in Berlin
letztlich keine Unterstützung findet. Selbst die
Landesregierung meint, es bestehe kein Hand-
lungsbedarf.

Man darf einem Antrag nicht nur deshalb zustim-
men, weil einem die Überschrift gefällt. Die Über-
schrift dieses Antrags gefällt uns natürlich auch,
und wir würden ihr und einzelnen Punkten des
Antrags sofort unsere Unterstützung geben. Aber
es müssen nun einmal alle Punkte überzeugend
sein, um einem Antrag am Ende zustimmen zu
können.

Mit Ihrem Vorschlag, die Regelungen zur Geldwä-
scheprävention aufzuweichen - die Ihnen als zu
kompliziert und zu umfangreich erscheinen -, sto-
ßen Sie bei uns auf Widerspruch. Das wäre aus
unserer Sicht ein Rückschritt gegenüber den be-
stehenden Regelungen. Damit würde man wieder
Schlupflöcher für Geldwäsche zulassen. Das aber
wäre ein fatales Signal für den Finanzplatz
Deutschland, den auch Sie stärken wollen, und ein
Armutszeugnis für die EU insgesamt, das wir ihr
eben nicht ausstellen wollen.

In diesem Bereich ist nicht die Aufweichung gel-
tender Standards, sondern eine gemeinschaftliche
Anstrengung aller EU-Länder das Gebot der Stun-
de. Die Schlupflöcher gerade bei Offshore-Banken
müssen noch besser als bisher geschlossen wer-
den. Wir haben da mit Luxemburg und der
Schweiz noch einige schwarze Schafe. Zu diesen
schwarzen Schafen wollen wir nicht gehören. Des-
halb lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die FDP-Fraktion Herr Kollege
Bode, bitte!

Jörg Bode (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen von der SPD, wenn wir
uns tatsächlich so einig wären, wie Sie sagen,
dann müssten Sie unserem Antrag doch zustim-
men können, zumal darin, wie Sie selbst gesagt
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haben, gar nicht solche schlimmen Sachen formu-
liert sind. Insofern verstehe ich Ihren Aufstand
überhaupt nicht.

(Dieter Möhrmann [SPD]: Herr Bode,
jetzt eiern Sie aber herum!)

Wir reden doch deshalb so intensiv über dieses
Thema, weil in einer Volkswirtschaft kein Bereich
so elementar wichtig ist wie der Finanzsektor. Fast
jedes Unternehmen, egal, ob groß oder ob klein,
und egal aus welcher Branche, benötigt eine funk-
tionierende Hausbank und eine entsprechende
Kreditversorgung. Und weil das ein so wichtiger
Bereich ist, muss man aufpassen, dass man die
Kontrollinstrumente richtig ansetzt.

Probleme bei einer einzigen Bank können eine
ganze Branche in Mitleidenschaft ziehen und das
Vertrauen der Unternehmer und der Verbraucher
nachhaltig erschüttern. Die Älteren in diesem Hau-
se werden sich vielleicht noch an das Jahr 1974
erinnern. Damals wurden wir nicht nur Fußball-
weltmeister, sondern in jenem Jahr hat die Ban-
kenaufsicht auch das Bankhaus Herstatt in Köln
geschlossen. Trotz der Fußballweltmeisterschaft
sind verunsicherte Verbraucher und Sparer zu
ihren Bankfilialen gelaufen, um ihr Geld, ihren Not-
groschen zu retten. Das kann natürlich zu Proble-
men führen.

Deshalb - Herr Möhrmann, da haben Sie völlig
Recht - haben wir viele Instrumente der Aufsicht
eingerichtet, verfeinert und bis heute verbessert.
Wir können feststellen, dass in den 90er-Jahren
fast alle Krisen an dem deutschen Finanzsektor
spurlos vorbeigegangen sind.

Leider müssen wir aber feststellen, dass der Ge-
setzgeber immer wieder über das Ziel hinaus-
schießt und die Banken mit unnötigen Kosten und
bürokratischem Aufwand belästigt und belegt, und
zwar ohne dass das System dadurch besser,
transparenter oder gar stabiler würde.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Es wundert mich schon, dass SPD und Grüne
damit anscheinend gut leben können, zumal damit
nicht die Großbanken, sondern in der Regel die
kleinen Sparkassen und die Volksbanken getroffen
werden.

Aus den Vorgaben des Gesetzgebers erwachsen
bürokratische Auflagen von fast 40 Millionen Euro
jährlich allein in Niedersachsen. Man kann eine

kleine Sparkasse nun einmal nicht mit einer inter-
national agierenden Großbank vergleichen; da
stimmen die Proportionen einfach nicht. Das gilt
insbesondere für die Sonderprüfung nach § 44, die
einer kleinen Bank kaum noch Zeit für die eigentli-
che Arbeit lässt. Die Kosten tragen am Ende wie
immer die Verbraucher und der Mittelstand in Form
von höheren Zinsen und höheren Gebühren.

Es wundert mich auch, dass Sie Folgendes so
hinnehmen: Was ist eigentlich mit der Terrorbe-
kämpfung? Wenn wir uns als Land bedroht fühlen,
warum sollen dann die Banken die Kosten für die
automatischen Kontoabfragen allein tragen? Das
gilt umso mehr, als die Kontoabfragen schwer-
punktmäßig nicht mehr der Terrorbekämpfung,
sondern immer mehr der Überprüfung von Steuer-
zahlern dienen, was als solches schon ein Problem
ist und geändert werden sollte.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Deshalb ist es wichtig, dass wir feststellen, dass
auf der Bundesebene zwar bereits Bewegung auf-
gekommen ist, dass wir auf der Landesseite aber
weiter Druck machen müssen. Denn sonst passiert
in Berlin, wie wir genau wissen, gar nichts. - Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die Landesregierung Herr
Minister Hirche, bitte schön!

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Die Landesregierung hat ein hohes
Interesse an der angemessenen, ausreichenden
Versorgung der Wirtschaft, insbesondere der mit-
telständischen Unternehmen, mit Fremdkapital.
Eine gut funktionierende Bankenaufsicht gehört zu
den Eckpfeilern der Infrastruktur jedes Finanzsys-
tems. Sie ist wichtig, um die Funktionsfähigkeit des
Finanzsektors zu erhalten und das Vertrauen der
Marktteilnehmer zu sichern. Dabei muss sie aber
streng am tatsächlichen Risiko ausgerichtet sein
und darf bei den Kreditinstituten keine unange-
messenen Kosten verursachen.

Bereits im April 2005 haben die Länder im Bundes-
rat eine ganze Reihe von Maßnahmen zur Deregu-
lierung der Bankenaufsicht gefordert. Sowohl die
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Wirtschaftsminister als auch die Finanzminister der
Länder haben diese Forderung seitdem wiederholt
unterstrichen. Zurzeit arbeitet eine von beiden
eingesetzte Arbeitsgruppe konkrete Vorschläge
aus, um weiter voranzukommen. Ich möchte an
dieser Stelle auch wegen der vorgerückten Zeit nur
drei Punkte herausgreifen, mit denen sich diese
Arbeitsgruppe befasst.

Erstens geht es um die Finanzierung der BaFin
und in diesem Zusammenhang auch um die Frage
der Umlagefähigkeit von Kosten, die der BaFin
aufgrund von Haftungsregelungen entstehen kön-
nen; Herr Kollege Bode hat soeben darauf hinge-
wiesen. Die Kosten der Bankenaufsicht sind in den
letzten Jahren massiv gestiegen. Das hängt u. a.
damit zusammen, dass nicht nur die Banken
selbst, sondern auch die Bankenaufsicht in zu-
nehmendem Maße mit aufsichtsfremden Aufgaben
belastet wird, die eigentlich aus allgemeinen Steu-
ermitteln zu finanzieren wären. Zu diesen auf-
sichtsfremden Aufgaben zählt z. B. der automati-
sierte Abruf von Kontoinformationen im Rahmen
der Geldwäsche- und Terrorismusbekämpfung.

Zweitens beschäftigt sich die Arbeitsgruppe mit der
bevorstehenden Umsetzung der EU-Geldwäsche-
richtlinie in nationales Recht, die den Banken er-
hebliche Sorgfaltspflichten bei der Aufnahme von
Geschäften mit politisch exponierten Personen - so
genannten PEPs - auferlegt und bei der es darauf
ankommen wird, die Definition PEPs, bei denen
ein naturbedingt höheres Geldwäscherisiko ange-
nommen werden kann, einzugrenzen.

Drittens geht es um die Durchführung von Sonder-
prüfungen gemäß § 44 KWG, die insbesondere
kleinere Banken stark belasten und die zudem
sehr kostenintensiv sind. Kritisch zu werten sind
dabei vor allem die so genannten Kampagneprü-
fungen, bei denen aufgrund eines Sammelauftrags
der BaFin gleichartige Sachverhalte bei einer Viel-
zahl von Kreditinstituten durch ein und dieselbe
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft werden,
ohne sich am institutsindividuellen Risiko zu orien-
tieren, wie dies eigentlich angemessen wäre. Da-
bei verfügen die Fachabteilungen der BaFin aus
ihrer langjährigen Praxis durchaus über instituts-
bezogene Erfahrungen, um gezielt potenzielle
Schwachstellen durch anlassbezogene Prüfungs-
aufträge näher untersuchen zu lassen.

Meine Damen und Herren, die hier genannten
Aspekte stellen natürlich nur einen Teil der von
den Banken und Verbänden beklagten Belastun-

gen durch Überregulierung dar. Umso wichtiger ist,
dass die sehr konkreten Vorschläge der Fachmi-
nisterkonferenzen in Berlin auf fruchtbaren Boden
fallen. Dafür setzt sich diese Landesregierung mit
allem Nachdruck ein. Für eine möglichst breite
Unterstützung durch die Fraktionen des Nieder-
sächsischen Landtags wäre ich deshalb dankbar.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Ich schließe damit die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimment-
haltungen? - Der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses ist gefolgt worden.

Ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 14:
Zweite Beratung:
Die aktive Väterrolle in der Familienarbeit
und Kindererziehung stärken - Antrag der
Fraktion der SPD - Drs. 15/2581 - Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Soziales,
Frauen, Familie und Gesundheit -
Drs. 15/3030

Die Beschlussempfehlung lautet auf Annahme in
geänderter Fassung.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Ich eröffne die Beratung. - Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Damit schließe ich die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Der Beschlussempfehlung des Ausschusses ist mit
deutlicher Mehrheit gefolgt worden.

Ich rufe auf
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Tagesordnungspunkt 15:
Einzige (abschließende) Beratung:
Selbstbewirtschaftete Domäne Hollan-
derhof; Landkreis Cuxhaven - Verkauf -
Antrag der Landesregierung - Drs. 15/2371
neu - Beschlussempfehlung des Ausschusses
für Haushalt und Finanzen - Drs. 15/3031

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses lautet
auf Zustimmung.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Ich eröffne die Beratung. Herr Kollege Klein von
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Sie haben
das Wort.

Hans-Jürgen Klein (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
lehnen diese Vorlage aus zwei Gründen ab. Ein-
mal wollen wir deutlich machen, dass wir am Ver-
halten der Landesregierung gegenüber dem in
dieser Frage entscheidenden Parlament Kritik
üben. Zum Zweiten glauben wir, dass nicht die
bestmögliche Lösung gewählt worden ist.

Noch im April letzten Jahres habe ich von Minister
Ehlen einen Brief bekommen, in dem er mir versi-
cherte, eine Zerschlagung des Betriebes sei nicht
vorrangiges Ziel. Sicherlich wäre es gut, einen
Investor zu finden, der die ökologische Wirt-
schaftsweise weiter trüge, aber natürlich nur bei
einem gleichrangigen Angebot.

(Vizepräsidentin Silva Seeler über-
nimmt den Vorsitz)

Ein solches Angebot lag im Februar dieses Jahres
vor. Es hätte es ermöglicht, den Betrieb und die
biologische Wirtschaftsweise in Gänze zu erhalten.
Es sicherte den Arbeitskräften dauerhaft ihren Ar-
beitsplatz. Es sicherte der Landesregierung mehr
Geld, weil es das Gebot der NLG überboten hatte.
Von den Synergieeffekten für den Betrieb des
Käufers will ich in diesem Zusammenhang gar
nicht sprechen.

Sehen wir uns nun den Kompromiss an, der jetzt
so gefeiert wird. Das Land nimmt durch diesen
gesplitteten Verkauf weniger Geld ein, als wenn es
insgesamt verkauft hätte. Die Mitarbeiter werden in
naher Zukunft ihren Arbeitsplatz verlieren. Der
Betrieb wird zerschlagen, und große Teile ökolo-
gisch entwickelter Fläche werden in die konventio-

nelle Bearbeitung zurückgeführt. Wo ist eigentlich
der Ausgleich dafür?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr McAllister, dass diese Flächen für den Hafen-
bau in Cuxhaven benötigt würden, ist nichts ande-
res als eine Schutzbehauptung. Dafür stehen rund
140 ha weitere Flächen in der Umgebung zur Ver-
fügung; allein im Belumer Außendeich gibt es über
250 ha im Besitz der öffentlichen Hand.

Ich frage mich also: Warum ist es erforderlich,
diesen Hof zu zerschlagen?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben von der Landesregierung immer nur die
halbe Wahrheit gehört. Da wurde rumgeeiert, da
wurde vernebelt. Ich bin der festen Überzeugung,
dass hier Dinge abgesprochen worden sind - ich
nehme sogar an, versprochen worden sind -, und
zwar vorbei am Parlament und in der Hoffnung,
dass wir hier das brave Abnickergremium geben
und dem zustimmen. Diesen Gefallen werden wir
Ihnen aber nicht tun. - Schönen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt erteile ich Herrn Johannßen von der SPD-
Fraktion das Wort.

Claus Johannßen (SPD):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Verkauf der Domäne Hollanderhof hat sich in
diesem Parlament und in seinen Ausschüssen
schon fast zu einer unendlichen Geschichte entwi-
ckelt. Es ist schon ungewöhnlich, dass ein Grund-
stücksverkauf mehrfach beraten und immer wieder
von der Tagesordnung abgesetzt worden ist. Aber
das zeigt ganz deutlich, dass er entweder vom
Ministerium schlecht vorbereitet worden ist oder
dass das Ganze von Anfang an so geplant war,
wie Herr Klein es eben angedeutet hat.

Die Verkaufsabsichten des Landes sind nicht vor
Ort veröffentlicht worden; ich habe in der ersten
Beratung schon darauf hingewiesen. Ich frage
mich, ob man die Verkaufsabsichten ganz bewusst
nicht vor Ort veröffentlicht hat.

Bereits im Herbst letzten Jahres bin ich in Ottern-
dorf von einem Landwirt angesprochen worden,
der mir ganz genau erzählt hat, welche Flächen
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welcher Landwirt von der NLG bekommt - und das,
bevor der Verkauf im zuständigen Ausschuss für
Haushalt und Finanzen überhaupt beraten worden
ist.

Erst meine Kleine Anfrage zu der Beschäftigungs-
situation der Mitarbeiter auf der Domäne, welche
die Niederelbe-Zeitung vor Ort aufgegriffen hat, hat
den Fabrikanten Paulsen darauf aufmerksam ge-
macht, dass die Ländereien zum Verkauf standen.
Herr Paulsen hat daraufhin ein Angebot einge-
reicht. Der Angebotspreis war höher als der der
NLG. Herr Paulsen hat sich bereit erklärt, die Flä-
chen weiterhin ökologisch zu bewirtschaften und
das Personal zu übernehmen.

Daraufhin hat es Gespräche gegeben, an denen
auch Herr McAllister teilgenommen hat. Darin ist
Herr Paulsen mit seiner Absicht aber nicht durch-
gedrungen. Deshalb hat er sich an mich gewandt.

(David McAllister [CDU] und Bernd
Althusmann [CDU] lachen)

- Herr McAllister, mir ist aus den Gesprächen be-
richtet worden, dass Sie zwar dabeigesessen ha-
ben, dass das Thema Sie aber nicht interessiert
hat. Das spricht ja wohl für sich!

(Zustimmung bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Nachdem das Kaufangebot von Herrn Paulsen im
Ministerium vorlag, hat sich das Ministerium aber
nicht bei ihm gemeldet. Erst auf Nachfrage oder
auf Druck von vor Ort hat Herr Dr. Lüthge Herrn
Paulsen angerufen und gesagt: „Herr Paulsen, ich
soll Sie anrufen, aber ich will gar nicht mit Ihnen
sprechen.“ Ich finde es unglaublich, wie da mit
einem Kaufinteressenten umgegangen worden ist!

(Beifall bei der SPD)

Staatssekretär Ripke hat geäußert - Zitat aus der
Niederelbe-Zeitung -: „Wir werden verkaufen an
die NLG und auf keinen Fall an Paulsen.“

Parallel dazu ist das Personal der Domäne ins
Ministerium einbestellt worden. Man hat ihm ge-
sagt, wenn sie die Abfindungsvereinbarung mit der
NLG nicht unterschreiben, werde man seitens des
Landes eine Kündigung aussprechen. - Ich finde
es unglaublich, wie da mit Landesbeschäftigten
umgegangen worden ist!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Herr McAllister, erst der Druck aus der Region hat
das Einlenken bewirkt. Der Verwaltungsausschuss
der Stadt Otterndorf, in dem auch Ihre Partei ver-
treten ist, hat das Land einstimmig gebeten - das
ist auch an die Fraktionen gegangen -, das Ange-
bot von Herrn Paulsen zu berücksichtigen und an
ihn zu verkaufen. Der Gewerbeverein Neuhaus hat
dafür 600 Unterschriften gesammelt.

(Bernd Althusmann [CDU]: Sie haben
da bisher gar keine große Rolle ge-
spielt!)

Meine Damen und Herren, die Berichterstattung in
der Niederelbe-Zeitung hat das ihre bewirkt.

Letztlich ist ein Kompromiss dabei herausgekom-
men. Wir halten diesen Kompromiss für tragfähig.
Er sichert die Arbeitsplätze am Standort Otterndorf
und kommt den ökologischen Interessen bei der
Bewirtschaftung des Hofes weitestgehend entge-
gen. Wir werden diesem Kompromiss zustimmen.

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der
CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächster Redner ist Herr McAllister von der CDU-
Fraktion.

David McAllister (CDU):

Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Der Landtag hat sich in der
Tat über viele Wochen mit dem Verkauf der Do-
mäne Hollanderhof beschäftigt. Wir sollten die
Debatte um den Hollanderhof jetzt zu einem Ab-
schluss bringen. Ich finde, das vorliegende Ergeb-
nis ist gut. Manchmal will gut Ding halt Weile ha-
ben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Herr Kollege Klein, mit Ihrer Einschätzung stehen
Sie bei uns in der Region ziemlich isoliert da. Alle
wesentlich Beteiligten haben den Kompromiss
begrüßt.

Herr Johannßen, Inhalt und Tenor Ihrer Rede
passten nicht zu Ihrem letzten Satz.

(Beifall bei der CDU)

Erst haben Sie alles kritisiert, aber am Ende stim-
men Sie doch zu. Aber so kenne ich Sie ja, und so
kennen Sie auch viele meiner Kollegen. Herr Jo-
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hannßen, wir kennen uns ja aus dem Kreistag. So
treten Sie ja häufig auf.

Mir ist bei dem Thema Domäne Hollanderhof eines
aufgefallen: Während der eine vor Ort öffentlich-
keitswirksam Theater gemacht hat, hat sich der
andere Wahlkreisabgeordnete hinter den Kulissen
mit den Beteiligten darum gekümmert, dass wir
heute diese Lösung erreicht haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Karin Stief-Kreihe [SPD]: Darum hat
das so lange gedauert!)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr McAllister, gestatten Sie eine Zwischenfrage
des Abgeordneten Möhrmann?

David McAllister (CDU):

Nein, jetzt bitte nicht. - Das war ein ganz kompli-
ziertes Verfahren, weil es darum ging, viele unter-
schiedliche Interessen in Einklang zu bringen. Es
ist ein ganz normales Recht dieses Landtages.
Nach Artikel 63 unserer Landesverfassung bedarf
die Veräußerung von Landesvermögen der Zu-
stimmung des Niedersächsischen Landtages. Da-
von hat der Landtag Gebrauch gemacht. Wir ha-
ben unsere eigenen Vorstellungen eingebracht.
Das ist das gute Recht dieses Hauses. Das ist
gelebte Demokratie.

Zum Inhalt: Das Land verkauft jetzt die Domäne im
Gegensatz zur ursprünglichen Absicht der Regie-
rung in zwei Teilen, weil dies die beste Lösung für
die Region ist. Auf der einen Seite erhält der Un-
ternehmer Alfred Paulsen viele Flächen für den
Bioanbau seiner Rohstoffe und stärkt damit den
Produktionsstandort Otterndorf. Auf der anderen
Seite erhält die NLG die notwendigen Flächen für
einen Flächentausch mit einem Landwirt, damit die
Hafenerweiterung in Cuxhaven über die Bühne
gehen kann. Das sind doch zwei ganz entschei-
dende, gute Ergebnisse für die Unterelberegion!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Zusätzlich erhält mit diesem Flächentausch auch
noch ein Landwirt eine Perspektive, indem er auf
der Hoffläche einen Boxenlaufstall realisieren
kann.

Mir ist eines aufgefallen, Herr Kollege Johannßen
- das will ich wiederholen -: Sie haben die ganze
Zeit vor Ort dazu aufgefordert, dass es eine Lö-

sung für Paulsen gibt. Man hat sich darum ge-
kümmert, dass diese Lösung kommt. Als sie dann
in der Zeitung gestanden hat, haben Sie sich be-
schwert, dass ein Landwirt aus Otterndorf keine
Flächen für Ausgleichsmaßnahmen für die B-73-
Ortsumgehung bekommt. Eines muss ich Ihnen
sagen: Auch Sie können ein Stück Land nur ein-
mal verkaufen. Wie Sie argumentiert haben, funk-
tioniert von vorne bis hinten nicht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Zu den beiden Verwaltern: Ich meine, die beiden
Verwalter haben von Herrn Paulsen ein gutes An-
gebot bekommen; sie können weiterbeschäftigt
werden. Dieses Angebot liegt vor. Alternativ kön-
nen sie eine im Vergleich großzügig bemessene
Abfindung wählen. Beide Verwalter erhalten damit
eine Perspektive und können über ihre Zukunft
selbst entscheiden.

Letzte Bemerkung: Im Ergebnis ist die heute vom
Landtag zu treffende Entscheidung ein Interessen-
ausgleich, der für alle Beteiligten und für Cuxhaven
insgesamt die beste Lösung ist. Mein Dank gilt vor
allem den beteiligten Beamten im Landwirt-
schaftsministerium, den involvierten Bürgermeis-
tern, dem Unternehmer Paulsen, den Vertretern
der NLG - ich habe sie alle in den letzten Wochen
kennen gelernt -

(Bernd Althusmann [CDU]: Und dem
Haushaltsausschuss!)

und natürlich dem Haushaltsausschuss, dessen
kluge Beratung dazu beigetragen hat, dass wir
heute diesen guten Beschluss fassen können.
Ende gut, alles gut!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Ralf Briese [GRÜNE]: Auch dem
Papst muss gedankt werden! - Ge-
genruf von Bernd Althusmann [CDU]:
Als Christliche Union haben wir den
immer hinter uns!)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt liegen mir zwei Kurzinterventionen vor, zum
einen von Herrn Klein und zum anderen von Herrn
Möhrmann. Herr Klein, bitte!

Hans-Jürgen Klein (GRÜNE):

Herr McAllister, ich weiß sehr gut, dass ich mit
meiner Meinung, was die Region angeht, eben
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nicht isoliert bin. Der Unterschied ist nur, dass Sie
mich nicht unter Druck setzen können. Es sind
doch dubiose Umstände gewesen, unter denen
diese Verhandlungen gelaufen sind.

(Widerspruch bei der CDU)

Wenn ein stellvertretender Abteilungsleiter aus
dem Landwirtschaftsministerium in der Zeitung
erklären kann, es sei politischer Wille, dass der Hof
an die NLG geht, dann frage ich mich: Wird der
politische Wille dieses Landtags jetzt im ML gebil-
det?

(Zustimmung bei den GRÜNEN und
bei der SPD)

Wenn er gleichzeitig erklärt, schon mit Zwecken
belegte Flächen könnten nicht mehr freigegeben
werden, ohne dass überhaupt ein Vertrag besteht,
dann frage ich mich: Ist das denn rechtens? - Das
kann mir niemand erzählen!

Natürlich ist auch Druck gegenüber den Beteiligten
ausgeübt worden. Bis zuletzt ist Druck auf die Mit-
arbeiter ausgeübt worden nach dem Motto: Wenn
ihr einer Übernahme widersprecht, dann werden
wir euch betriebsbedingt kündigen. - Natürlich ist
auch Druck auf Paulsen ausgeübt worden. Es
stand doch sogar in der Zeitung, er müsse den
Schaden heilen, weil er die Pläne durcheinander
gebracht habe, und er müsse auf alle Fälle die
Abfindungszahlungen übernehmen und Ähnliches.
Das ist doch kein rechtmäßiges Gebaren! Das
können Sie mir nicht erzählen.

Dass unter diesem Druck ein solcher Kompromiss
zustande kommt, kann ich verstehen. Aber den
muss ich nicht gutheißen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Möhrmann, bitte!

Dieter Möhrmann (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist
ja interessant: Bei diesem eben genannten Wahl-
kreisabgeordneten handelt es sich um den Vorsit-
zenden der CDU-Landtagsfraktion.

(Zustimmung von Bernd Althusmann
[CDU] und Hans-Christian Biallas
[CDU])

Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass wir
dieses Thema schon zweimal auf der Tagesord-
nung des Landtages hatten, aber dass es auf An-
trag der Oppositionsfraktionen von der Tagesord-
nung heruntergenommen wurde - so weit zum
Einfluss und zu den Möglichkeiten des CDU-
Fraktionsvorsitzenden, das zu einer guten Lösung
zu führen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Herr McAllister, ich will mich ja dem Dank gerne
anschließen. Das kann ich aber nur mit Blick auf
die letzte Phase der Verhandlungen, die zu dem
heutigen Beschluss geführt hat. Der Anfang der
Beratungen im Haushaltsausschuss stand unter
einem ganz anderen Stern; das hat Herr Klein
eben geschildert. Sie können jetzt nicht so tun, als
ob Sie derjenige gewesen seien, der dort die Kuh
vom Eis gebracht hat.

(Zuruf von der CDU: Das hat er doch
gemacht!)

Die Kuh vom Eis gebracht haben diejenigen, vor
denen Sie nachher Bammel hatten; denn in der
Öffentlichkeit in Cuxhaven hat man Ihnen eben
nicht zugetraut, dass Sie sich einmischen. Erst
ganz am Ende haben Sie vermittelt.

Auch die Verhandlungsführung im Landwirt-
schaftsministerium hat sich erst ganz zum Ende
gedreht. Wenn Sie wirklich Druck ausgeübt hätten,
dann wäre die erste Vorlage schon so gewesen
wie die heutige. Dann hätten wir dieses ganze
Theater überhaupt nicht gebraucht.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Wir kommen deswegen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Gegenstimmen? - Das Erste war die Mehrheit.

Wir kommen jetzt zu
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Tagesordnungspunkt 16:
Einzige (abschließende) Beratung:
Verfassungsgerichtliches Verfahren -
Verfassungsbeschwerde des Herrn Peter
Steininger, München - Bevollmächtigter: Prof.
Dr. Heinrich Amadeus Wolff, Berlin - gegen: a)
den Beschluss des Bundesverwaltungsge-
richts vom 11.02.2004 - BVerwG 2 B  5.03 -,
b) den Beschluss des Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshofs vom 18.06.2003 -
3 BV 02.1374 -, c) das Urteil des Bayerischen
Verwaltungsgerichts München vom
16.04.2002 - M 5 K 01.3210 -, d) das Unter-
lassen des Gesetzgebers, einen Ausgleich für
amtsrelevante regionale Unterschiede in den
Lebenshaltungskosten zu schaffen - Schrei-
ben des Bundesverfassungsgerichts - Zweiter
Senat vom 24.05.2006 - 2 BvR 556/04 - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für
Rechts- und Verfassungsfragen -
Drs. 15/3032

In der Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Rechts- und Verfassungsfragen wird empfohlen,
von einer Äußerung gegenüber dem Bundesver-
fassungsgericht abzusehen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig,
über diesen Punkt ohne Besprechung abzustim-
men. - Ich sehe keinen Widerspruch und lasse
daher gleich abstimmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Das ist so beschlossen.

Wir kommen zu

Tagesordnungspunkt 17:
Einzige (abschließende) Beratung:
Verfassungsgerichtliche Verfahren - a)
Verfassungsbeschwerden - 1. des Bayeri-
schen Rundfunks, Anstalt des öffentlichen
Rechts, vertreten durch den Intendanten Prof.
Dr. Thomas Gruber, München, 2. des Hessi-
schen Rundfunks, Anstalt des öffentlichen
Rechts, vertreten durch den Intendanten Dr.
Helmut Reitze, Frankfurt, 3. des Norddeut-
schen Rundfunks, Anstalt des öffentlichen
Rechts, vertreten durch den Intendanten Prof.
Jobst Plog, Hamburg, 4. des Mitteldeutschen
Rundfunks, Anstalt des öffentlichen Rechts,
vertreten durch den Intendanten Prof. Dr. Udo
Reiter, Leipzig, 5. des Rundfunk Berlin-
Brandenburg, Anstalt des öffentlichen Rechts,
vertreten durch die Intendantin Dagmar Reim,
Potsdam-Babelsberg, 6. des Radio Bremen,
Anstalt des öffentlichen Rechts, vertreten
durch den Intendanten Dr. Heinz Glässgen,
Bremen, 7. des Saarländischen Rundfunks,
Anstalt des öffentlichen Rechts, vertreten
durch den Intendanten Fritz Raff, Saarbrü-
cken, 8. des Südwestrundfunks, Anstalt des
öffentlichen Rechts, vertreten durch den In-
tendanten Prof. Peter Voß, Stuttgart, 9. des
Westdeutschen Rundfunks, Anstalt des öf-
fentlichen Rechts, vertreten durch den Inten-
danten Fritz Pleitgen, Köln - Bevollmächtigter:
Prof. Dr. Fritz Ossenbühl, Meckenheim - b)
Verfassungsbeschwerde des Zweiten Deut-
schen Fernsehen (ZDF), Anstalt des öffentli-
chen Rechts, vertreten durch den Intendanten
Markus Schächter, Mainz - Bevollmächtigter:
Prof. Dr. Gunnar Folke Schuppert, Berlin - c)
Verfassungsbeschwerde des Deutschlandra-
dios, Körperschaft des öffentlichen Rechts,
vertreten durch den Intendanten Prof. Ernst
Elitz, Köln - Bevollmächtigte: Rechtsanwälte
Redecker Sellner Dahs & Widmaier, Bonn -
gegen: Artikel 6 Nr. 2 Buchst. a und Nr. 4 des
Achten Rundfunkänderungsstaatsvertrages
vom 8. bis 15.10.2004 i. V. m. den Zustim-
mungsgesetzen und Zustimmungsbeschlüs-
sen der Länder - Schreiben des Bundesver-
fassungsgerichts - Erster Senat - vom
09.05.2006 - 1 BvR 2270/05, 1 BvR 809/06,
1 BvR 830/06 - Beschlussempfehlung des
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Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfra-
gen - Drs. 15/3033

In der Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Rechts- und Verfassungsfragen wird empfohlen,
von einer Äußerung gegenüber dem Bundesver-
fassungsgericht abzusehen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Auch bei diesem Punkt waren sich im Ältestenrat
alle Fraktionen einig, ohne Besprechung abzu-
stimmen. - Auch hier sehe ich keinen Widerspruch.

Ich lasse deswegen gleich abstimmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Das ist so beschlossen.

Wir kommen jetzt zu

Tagesordnungspunkt 18:
Einzige (abschließende) Beratung:
Verfassungsgerichtliche Verfahren - Ver-
fassungsbeschwerden - 1. des Herrn Hans-
Joachim Horn, Löhningen - gegen a) das Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts vom 03.07.2003
- BVerwG 2 C 45.02 -, b) den Beschluss des
Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts
vom 09.07.2002 LB 3402/01 -, c) das Urteil
des Verwaltungsgerichts Oldenburg vom
28.02.2001 - 6 A 2325/99 -, d) den Wider-
spruchsbescheid der Versorgungskasse Ol-
denburg vom 18.05.1999 - Wie/Sta. -, e) den
Bescheid der Versorgungskasse Oldenburg
vom 11.02.1999 - 0017.0093/5 -, f) § 87 c
NBG i. d. F. des Art. 14 Nr. 2 des Haushalts-
begleitgesetzes 1999 vom 21.01.1999 (GVBl
S. 10) - § 87 c NBG a. F. - 2. der Frau Katha-
rina Hashagen, Ovelgönne - gegen a) das Urteil
des Bundesverwaltungsgerichts vom 03.07.2003
- BVerwG 2 C 41.02 -, b) den Beschluss des
Niedersächsischen Oberverwaltungsgerichts
vom 09.07.20022 - LB 26/02 -, c) das Urteil
des Verwaltungsgerichts Oldenburg vom
27.11.2001 - 6 A 3385/00 -, d) den Wider-
spruchsbescheid des Niedersächsischen Lan-
desamtes für Bezüge und Versorgung vom
14.07.2000 - 26a/6266330A -, e) den Beihilfe-
bescheid des Niedersächsischen Landesam-
tes für Bezüge und Versorgung vom 1.02.2000
- 26.28/6266330A -, f) den Beihilfebescheid
des Niedersächsischen Landesamtes für Be-
züge und Versorgung vom 01.03.1999 -
26/28/F61-266330A -, g) § 87 c NBG i. d. F.
des Art. 14 Nr. 2 des Haushaltsbegleitgesetzes
1999 vom 21.10.1999 (GVBl S. 10) - § 87 c NBG
a. F. - 3. des Herrn Michael Tolkmitt, Wil-
helmshaven -  gegen a) das Urteil des Bundes-
verwaltungsgerichts vom 03.07.2003 - BVerwG
2 C 24.02 -, b) das Urteil des Niedersächsi-
schen Oberverwaltungsgerichts vom
23.04.2002 - 2 LB 3475/01 -, c) das Urteil des
Verwaltungsgerichts Oldenburg vom
03.09.2001 - 6 A 3094/00 -, d) den Wider-
spruchsbescheid des Niedersächsischen Lan-
desamtes für Bezüge und Versorgung vom
13.07.2000 - 35.63/024091 -, e) den Beihilfe-
bescheid des Niedersächsischen Landesam-
tes für Bezüge und Versorgung vom
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12.01.2000 - 35.38/024091 -, f) § 87 c NBG
i. d. F. des Art. 14 Nr. 2 des Haushaltsbegleit-
gesetzes 1999 vom 21.01.1999 (GVBl S. 10) -
§ 87 c NBG a. F. - Bevollmächtigte: Rechtsan-
wälte Dr. Eckhard Bax und Koll., Hannover -
Schreiben des Bundesverfassungsgerichts -
Zweiter Senat - vom 30.05.2006 -
2 BvR 1715/03, 2 BvR 1716/03, 2 BvR
1717/03 - Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Rechts- und Verfassungsfragen -
Drs. 15/3034

In der Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Rechts- und Verfassungsfragen wird empfohlen,
von einer Äußerung gegenüber dem Bundesver-
fassungsgericht abzusehen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Auch hier waren sich die Fraktionen einig, ohne
Besprechung abzustimmen. - Ich höre keinen Wi-
derspruch.

Ich lasse deswegen abstimmen.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Das ist so beschlossen.

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesord-
nung. Ich wünsche Ihnen einen schönen Abend.

Schluss der Sitzung: 19.04 Uhr.


